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Basismodul

Die Qualitätsanforderungen des Basismoduls sind strukturiert in elf Themenfelder.
Managementprozesse:

1. Leitbild, Strategie, Projekte und Jahresplanung 

2. Konzeptentwicklungen

3. Führung und Organisation

4. Externe Kommunikation und Kooperation

5. Qualitätsmanagement
Supportprozesse:
6. Personal

7. Finanzierung und Rechnungslegung

8. Beschaffung und Unterhalt von Infrastruktur und Material

9. Betriebssicherheit, Hygiene, Sauberkeit und Entsorgung 

10. Sicherheit der Klientinnen/Klienten und Patientinnen/Patienten

11. Gesetzliche Vorschriften, Vereinbarungen und weitere verbindliche Vorgaben 
Auf den nachfolgenden Seiten befinden sich die Qualitätsanforderungen zum Basismodul.

B / 1 Qualitätsanforderungen zu "Leitbild, Strategie, Projekte und Jahresplanung"

	Nr.
	B / 1 Leitbild, Strategie, Projekte und Jahresplanung

	Indikatoren
	Standards
	Erläuterungen und Kommentare 

	1
	Die Organisationseinheit hat in der Verantwortung der Trägerschaft respektive des übergeordneten Führungsorgans ein eigenes Leitbild mit Aussagen

· zu den übergeordneten Zielen der Organisationseinheit;

· zum Angebot;

· zu den Werten und Haltungen gegenüber den Klientinnen und Klienten bzw. Patientinnen und Patienten, den Mitarbeitenden und der Gesellschaft.


	
	
	Ein Leitbild befindet sich auf der normativen Ebene einer Einrichtung: Leitbildaussagen sind Werte, Normen und Haltungen, sollen grundsätzlich langfristig (= bis zu zehn Jahren) gültig sein, müssen aber regelmässig auf Gültigkeit überprüft werden, vgl. B/5/2. Ein Leitbild ist Grundlage für eine daraus abgeleitete Strategie sowie daraus abgeleitete Konzepte.


	2
	Die Organisationseinheit hat in der Verantwortung der Trägerschaft respektive des übergeordneten Führungsorgans eine Strategie, die dem Leitbild entspricht, mit Aussagen

· zu den strategisch relevanten Umfeldentwicklungen;

· zu den strategischen Zielen, die erreicht werden sollen;

· zum Angebot;

· zu den Zielgruppen;

· zu den Vernetzungspartnern/-partnerinnen.


	
	
	Eine Strategie sollte eine Gültigkeitsdauer von drei bis fünf Jahren haben und ist regelmässig auf Gültigkeit hin zu überprüfen, vgl. B/5/2. Sie schafft Klarheit über die Positionierung der Einrichtung im Umfeld.

Die Organisation klärt, ob sie eine Strategie pro Organisationseinheit oder eine Gesamtstrategie für die Organisation entwickelt. Ein Minimum an strategischen Überlegungen pro Organisationseinheit ist jedoch erforderlich.



	3
	Für die Durchführung von Projekten definiert die Organisationseinheit ein Projektmanagement, welches Aussagen macht

· zu den Zielen und Zielgruppen;

· zur Projektdauer;

· zur Vorgehensweise;

· zu den notwendigen personellen und finanziellen Ressourcen;

· zu Aufgaben, Kompetenzen und Verantwortlichkeiten der involvierten Personen;
· zur Evaluation.


	
	
	Unter Projekte fallen: Angebotsoptimierungen, Neu- oder Weiterentwicklung von Angeboten und Konzepten und deren konkrete Umsetzung, Organisationsentwicklungen, die Einführung von QuaTheDA und den damit verbundenen Instrumenten etc.

Für die Durchführung von Projekten und die Entwicklung von Angeboten sind die Qualitätskriterien nach quint-essenz hilfreich, vgl. www.quint-essenz.ch 

Für die Durchführung von Projekten und Angeboten mit Peers sind die Zielsetzungen, Dauer, Inhalte, Verantwortlichkeiten, Schulungen und das Vorgehen zur Evaluation zu definieren.



	4
	Die Organisationseinheit erstellt eine Jahresplanung, aus welcher insbesondere die Qualitätsziele ersichtlich sind.


	
	
	Eine Jahresplanung gibt verbindliche Leistungsziele und operative Aufgabendefinitionen vor.

Beispiele: Suchthilfe spezifische Ziele, finanzwirtschaftliche Ziele, personelle Ziele, infrastrukturelle Ziele, Auslastungsgrad, Qualitätsziele etc.



B / 2 Qualitätsanforderungen zu "Konzeptentwicklungen"

	Nr.
	B / 2 Konzeptentwicklungen

	Indikatoren
	Standards
	Erläuterungen und Kommentare

	1
	Die Organisationseinheit verfügt über aus dem Leitbild und aus der Strategie abgeleitete konzeptionelle Aussagen

· zu den Zielgruppen und deren Bedarf;

· zu den Angeboten sowie zu den Zielen der Angebote;

· dazu, welche Methoden und Verfahren angewendet werden;

· zu den interdisziplinären Grundsätzen;

· zum Vorgehen bei Klientinnen und Klienten bzw. Patientinnen und Patienten mit fürsorgerischer Unterbringung bzw. mit administrativen oder strafrechtlichen Massnahmen;

· zu den Kriterien für Aufnahme, Übertritt, Austritt und Wiederaufnahme;

· zum Beschwerde- und Rekursverfahren und zu einer in die Betriebsführung nicht involvierten Beschwerdeinstanz;

· zu den Grundsätzen gesunder Ernährung und Bewegung und deren Umsetzung;

· zum Umgang mit Aspekten der Diversität (Gender, Migration, Alter, Komorbidität etc.);

· zur Organisation und zur Organisationsstruktur;

· zur Sicherstellung einer geeigneten Infrastruktur, die den externen und internen Hygiene- und Sicherheitsanforderungen entspricht;

· zu den Kapazitätsgrenzen bei der Auslastung von Infrastruktur und Organisationseinheiten.


	
	
	Die Organisationseinheit entscheidet, wie sie die konzeptuellen Aussagen strukturiert und in welchen Dokumenten sie diese festhält (z.B. Betriebs-, Dienstleistungs-, Sicherheitskonzept, etc.). Die konzeptuellen Aussagen müssen regelmässig auf Gültigkeit überprüft werden, vgl. B/5/2.

Die Angebote und Dienstleistungen der Organisationseinheit tragen nebst der Erkennung von Suchtgefährdung und Behandlung /Betreuung von Personen mit Suchtproblemen zur beruflichen und sozialen (Re-)Integration der Klientinnen/Klienten sowie der Patientinnen/Patienten bei. Organisationseinheiten mit einem beschränkten Dienstleistungsangebot arbeiten vernetzt mit den entsprechenden Institutionen, um eine integrale Betreuung anbieten zu können. Bei der Angebotsplanung ist den Aspekten der Diversität (siehe unten) Rechnung zu tragen; beispielsweise sind genügend Arbeitsplätze bereit zu stellen (Modul IV), welche auf die Fähigkeiten von Frauen zugeschnitten sind, oder Arbeitsplätze, die mit allfälligen religiösen oder kulturellen Vorschriften vereinbar sind.
Zu definierende Angebote pro Modul können sein:

Modul I: Therapieformen, Angebote in den Bereichen Arbeit, Bildung und Freizeit etc.
Modul II: Bildungsangebote, Therapieformen, Gruppenangebote, Rückfallprophylaxe, Sachhilfe, medikamentöse Therapie, Suchtursachen herausarbeiten, Erziehungskompetenzen aufbauen, etc.
Modul III: somatische/psychiatrische Angebote, Beratungs- und Therapieangebot etc.

Modul IV: Berufsabklärung (Beratung, Schnupperlehre, Praktika), Arbeits- und Bildungsangebote etc.
Modul V: Wohnangebote und Begleitung/Betreuung, Sachhilfe etc.
Modul VI: Angebote zur alltagspraktischen Unterstützung wie Kleiderwaschmöglichkeiten, Essensangebot, medizinische Versorgung, Triage etc.

Modul VII: Angebote zur Verpflegung, zur Hygieneförderung (Duschen, Waschen), zum Spritzentausch, Triage zu Arzt, Spital etc., Abgabe von Kondomen, Spritzen und Hilfsmitteln (z.B. Ascorbin, Bicarbonat, Tupfer, steriles Wasser, Staubänder) etc.

Modul VIII: Triage, Vermittlung von Angeboten und Beratungsstellen für Eltern, Informationsanlässe, etc. Interventionsorte können sein: Clubs, lokale Szenetreffpunkte etc.
Modul IX: medizinische und psychosoziale Angebote, Gruppenangebote etc.

Modul X: Bildungsangebote, Erarbeitung von Konzepten zur Gesundheitsförderung, Früherkennung und Frühintervention etc.

Methoden können sein: verhaltenstherapeutisches Arbeiten, systemischer Ansatz, Coaching-orientiertes Setting etc.
Die Institution soll ein internes Beschwerde- und Rekursverfahren definieren und sicherstellen, dass dieses den Klientinnen/Klienten sowie den Patientinnen/Patienten bekannt ist. Zusätzlich soll eine in die Betriebsführung nicht involvierte Beschwerdeinstanz definiert werden. Als unabhängige Beschwerdeinstanz kann die Ombudsstelle von Infodrog festgelegt werden (vgl. Leitlinien). Die Ombudsstelle kann kontaktiert werden, wenn die internen Möglichkeiten ausgeschöpft sind. 
Aspekte der Diversität der Klientinnen/Klienten sowie Patientinnen/Patienten sind z. B. Lebensalter, Geschlecht/Gender, Migrationshintergrund, psychische, somatische und soziale Komorbidität, Behinderung, sozioökonomischer Status, Elternschaft, sexuelle Orientierung, Religion, Persönlichkeit. 

Um beim Erbringen der Dienstleistungen Aspekte der Diversität entsprechend zu berücksichtigen, kann es angezeigt sein, interne Zuständigkeiten in Bezug auf verschiedene Querschnittsthemen und Fachfragen zu definieren; z.B. eine Mitarbeitende, die sich zum Thema Sucht im Alter spezialisiert. Die Mitarbeitenden verfügen über entsprechende fachliche Kompetenzen bzw. besuchen entsprechende Weiterbildungen (z.B. zu transkultureller Kompetenz, z.B. durch Teilnahme in entsprechenden Fachgruppen (Fachverband Sucht) etc.)
Zu Gender vgl. z.B. Frauengerechte/Männergerechte Beratung: ein Leitfaden für Beraterinnen und Berater im Suchtbereich.

Zu Migration kann bei Infodrog die Publikation Migrationsgerechte Suchtarbeit bezogen werden; betreffend Übersetzung vgl. www.inter-pret.ch. 
Zu Sucht im Alter vgl. www.sucht-im-alter.ch (ab Herbst 2012).

Vgl. weitere Informationen zu Diversität und seinen Aspekten.



	2
	Organisationseinheiten mit mehreren Standorten und/oder Angeboten, die mehrere QuaTheDA-Module betreffen, verfügen über konzeptionelle Aussagen pro Standort und/oder pro QuaTheDA-Modul.


	
	
	Zu den einzelnen Angeboten sollen pro Standort differenzierte konzeptuelle Aussagen vorliegen.



B / 3 Qualitätsanforderungen zu "Führung und Organisation"

	Nr.
	B / 3 Führung und Organisation

	Indikatoren
	Standards
	Erläuterungen und Kommentare

	1
	Zur Führung sind unter Berücksichtigung der Interdisziplinarität definiert:

· die Führungsgremien und Führungsfunktionen;

· die Aufgaben, Kompetenzen und Verantwortlichkeiten der einzelnen Führungsgremien und Führungsfunktionen;

· die Zugriffsberechtigungen auf sensible Daten und Dokumente, insbesondere zu Klientinnen und Klienten bzw. Patientinnen und Patienten, Personal und Finanzen;

· die Über- und Unterstellungen;

· die Stellvertretungen;

· der Führungsrythmus;

· die Kommunikationsgefässe;

· die Führung der Organisationseinheit in ausserordentlichen Situationen. 


	
	
	Zweckmässig ist eine Unterscheidung zwischen der strategischen Ebene (Trägerschaft, Vorstand, Stiftungsrat) und der operativen Ebene (Geschäftsleitung, Führungskräfte).

Aufgaben, Kompetenzen und Verantwortlichkeiten: Darstellung in einem Funktionendiagramm oder in Stellenbeschrieben bzw. Pflichtenheften; klar zu definieren sind, wer welche Entscheide trifft, sowie das Vorgehen zur Entscheidfindung (z. B. nach dem Raster Allein-Entscheid, Mit-Entscheid, Mitsprache, Beratung, Information). Zu diesem Führungsaspekt zählt auch die Einsatzplanung. Dabei ist es zweckmässig, dass für alle Personalangehörige dauerhaft die Möglichkeit besteht, Einblick in die Einsatzpläne zu erhalten und Änderungsanträge an die/den direkte/n Vorgesetzte/n zu stellen;
Führung in ausserordentlichen Situationen:

Die Organisationseinheit macht sich Überlegungen über mögliche ausserordentliche Situationen (z.B. längere unfall- oder krankheitsbedingte Abwesenheit der Geschäftsleitung, Freistellung von Kader, Zerstörung der Räumlichkeiten durch Brand etc.) sowie zum Vorgehen, wie die Führung der Organisationseinheit sichergestellt werden kann (z.B. Übernahme bestimmter Aufgaben durch Trägerschaft, Notfalldispositiv etc.).
Zum Datenschutz vgl. die Website der Eidgenössischen Datenschutz- und Öffentlichkeitsbeauftragten zum Thema Gesundheit sowie den Leitfaden für die Bearbeitung von Personendaten im medizinischen Bereich.


	2
	Die Organisationsstruktur ist geregelt.


	Organigramm
	Vollständig
	

	3
	Die Mitglieder der Geschäftsleitung und des Personals sind nicht Mitglied des obersten Leitungsorgans.


	
	
	


B / 4 Qualitätsanforderungen zu "Externe Kommunikation und Kooperation"

	Nr.
	B / 4 Externe Kommunikation und Kooperation

	Indikatoren
	Standards
	Erläuterungen und Kommentare

	1
	Die Organisationseinheit betreibt eine systematische Öffentlichkeitsarbeit.
	
	
	Eine systematische Öffentlichkeitsarbeit ist auf die relevanten Zielgruppen ausgerichtet, z.B. die Nachbarschaft, das Quartier, die Region, die lokalen politischen Instanzen, zuweisende Stellen, Angehörige, Verbände etc.

Zu definieren sind Häufigkeit und welche Mittel für welche Zielgruppen geeignet sind. 

Mittel einer systematischen Öffentlichkeitsarbeit können sein: Jahresberichte, Publikationen, Flugblätter, Plakate, eine Website, Tage der offenen Türe, Flohmärkte, Ausstellungen, Informationsveranstaltungen, Fachtagungen, Gesprächsrunden, Interviews in den Medien, Einsatz von kulturellen Mediatorinnen/Mediatoren oder Multiplikatorinnen/Multiplikatoren in Migrationsgemeinschaften.



	2
	Die institutionelle Zusammenarbeit mit den relevanten Vernetzungspartnern/-partnerinnen ist geregelt, wird nachweisbar umgesetzt und evaluiert.


	
	
	Die Form der Zusammenarbeit (mündlich/schriftlich, Dauer, Intensität, Inhalte, etc.) ist zu definieren in Bezug auf die Relevanz der Partner (strategische Bedeutung der Partner, Komplementarität/Konkurrenz bezüglich Angebote etc.)


	3
	Die Organisationseinheit regelt, in welcher Form mit den wichtigsten Vernetzungspartnern/-partnerinnen ein regelmässiger Informationsaustausch stattfindet.


	
	
	Vgl. B/4/2

	4
	Die Organisationseinheit definiert, mit welchen Vernetzungspartnern/-partnerinnen sie eine dokumentierte Vereinbarung zur Zusammenarbeit hat.


	
	
	Vgl. B/4/2

	5
	Die Organisationseinheit regelt, in welcher Form mit Vernetzungspartnern/-partnerinnen und weiteren Anspruchsgruppen Sensibilisierungsaktivitäten zu den Besonderheiten der Sucht und der Suchtarbeit stattfinden.

 
	
	
	Sensibilisierungsaktivitäten sollen 
· zu einem besseren Verständnis der Suchtkrankheit beitragen;
· Kenntnisse im Umgang mit suchtkranken Personen verbessern;
· zum Abbau von Stigmatisierung und von Vorurteilen beitragen;
· die Zusammenarbeit fördern
und richten sich z.B. an Sozialdienste, Notfallaufnahmestationen, Alters- und Pflegeheime, Abteilung für Geburtshilfe und Gynäkologie von Spitälern, MigrantInnen-Organisationen, etc. 


	6
	Der Einkauf von Drittleistungen und die Zusammenarbeit mit Drittleistungserbringenden sind geregelt.


	
	
	Konkret können dies sein: (Konsiliar-)Ärztinnen/-ärzte, Supervisorinnen/Supervisoren, Therapeutinnen/Therapeuten, Beraterinnen/Berater, Fachpersonen für Bildungs- und Sportangebote, etc.
Eine Prozesssteuerung von Drittleistungen durch eine qualifizierte Person der Organisationseinheit kann Widersprüchlichkeiten, Dreiecksbeziehungen, Doppelspurigkeiten etc. in der der Therapie und Rehabilitation verhindern.


	7
	In Organisationseinheiten ohne interne ärztliche Versorgung wird diese inklusive Stellvertretung definiert (z.B. Referenzarzt/Referenzärztin). Dabei werden Ärztinnen und Ärzte bevorzugt, welche Fortbildungen im Suchtbereich aufweisen und/oder in suchtmedizinische Netzwerke integriert sind. 


	
	
	Um die Hausärzte in suchtmedizinischen Fragen und Belangen zu unterstützen, wurden regionale (Ärzte-)Netzwerke gegründet: COROMA, FOSUMOS, FOSUMIS, Ticino Addiction etc., die regionale Gesprächsgruppen, Fort- und Weiterbildungsaktivitäten, etc. anbieten. Deren gemeinsame Website www.praxis-suchtmedizin.ch ist eine suchtmedizinische Informationsplattform und bietet Hausärzten ein Handbuch mit praxisbezogenen Informationen zu den gängigsten Suchtmitteln und zur Behandlung von Problemen beim Konsum von psychoaktiven Substanzen.



B / 5 Qualitätsanforderungen zu "Qualitätsmanagement"

	Nr.
	B / 5 Qualitätsmanagement

	Indikatoren
	Standards
	Erläuterungen und Kommentare

	1
	Die Organisationseinheit stellt in Verantwortung der Trägerschaft respektive des übergeordneten Führungsorgans ein systematisches Qualitätsmanagement sicher, welches regelt:

· die Funktionen des Qualitätsmanagements;

· die qualitätsrelevanten Prozesse;

· die administrativen Abläufe;

· die Dokumentenlenkung;
· die Messung der Zufriedenheit der Klientinnen und Klienten bzw. Patientinnen und Patienten sowie der Mitarbeitenden;
· die Qualitätsmessungen zu Prozessen und Ergebnissen;

· die Behandlungs- und/oder Interventionsdaten, die regelmässig oder punktuell erhoben werden;

· die Qualitätsbeurteilung von Lieferanten/Lieferantinnen und Drittleistungserbringenden;

· die internen und externen Audits;

· ein permanentes Verbesserungsmanagement mit Aussagen über die Nutzung der Resultate aus Messungen und weiterer erhobener Daten;

· das Management Review;

· die Qualitätsplanung unter Berücksichtigung von Qualitätszielen.

	Regelmässi-ge interne Audits


	1x pro Jahr


	Das Qualitätsmanagementsystem ist im 
(Qualitäts-)Handbuch beschrieben. 

Funktionen des Qualitätsmanagements sind: Qualitätsbeauftragte, Qualitätsleitende, interne Auditorinnen/Auditoren. 

Qualitätsrelevante Prozesse sind z.B. Aufnahmeverfahren, Behandlungsplanung, Austrittsprozess, Einstellung und Einführung neuer Mitarbeitender, Budgetierung und Rechnungslegung, etc.

Administrative Abläufe und Dokumentenlenkung: Zur Sicherstellung effizienter Abläufe im administrativen Supportbereich sind z.B. folgende Punkte zu regeln: 
· Struktur der KlientInnen- bzw. PatientInnendokumentation; 
· das Berichtswesen 
· die Personaladministration 
· die Unterschriftenregelung 
· Archivierungsort und Archivierungsdauer für Nachweisdokumente
· Bezeichnung, Nummer, Datum der Inkraftsetzung sowie Anzahl Seiten der Dokumente

Regelungen zu Qualitätsmessungen betreffen das Festlegen von Messgrössen, die Datenerhebung und die Auswertung. Zu Qualitätsmessungen zählen Zufriedenheitsbefragungen, Critical Incidents Reporting-Systeme, Outcome-/Ergebnis-Messungen, Soll-Ist-Vergleiche, etc.

In internen und externen Audits wird festgestellt, ob die Vorgaben zum Qualitätsmanagement vollständig, aktuell und zweckmässig sind sowie ob sie in der Praxis angewendet werden.

Interne Audits werden entweder von Personal aus einem anderen Bereich oder einer anderen Einrichtung durchgeführt. Interne Auditorinnen/Auditoren sollten, bevor sie für interne Audits eingesetzt werden, dafür geschult sein.

Ein permanentes Verbesserungsmanagement muss mindestens folgen Elemente enthalten:
· Problemidentifikation und -erfassung,
· Behandlung und Behebung der Probleme,
· Vorbeuge- und Korrekturmassnahmen.

Management Review vgl. B/5/4

Aktuelle Informationen zu Qualitätsentwicklung siehe www.quatheda.ch 

Infodrog bietet Schulungen und Weiterbildungen zu Qualitätsmanagement und Qualitätsentwicklung an.


	2
	Aktualität und Vollständigkeit des Leitbildes, der Strategie und der konzeptionelle Aussagen werden regelmässig überprüft.


	Häufigkeit
	Leitbild 1x alle 5 Jahre

Strategie und konzeptuelle Aussagen 1x alle 3 Jahre


	Für die Überarbeitung der Dokumente (z.B. im Rahmen von Workshops, Retraiten etc.) ist der Einbezug der Trägerschaft zu prüfen.

Auf der Basis einer Analyse der gesellschaftlichen Entwicklungen sowie des relevanten Umfeldes werden die Inhalte der Dokumente auf deren Aktualität hin geprüft.

Darauf basierend werden Anpassungen auf Ebene Leitbild, Strategie und konzeptuelle Aussagen  vorgenommen.



	3
	Die Organisationseinheit definiert und dokumentiert Indikatoren und Standards zu den Anforderungen des QuaTheDA-Referenzsystems und wertet diese systematisch aus.


	Häufigkeit
	alle 3 Jahre
	Definition, Dokumentation und Evaluation von Indikatoren und Standards sowie deren Anpassung bei Bedarf sind Bestandteil eines permanenten Qualitätsentwicklungsprozesses. 


	4
	Die Organisationseinheit führt in Verantwortung der Trägerschaft respektive des übergeordneten Führungsorgans regelmässig ein Management Review zu den folgenden Inhalten durch:

· Übereinstimmung der Prozessbeschreibungen mit der Praxis;

· Ergebnisse der Audits;

· Ergebnisse der Qualitäts- und Zufriedenheitsmessungen;

· Umsetzung von Verbesserungsvorschlägen;

· Rückmeldungen von Klientinnen und Klienten bzw. Patientinnen und Patienten sowie von Mitarbeitenden und Vernetzungspartnern/-partnerinnen;

· Status der Qualitätsplanung;

· Massnahmen aus vorangegangenen Management Reviews;

· Massnahmenentscheid auf der Grundlage der Ergebnisse des Management Reviews.


	Häufigkeit
	1x pro Jahr
	Ein Management Review besteht aus einem Bericht und der Durchführung.

Der Bericht beinhaltet die genannten Punkte und wird durch die Qualitätsleiterin/den Qualitätsleiter oder Qualitätsbeauftragte/n erstellt. Er dient als Vorbereitung für die Durchführung des Management Review.
Bei der Durchführung werden vom Leitungsteam unter Einbezug der Trägerschaft die Ergebnisse des Berichtes im Rahmen einer Sitzung von ca. 0,5 Tagen diskutiert. Die Diskussionsergebnisse bilden die Grundlage für die Qualitätsplanung des kommenden Jahres.


B / 6 Qualitätsanforderungen zu "Personal"
	Nr.
	B / 6 Personal

	Indikatoren
	Standards
	Erläuterungen und Kommentare

	1
	Eine Personalpolitik, die dem Leitbild, der Strategie und den konzeptionellen Aussagen der Organisationseinheit entspricht, legt fest:

· Ziele und Massnahmen im Personalbereich;

· einzusetzende personelle Ressourcen;

· Anforderungsprofile der Stellen;

· Regeln zur Anstellung und Betreuung von Praktikantinnen und Praktikanten;

· die systematische Aus-, Fort- und Weiterbildung des Personals;

· wie die professionelle Reflexion der fachlichen Arbeit sichergestellt und gefördert wird;

· die Befolgung berufsethischer Grundsätze;

· die Regeln zur Schweigepflicht;

· Massnahmen zum Schutz des Personals vor physischen, psychischen und sexuellen Übergriffen durch Klientinnen und Klienten bzw. Patientinnen und Patienten sowie durch Mitarbeitende und Vorgesetzte;

· Massnahmen zum Schutz der Klientinnen und Klienten bzw. Patientinnen und Patienten vor physischen, psychischen und sexuellen Übergriffen durch das Personal;

· Vorgehen und Verantwortlichkeiten bei erfolgten sexuellen Belästigungen und Übergriffen, Mobbing, rassistischen oder anderen Arten von Diskriminierungen sowie bei Verdacht darauf;

· die Verfahren zur Gewährleistung von Gleichstellung und Chancengleichheit;

· die Berücksichtigung der Diversität (Gender, Migration, Alter, Komorbidität etc.).

	
	
	Für Beschwerden sollte eine unabhängige Ombudsstelle definiert sein, die insbesondere auch für Fragen zu sexuellen Übergriffen, zu Mobbing und Burnout sowie bei Führungsschwierigkeiten zuständig ist

Anforderungsprofile sollten auch für freiwillige oder ehrenamtliche Mitarbeitende (fMA) bestehen.

Vgl. auch Berufskodex Soziale Arbeit Schweiz (www.avenirsocial.ch).
Zu Schweigepflicht und Datenschutz vgl. Leitfaden für die Bearbeitung von Personendaten im medizinischen Bereich (S. 8, ärztliche Schweigepflicht), sowie auch bei Avenir Social „Soziale Arbeit und der Umgang mit besonders schützenswerten Personendaten“.
Aspekte der Diversität sind z. B. Lebensalter, Geschlecht/Gender, Migrationshintergrund, psychische, somatische und soziale Komorbidität, Behinderung, sozioökonomischer Status, Elternschaft, sexuelle Orientierung, Religion, Persönlichkeit. 
Sinnvollerweise sind in der Teamzusammensetzung Aspekte der Diversität abgebildet, notwendigerweise müssen die Mitarbeitenden aber auch über die entsprechenden fachlichen Kompetenzen verfügen (vgl. B/2/1; es ist nicht die Idee, dass nur eine ältere Person ältere Menschen mit einer Suchtproblematik betreuen kann, bzw. eine Person mit Migrationshintergrund verfügt nicht per se über transkulturelle Kompetenzen).
Vgl. weitere Informationen zu Diversität


	2
	Personalrekrutierung, Einführung, Entwicklung und Austritte sind systematisiert und nachvollziehbar.


	
	
	Die Organisationseinheit legt die Massnahmen und das Vorgehen fest, um

· die Besetzung neuer Stellen durch geeignete Fachpersonen sicherzustellen (vgl. B/6/1 Anforderungsprofil)
· die optimale Begleitung des Personals zu gewährleisten, damit dieses insbesondere die spezifischen Aufgaben der Suchthilfe erfüllen kann (professionelle Reflexion der Arbeit B/6/1, Fort-/Weiterbildung B/6/4, regelmässige Personalentwicklungsgepräche B/6/5).


	3
	Jede/r Mitarbeitende hat einen gültigen Arbeitsvertrag, der die gegenseitigen Rechte und Pflichten regelt.


	
	
	

	4
	Für jede/n Mitarbeitende/n wird ein Personaldossier geführt, welches insbesondere Auskunft gibt über vergangene und geplante Fort- und Weiterbildungsmassnahmen.


	
	
	Vgl. B/6/2

	5
	Es finden regelmässig in einem vertraulichen Rahmen Personalentwicklungsgespräche statt.


	Häufigkeit
	1x pro Jahr
	Vgl. B/6/2

	6
	Bei der Anstellung von Personen mit einer Alkohol- oder Drogenproblematik regelt die Organisationseinheit die Anforderungen an:

· deren Qualifikation und Ausbildung;

· die zeitliche Distanz zum Abschluss der Suchttherapie;

· deren spezifische Unterstützung;

· die Anzahl ehemals Alkohol- und/oder Drogenabhängiger in der Organisationseinheit.


	
	
	Weil es sich bei der Anstellung von Personen mit einer Alkohol- und Drogenproblematik um ein heikles und auch kontrovers diskutiertes Thema handelt, soll eine Einrichtung Klarheit darüber haben, ob und falls ja, in welchem Ausmass sie Personen mit einer aktuellen oder früheren Alkohol- oder Drogenproblematik anstellen will. Die Begründungen sollen transparent und nachvollziehbar sein. Zudem sollte die Kohärenz mit dem Leitbild und den konzeptuellen Aussagen gegeben sein. 



	7
	Die Leitung der Organisationseinheit unterstützt Massnahmen zur Gesundheitsförderung beim Personal und stellt im Falle einer Gefährdung die Postexpositionsprophylaxe sicher.


	
	
	Der aktive Schutz der Gesundheit betrifft insbesondere Informationen sowie Fort- und Weiterbildungen zu Ansteckungsgefahren, zur Postexpositionsprophylaxe, zum Umgang mit Aggressionen (z.B. Verarbeitung, De-Briefing), zur Verhinderung und zum Umgang mit Burnout sowie zur Arbeitssicherheit (vgl. www.ekas.admin.ch, die Website der Eidgenössischen Koordinationskommission für Arbeitssicherheit EKAS).
Für Personen, die in Suchthilfeeinrichtungen tätig sind oder sich dort aufhalten, besteht die Gefahr, sich beim Kontakt mit Blut oder anderen Körperflüssigkeiten mit HIV oder Hepatitis zu infizieren. („Pre“-Expositionsprophylaxe; vgl. dazu auch: „Verhütung blutübertragbarer Infektionen im Gesundheitswesen“ (kann bestellt werden bei SUVA Arbeitsmedizin).

Massnahmen nach einer Verletzung (z.B. Spritzenverletzung mit Infektionsgefahr) gelten als Postexpositionsprophylaxe. Dazu zählen Notfallmassnahmen (Waschen, Spülung, Fremdkörper entfernen, Desinfektion) und Hepatitis- und HIV-bezogene Massnahmen (Abschätzung des individuellen Risikos einer HIV-Infektion, Durchführen einer HIV-Serologie und/oder gleichzeitig Einleiten einer antiretroviralen Therapie, Chemoprophylaxe, Kontrollen).

Jede Einrichtung sollte Richtlinien besitzen, in denen das Vorgehen vor und nach einer Exposition klar geregelt ist; bei der Postexpositionsprophylaxe ist auch der Ablauf der HIV-Testung festzulegen.



	8
	Mitarbeitende werden regelmässig zu den Themen Betriebs-, Arbeits- und Behandlungssicherheit, Hygiene, Sauberkeit und Entsorgung instruiert und geschult. 


	
	
	

	9
	Das Verhalten der Mitarbeitenden bei Gefahren- und Krisensituationen ist geregelt. 


	
	
	


B / 7 Qualitätsanforderungen zu "Finanzierung und Rechnungslegung"
	Nr.
	B / 7 Finanzierung und Rechnungslegung

	Indikatoren
	Standards
	Erläuterungen und Kommentare

	1
	Die Trägerschaft, respektive das übergeordnete Führungsorgan, stellt eine systematische Beschaffung und Bewirtschaftung der Finanzierung sicher.


	
	
	Gegenstand dieser Anforderung ist die Gesamteinrichtung und nicht ein einzelner Teil der Einrichtung. Festgelegt sein sollten die Art und Weise, wie Finanzen für den laufenden Betrieb und für Investitionen oder Weiterentwicklungen beschafft werden. Instrumentelle Grundlagen sind ein mittelfristiger Finanzplan (Zeithorizont drei bis vier Jahre) und ein jährlich aktualisiertes Budget.



	2
	Es besteht eine ordnungsgemässe Rechnungslegung, die den Anforderungen Auftrag gebender und/oder übergeordneter Instanzen entspricht.


	
	
	Beispiel: Inhalte einer ordnungsgemässen Rechnungslegung gemäss Swiss GAAP FER 21 (www.fer.ch) sind Bilanz, Betriebsrechnung, Mittelflussrechnung, Rechnung über Veränderung des Kapitals, Anhang mit Erläuterungen sowie ein Leistungsbericht.


	3
	Finanzierung und Rechnungslegung werden durch eine unabhängige Revisionsstelle überwacht und überprüft.


	
	
	Grundlage ist Art. 728 OR (Obligationenrecht). Insbesondere darf die Revisionsstelle nicht an der Entstehung der Rechnungslegung mitwirken, eine enge Beziehung zu Trägerschaft und/oder Geschäftsleitung pflegen oder in einem wirtschaftlichen Abhängigkeitsverhältnis stehen.



	4
	Die Organisationseinheit verfügt über ein Risikomanagement, welches wirtschaftliche und finanzielle Risiken erkennt und entsprechende Massnahmen zur Risikobewältigung vorsieht.


	
	
	Risikomanagement bezweckt den bewussten Umgang mit Chancen und Gefahren. Analysiert und beurteilt werden Ereignisse, Handlungen und Entwicklungen, die eine Einrichtung daran hindern könnten, ihre Ziele zu erreichen und ihre Strategie erfolgreich umzusetzen.



B / 8 Qualitätsanforderungen zu "Beschaffung und Unterhalt von Infrastruktur und Material"

	Nr.
	B / 8 Beschaffung und Unterhalt von Infrastruktur und Material
	Indikatoren
	Standards
	Erläuterungen und Kommentare

	1
	Das Verfahren zur Beschaffung einer geeigneten Infrastruktur sowie von Material ist geregelt.


	
	
	Hierzu zählen Anlagen, Gebäude, Räume, Umgebung, Materialien, Geräte, Mobilien, Fahrzeuge, Einrichtungen etc. 
Nach Möglichkeit ist eine behinderten- sowie gendergerechte Infrastruktur zur Verfügung zu stellen (z.B. geschlechtergetrennte sanitäre Anlagen etc.). 

„Geeignet“ ist eine Infrastruktur, wenn sie den spezifischen Bedürfnissen der Nutzerinnen/den Nutzern und des Personals Rechnung trägt (Raumgestaltung/-einrichtung berücksichtigt Sicherheitsaspekte; Rückzugsräume für Beratung etc.).


	2
	Der Unterhalt der Infrastruktur und des Materials erfolgt systematisch und ist geregelt.


	
	
	Eine Checkliste mit den Aufgaben sowie eine aktuelle Inventarliste geben einen Überblick über die mit dem Unterhalt verbundenen Aufgaben.


B / 9 Qualitätsanforderungen zu "Betriebssicherheit, Hygiene, Sauberkeit und Entsorgung"
	Nr.
	B / 9 Betriebssicherheit, Hygiene, Sauberkeit und Entsorgung
	Indikatoren
	Standards
	Erläuterungen und Kommentare

	1
	Die Organisationseinheit verfügt über eine Risikoanalyse bezüglich der Betriebssicherheit, indem sie

· relevante Gefahren- und Krisensituationen (Feuer, Einbruch, Tätlichkeiten, Handel und Schmuggel etc.) sowie deren potenzielle Auswirkungen beschreibt;

· entsprechende Massnahmen zur Risikobewältigung vorsieht.


	
	
	Das Personal wird regelmässig geschult, vgl. B/6/8


	2
	Die Organisationseinheit stellt in ihrem Einfluss- und Wirkungsbereich sicher, dass

· Hygiene und Sauberkeit gewährleistet sind;

· die Abfallentsorgung geregelt ist und befolgt wird;
· die Betriebssicherheit den externen Vorgaben und internen Ansprüchen genügt.

	
	
	Das Personal wird regelmässig geschult, vgl. B/6/8.
Vorgaben zu Hygiene, Sauberkeit und Entsorgung sollen Infektionen und Krankheiten vorbeugen. Diese Vorgaben beziehen sich auf Bereiche wie Lebensmittel, Geschirr, Besteck, medizinische Versorgung, sanitäre Anlagen und Räumlichkeiten. 
Zu Hygiene, Sauberkeit und Abfallentsorgung können folgende Vorgaben gemacht werden:

· Konsumutensilien werden nach dem Gebrauch sicher entsorgt; dazu stehen gesicherte Auffangbehälter für gebrauchte Spritzen zur Verfügung;

· der Konsumraum wird gereinigt und wieder gebrauchte Utensilien werden desinfiziert/sterilisiert; es bleibt genügend Zeit für die sorgfältige Reinigung;

· der hygienische Umgang mit Abfällen ist geregelt; z.B. gibt es: Listen mit Abfallsammelstellen für Sonder- und Sperrmüll; Vorgaben zur Abfalltrennung; Reinigungsrhythmus und die zu verwendenden Reinigungsmittel; Verwendung von Haut-Desinfektionsmitteln zur hygienischen und chirurgischen Händedesinfektion; Verwendung von mindestens 70%-Alkohol zur Desinfektion von Material (z.B. Beatmungsmasken, medizinische Instrumente, Löffel, Telefone) und Einrichtungen (z.B. Sitzplätze, Tische); Verwendung von Flächen-Desinfektionsmitteln zur Desinfektion von Nasszellen, Türen und Konsumationsplätzen.
Betreffend Abfallentsorgung vgl. Verordnung über den Verkehr Abfällen (VeVA), vgl. auch Verordnung des UVEK über Listen mit Abfällen (v.a. Anhang 1, Kapitel 18) sowie „Thema Abfall“ des Bundesamte für Umwelt BAF
Zur Arbeitssicherheit vgl. www.ekas.admin.ch, die Website der Eidgenössischen Koordinationskommission für Arbeitssicherheit EKAS.


	3
	Die folgenden Punkte sind beim Umgang mit Substitutionsmedikamenten, Medikamenten und sterilem Material geregelt:

· die angemessene Kennzeichnung;

· die Kontrolle des Verfalldatums; 

· die Lagerung;

· die Verpackung; 

· die Entsorgung;

· das Verfahren sowie die Zuständigkeiten bei Bereitstellung, Verwendung und Abgabe.
	
	
	Der geregelte Umgang mit Medikamenten und sterilem Material ist für Mitarbeitende und Klientinnen/Klienten sowie Patientinnen/Patienten von grosser Bedeutung, da dadurch Fehlmedikationen, Verwechslungen, Vergiftungen von Menschen und der Umwelt etc. verhindert werden können.


B / 10 Qualitätsanforderungen zu "Sicherheit der Klientinnen/Klienten und Patientinnen/Patienten"

	Nr.
	B / 10 Sicherheit der Klientinnen/Klienten und Patientinnen/Patienten
	Indikatoren
	Standards
	Erläuterungen und Kommentare

	1
	Die Organisationseinheit verfügt über eine Risikoanalyse bezüglich der Sicherheit der Klientinnen/Klienten und Patientinnen/Patienten, indem sie

· relevante Gefahren- und Krisensituationen (Gewalt, Überdosierung, medizinische Notfälle, Todesfall, Suizidalität etc.) sowie deren potenzielle Auswirkungen beschreibt;

· entsprechende Massnahmen zur Risikobewältigung vorsieht.


	
	
	In der Qualitätsstrategie des Bundes im Gesundheitsweisen gehört die Patientensicherheit zu den prioritären Zielen.
Das Personal wird regelmässig geschult, vgl. B/6/8

	2
	Die Organisationseinheit regelt das Vorgehen beim Auftreten problematischer Entwicklungen. 


	
	
	Problematische Entwicklungen können sein: zunehmende Verwahrlosung oder zunehmende Äusserungen von Gewalt oder Suizid von Klientinnen/Klienten oder Patientinnen/Patienten; zunehmende illegale Aktivitäten (z.B. Deal) in oder rund um die Einrichtung; eine Zunahme von Nachbarschaftskonflikten; etc.


	3
	Es existiert eine aktuelle, vollständige, jederzeit zugängliche und allen Mitarbeitenden sowie Klientinnen und Klienten bzw. Patientinnen und Patienten bekannte Liste des regionalen Notfallnetzes.


	
	
	

	4
	Während der Öffnungszeiten ist für Krisensituationen geschultes Personal erreichbar.


	
	
	

	5
	Relevante Gefahren- und Krisensituationen werden zwecks eines Monitorings schriftlich dokumentiert.


	
	
	


B / 11 Qualitätsanforderungen zu "Gesetzliche Vorschriften, Vereinbarungen und weitere verbindliche Vorgaben"
	Nr.
	B / 11 Gesetzliche Vorschriften, Vereinbarungen und weitere verbindliche Vorgaben 
	Indikatoren
	Standards
	Erläuterungen und Kommentare

	1
	Es besteht ein aktueller Überblick über die für die Tätigkeit der Organisationseinheit relevanten gesetzlichen Vorschriften, Vereinbarungen und weiteren verbindlichen Vorgaben.


	
	
	Zu den wichtigen und relevanten gesetzlichen Vorschriften im Suchthilfebereich zählen (zu finden auf http://www.admin.ch/ch/d/sr/index.html):

· Betäubungsmittelgesetz (BetmG)

· Betäubungsmittelkontrollverordnung (BetmKV)

· Zivilgesetzbuch (ZGB)

· Obligationenrecht (OR)

· Strafgesetzbuch (StGB)

· Schuldbetreibungs- und Konkursgesetz (SchKG)

· Arbeitsgesetz (ArG)

· Gleichstellungsgesetz (GlG)

· Rassismustrafnorm (Art. 261bis StGB)

· Ausländergesetz (AuG)und Asylgesetz (AsylG) sowie Verordnungen
· Verordnung über die Integration von Ausländerinnen und Ausländern (VIntA)

· Datenschutzgesetz (DSG)

· Krankenversicherungsgesetz (KVG)

· Unfallversicherungsgesetz (UVG)

· Invalidenversicherungsgesetz (IVG)

· Berufliches Vorsorge-Gesetz (BVG)

· Lebensmittelgesetz (LMG) und Lebensmittelverordnung (LMV)

· Hygieneverordnung (HyV)

· Strassenverkehrsgesetz (SVG)

· Verordnung über den Verkehr Abfällen (VeVA)
·  Opferhilfegesetz (OHG).
Zu den verbindlichen Vereinbarungen und Vorgaben zählen:

· Substitutionsgestützte Behandlungen bei Opioidabhängigkeit, Empfehlungen des Bundesamtes für Gesundheit (BAG), der Schweizerischen Gesellschaft für Suchtmedizin (SSAM) und der Vereinigung der Kantonsärztinnen und Kantonsärzte Schweiz VKS
· Handbuch heroingestützte Behandlung (HeGeBe-Ordner)

· Betriebsbewilligung der Gemeinde

· SKOS – Richtlinien (www.skos.ch)
· Bewilligung Kantonsarzt/Kantonsärztin

· Leistungsverträge

· Zusammenarbeitsvereinbarungen

· Richtraumprogramm für Bauten der Invalidenversicherung (S. 7)


	2
	Verantwortliche Personen verfügen über eine Zusammenstellung derjenigen gesetzlichen Bestimmungen, die ihren Zuständigkeits- und Tätigkeitsbereich betreffen.


	
	
	

	3
	Die Organisationseinheit regelt, wie die Erfüllung der gesetzlichen Vorschriften, Vereinbarungen und weiteren verbindlichen Vorgaben sichergestellt ist.


	
	
	Einmal pro Jahr sollte die Leitung überprüfen, ob gesetzlichen Vorschriften, Vereinbarungen und weiteren verbindlichen Vorgaben im Verlaufe des vergangenen Jahres eingehalten wurden. Das Ergebnis dieser Selbstevaluation z.B. im Rahmen eines Überprüfungsprotokolls, kann auch Gegenstand im Management Review sein.



Modul l „Stationäre Suchttherapie und -rehabilitation“

Die Qualitätsanforderungen des Moduls „Stationäre Suchttherapie und -rehabilitation“ sind strukturiert in sieben Themenfelder.
1. Abklärung und Aufnahme

2. Therapie und Rehabilitation

3. Medizinische Dienstleistungen und Medikamentenverabreichung

4. Kinder in der Organisationseinheit

5. Austritt

6. Externe Vernetzung

7. Dokumentation

Auf den nachfolgenden Seiten befinden sich die Qualitätsanforderungen zum Modul I.

I / 1 Qualitätsanforderungen zu "Abklärung und Aufnahme"

	Nr.
	I / 1 Abklärung und Aufnahme

	Indikatoren
	Standards
	Erläuterungen und Kommentare

	1
	Der Zugang zur Organisationseinheit ist ausreichend signalisiert.


	
	
	

	2
	Zugang und Kontaktaufnahme sind verständlich geregelt.


	
	
	Ein unbürokratischer und einfacher Zugang ist wichtig, weil dadurch für Klientinnen/Klienten unnötige Barrieren vermieden werden. Auf diese Weise kann die Akzeptanz für Kontaktaufnahmen, Gespräche oder auch für die Weitervermittlung in andere Angebote der Suchthilfe verstärkt werden. Ein unbürokratischer und einfacher Zugang heisst beispielsweise: direkte Telefonnummer, allenfalls fremdsprachliche Auskunft, klare Öffnungszeiten. Die Öffnungszeiten orientieren sich am Zeitrhythmus des Lebens in der Szene (auch: Abend-, Nacht- oder Wochenendangebote). 

Dies betrifft auch die Website, auf welcher das Angebot der Institution sowie die Möglichkeiten zur Kontaktaufnahme einfach und klar zu erläutern sind.


	3
	Das Aufnahmeverfahren ist geregelt und macht Aussagen zu

· Erstkontakt;

· notwendigen Abklärungen;

· Entscheid über die Aufnahme.


	
	
	Im Aufnahmeverfahren sind z.B. folgende Punkte festzulegen: Wer ist zuständig für den Erstkontakt? Welche Abklärungen, anhand welcher Instrumente, werden durch wen vorgenommen (Sekretariat, Sozialarbeitende, Ärztinnen/Ärzte etc.)? Wer entscheidet über die Aufnahme, anhand welcher Kriterien?


	4
	In Abklärungsgesprächen beschafft sich die Organisationseinheit unter den folgenden Punkten die zum Aufnahmeentscheid erforderlichen Informationen:

· die für die Dokumentation erforderlichen Personalien;

· Klärung der rechtlichen, formellen und persönlichen Voraussetzungen für die Aufnahme;

· Gesundheitszustand;

· suchtspezifische und psychosoziale Situationsanalyse;

· Motivation und Ressourcen;

· Unterstützungssystem und Beziehungsnetz des Klienten/der Klientin, insbesondere minderjährige Kinder;

· bei Minderjährigen das Vorhandensein des Einverständnisses des Inhabers/der Inhaberin der elterlichen Sorge bzw. amtlich angeordneter Kindesschutzmassnahmen;

· Vormundschaft und Beistandschaft;

· fürsorgerische Unterbringung, strafrechtliche und administrative Massnahmen;

· Klärung der finanziellen Bedingungen, d.h. der Pensions-, Therapie- und Rehabilitationskosten und allfälliger weiterer Kosten sowie der Anteile zulasten des Klienten/der Klientin. 


	
	
	Für die Durchführung der Abklärungsgespräche benötigt die Organisationseinheit entsprechende Instrumente, z.B. Fragebogen. Damit sollen die nötigen Informationen in der für den Prozess erforderlichen Tiefe und Konkretheit erfasst werden können (z.B. welche Fragen zum Gesundheitszustand sowie zu Aspekten der Diversität müssen geklärt werden). 

Bei den Abklärungen ist eine genügende Verständigung sicherzustellen, z.B. durch den Beizug eines/r Dolmetschers/in, vgl. www.inter-pret.ch. 
Die Organisationseinheit definiert, welche Informationen sie direkt bei der Klientin/beim Klienten erfragt, und welche Informationen sie über Berichte von Dritten einholt. 

Die Klientinnen/Klienten schätzen es, wenn sie Grundinformation nicht mehrere Male erzählen müssen.

Vormundschaft/Beistandschaft: Ab 1.1.2013 tritt das neue Erwachsenenschutzrecht in Kraft (vgl. Revision des Vormundschaftsrechts): Behördliche Massnahmen des Erwachsenenschutzes finden sich ab Art. 388 im ZGB; für Erwachsene werden neu nur noch Beistandschaften errichtet, zuständig sind die Erwachsenenschutzbehörden. Für (minderjährige) Kinder, welche nicht unter elterlicher Sorge stehen, wird ein Vormund ernannt (Art. 327a ZGB), zuständig sind die Kindesschutzbehörden.
Fürsorgerische Unterbringung (ehemals Fürsorgerische Freiheitsentziehung FFE) vgl. Art. 426ff ZGB


	5
	Die Organisationseinheit holt bei Bedarf mit dem Einverständnis des Klienten/der Klientin die notwendigen Informationen bei vorbehandelnden Stellen ein. 


	
	
	Das Einholen von Informationen kann Doppelspurigkeiten vermeiden helfen und zu einer besseren Situationsbeurteilung beitragen.

	6
	Während des Aufnahmeverfahrens erhalten die Klientinnen und Klienten Informationen zu 

· Aufnahmebedingungen und Eintrittsprozedere;

· Angeboten;

· Rechten und Pflichten;

· Hausordnung;

· Fahreignung;

· Schwangerschaft;

· Kostenfolgen;

· Datenschutz und Schweigepflicht des Personals.


	
	
	Klientinnen/Klienten haben Anrecht auf Informationen. Dabei ist sicherzustellen, dass die Informationen für die Klientinnen/Klienten verständlich sind, z.B. durch den Beizug eines/r Dolmetschers/in, vgl. www.inter-pret.ch. Anhand des Aufnahmeprozedere wissen die Klientinnen/Klienten, in welchem Umfeld sie ihre Therapie absolvieren werden, welche Erwartungen erfüllt werden können und welche nicht, sowie welches ihre Rechte und Pflichten sind. Damit soll eine Grundlage für ein gutes Vertrauensverhältnis geschaffen werden.

In der Hausordnung oder in zweckgleichen Vorgaben werden wichtige Regeln und Konsequenzen bei deren Nichtbefolgen aufgeführt (z.B. bei Drogenkonsum, Waffenbesitz, Gewaltanwendung, Belästigungen, Regeln zum Gebrauch von Infrastruktur, etc). Die Regeln sollen alltagsnah, transparent, nachvollziehbar, durchsetzbar und überprüfbar sein. 

Zu Schweigepflicht und Datenschutz vgl. Leitfaden für die Bearbeitung von Personendaten im medizinischen Bereich (S. 8, ärztliche Schweigepflicht), sowie auch bei Avenir Social „Soziale Arbeit und der Umgang mit besonders schützenswerten Personendaten“.



	7
	Aufgrund der Abklärungen wissen die Klientinnen/Klienten sowie involvierte Fachpersonen, ob die Klientinnen/Klienten an der richtigen Stelle sind, ob eine Weitervermittlung eingeleitet werden muss und welche weiteren Schritte unternommen werden müssen. 

	
	
	Die Abklärung zeigt, ob die stationäre Suchttherapie und -rehabilitation dem spezifischen Unterstützungsbedarf gerecht werden kann, ob die Klientin/der Klient in die Institution eintreten kann oder ob eine Vor- oder Mitbehandlung durch eine andere, geeignetere ambulante oder stationäre Einrichtung erfolgen soll, oder ob eine anderweitige Weitervermittlung notwendig ist. Dies gilt insbesondere bei schwangeren Frauen, Klientinnen/Klienten mit minderjährigen Kindern, von Gewaltproblemen betroffenen Personen, minderjährigen Klientinnen/Klienten, Personen mit Migrationshintergrund sowie bei Personen mit gravierenden psychischen Störungen und geistigen Behinderungen. 

Insbesondere wird geklärt, wo sich die Klientin/der Klient bis zum Eintreffen der Kostengutsprache aufhält und an wen er/sie sich wenden kann.



	8
	Müssen Klientinnen und Klienten weitergeleitet werden und/oder sind andere Schritte erforderlich, erhalten sie bei Bedarf Empfehlungen für das weitere Vorgehen.


	
	
	Die Einrichtung entscheidet, wieweit sie ihre Verantwortung bezüglich Unterstützung von Klient-innen/Klienten versteht. Diese sind unter Umständen dankbar, wenn sie bei weiteren Schritten Unterstützung erhalten.
Eine Unterstützung kann sein: eine persönliche Begleitung, wenn die Hürde für den Alleingang zu einer anderen Einrichtung, einem Amt etc. für Klientinnen/Klienten zu gross ist.


	9
	Die Klientinnen und Klienten haben mindestens eine fest zugeteilte Bezugsperson; bei der Zuteilung werden Aspekte der Diversität (Gender, Migration, Alter, Komorbidität etc.) angemessen berücksichtigt.


	
	
	Aspekte der Diversität der Klientinnen/Klienten sind z. B. Lebensalter, Geschlecht/Gender, Migrationshintergrund, psychische, somatische und soziale Komorbidität, Behinderung, sozioökonomischer Status, Elternschaft, sexuelle Orientierung, Religion, Persönlichkeit. 

Das Festlegen interner Zuständigkeiten in Bezug auf verschiedene Querschnittsthemen und Fachfragen ist zweckmässig, vgl. B/2/1. 
Vgl. weitere Informationen zu Diversität.




I / 2 Qualitätsanforderungen zu "Therapie und Rehabilitation"
	Nr.
	I / 2 Therapie und Rehabilitation 


	Indikatoren
	Standards
	Erläuterungen und Kommentare

	1
	Die Therapien und Begleitungen genügen anerkannten fachlichen Kriterien, basieren auf bewährten Methoden der involvierten Berufsgruppen und folgen Grundsätzen der Interdisziplinarität.


	
	
	Als fachliche Kriterien gelten solche, die an öffentlichen Fachschulen, Hochschulen oder Universitäten in Aus-, Fort- und Weiterbildungen gelehrt werden, zu denen Fachliteratur vorhanden ist und die wissenschaftlich anerkannt sind (offizielle Empfehlungen von Behörden, anerkannte Fachverbände, Unterlagen von Fachstellen, wissenschaftliche Studien etc.). Involvierte Berufsgruppen sind vor allem Sozialpädagogik, Psychologie, Sozialarbeit, Medizin und Pflege.

Vgl. auch Berufskodex Soziale Arbeit Schweiz (Avenir Social).


	2
	Eine von der Organisationseinheit und dem Klienten/der Klientin unterschriebene Therapievereinbarung regelt die gegenseitigen Rechte und Pflichten, insbesondere

· wie die Autonomie des Klienten/der Klientin respektiert wird;

· spezielle Bestimmungen zur fürsorgerischen Unterbringung und zu administrativen oder strafrechtlichen Massnahmen;

· dass eine Therapie- und Rehabilitationsplanung erstellt und regelmässig gemeinsam evaluiert wird;
· den Umgang mit Suchtmitteln und mit nicht verordneten Medikamenten während des Aufenthalts;
· Möglichkeiten und Grenzen der Religionsausübung;
· das Beschwerde- und Rekursverfahren;
· Ausschlussgründe.


	
	
	Die Therapievereinbarung definiert den groben Therapierahmen. Sie hat einen formellen strukturierenden Charakter. Sie gibt der Klientin/ dem Klient die „Spielregeln“ bekannt. Sie führt weiter dazu, dass sie/r sich in einem sicheren und klaren Betreuungsrahmen fühlt.

Klientinnen/Klienten dürfen nicht gegen ihren Willen in der Einrichtung zurückgehalten werden.

Eine Einschränkung der Autonomie wie Kontakt-sperre in der ersten Zeit des Aufenthaltes wird vor-gängig definiert, begründet und mit den Betroffenen und allenfalls den involvierten Personen besprochen.

Die Organisationseinheit soll ein internes Beschwerde- und Rekursverfahren definieren und sicherstellen, dass dieses den Klientinnen/Klienten bekannt ist. Zusätzlich soll eine in die Betriebsführung nicht involvierte Beschwerdeinstanz definiert werden (vgl. B/2/1). Als unabhängige Beschwerdeinstanz kann Infodrog festgelegt werden (vgl. Leitlinien). Die Ombudsstelle kann kontaktiert werden, wenn die internen Möglichkeiten ausgeschöpft sind. 


	3
	Die Therapie- und Rehabilitationsplanung

· wird mit dem Klienten/der Klientin, unter Berücksichtigung seiner/ihrer kognitiven Fähigkeiten, transparent und nachvollziehbar vereinbart;

· ist ziel- und ressourcenorientiert;

· wird regelmässig mit dem Klienten/der Klientin überprüft und der individuellen Situation angepasst;

· ist dokumentiert.


	
	
	Die Therapie- und Rehabilitationsplanung gibt dem Verlauf der Therapie einen strukturierenden Rahmen. Sie ist Ausdruck des verbindlichen Charakters des Therapieprozesses für die Klientin/den Klienten. Gleichzeitig muss sie flexibel genug sein, um Hochs und Tiefs auffangen zu können.



	4
	Die Therapieplanung beinhaltet

· die Erhebung der Lebensgeschichte und der aktuellen Lebenssituation sowie der Suchtentwicklung und der bisherigen Behandlungen;

· weitere notwendige somatische und/oder psychiatrische Abklärungen;

· Zielsetzungen;

· Massnahmen;

· Informationen zu Suchtverhalten; Wirkungen und Nebenwirkungen von diversen Substanzen; Gesundheitsrisiken; risikoarmem Konsum; Infektionskrankheiten, insbesondere HIV- und Hepatitisprophylaxe; Schwangerschaft; Fahreignung; 

· Informationen zum Abschluss der Intervention;
· Evaluation der vereinbarten Ziele.

	
	
	Im Verlauf der Therapie tauchen weitere Elemente der Lebensgeschichte, Aspekte der Persönlichkeit, Ressourcen sowie eventuell psychiatrische Störungen oder soziale Probleme auf. Sie werden in die Therapieplanung einbezogen und führen zu neuen Zielsetzungen.
Im Verlauf der Therapie werden zum richtigen Zeitpunkt die notwendigen Informationen vermittelt. Dabei ist sicherzustellen, dass die Informationen für die Klientinnen/Klienten verständlich sind, z.B. durch den Beizug eines/r Dolmetschers/in, vgl. www.inter-pret.ch.
Informationen über Suchtverhalten sowie Wirkungen und Nebenwirkungen von diversen Substanzen finden sich bei Sucht Schweiz unter www.suchtschweiz.ch (entsprechende Flyer und Broschüren zum Abgeben können heruntergeladen oder bestellt werden). Auf die Gefährlichkeit des Mischkonsums und dessen mögliche Folgen soll hingewiesen werden. Basisinformationen zu Infektionskrankheiten – HIV, Hepatitis und andere sexuell übertragbare Infektionen (STIs) – sowie Informationen zu deren Vermeidung und zum risikoarmen Konsum und risikoarmen Verhalten sollen vermittelt werden, zu Hepatitis siehe www.hepch.ch (Informationsmaterialien zu Hepatitis und Safer Use können bei Infodrog bezogen werden), zu HIV und anderen STIs sowie zu Safer sex siehe Aidshilfe Schweiz. Hinzu kommen Informationen im Zusammenhang mit der Beschaffungsprostitution, zum Vorgehen im Falle einer Vergewaltigung und zur Zusammenarbeit mit den zuständigen Fachleuten (Polizei, Ärztinnen/Ärzte, Anwältinnen/Anwälte, Beratungsstelle für vergewaltigte Frauen, Frauenhaus etc.).

Vgl. auf www.praxis-suchtmedizin.ch Informationen zu Schwangerschaft und Fahreignung.

Die regelmässige Evaluation der erreichten oder nicht erreichten Ziele hilft den Parteien, den roten Faden nicht zu verlieren und die nächsten Schritte vorzubereiten. Dabei wird die Vorbereitung des Therapieabschlusses immer im Auge behalten.


	5
	Die Organisationseinheit überprüft im Rahmen der Therapieplanung regelmässig,

· ob andere oder weitere Angebote (z.B. Gruppenangebote) für einen nächsten Schritt notwendig sind;

· welcher Bedarf an Unterstützung hinsichtlich der Themen Gesundheit, Ernährung, Bewegung und Hygiene besteht;

· die nötigen Unterstützungsmassnahmen hinsichtlich einer beruflichen (Re-)Integration (interne und/oder externe Angebote der Arbeitsintegration);

· ob ein Bedarf an Unterstützung hinsichtlich weiterer Sachhilfethemen besteht.

	
	
	Vgl. http://www.suchtindex.ch (Infodrog Datenbank der Suchthilfeangebote Schweiz) für die Suche nach weiteren geeigneten Angeboten.

Ein wichtiges Ziel für die Klientinnen und Klienten ist die berufliche und die soziale (Re-)Integration. Erbringt eine Einrichtung nicht alle Angebote, so soll sie diese bei Bedarf vermitteln. Insbesondere Institutionen mit einem beschränkten Dienstleistungsangebot arbeiten vernetzt mit den entsprechenden Institutionen, um eine integrale Betreuung anbieten zu können.
z.B. bei Männern mit Gewaltproblematik (Opfer oder Täter) Zusammenarbeit mit Opfer-/Täter-Beratungsstellen.
z.B. für Personen mit Migrationshintergrund: 
Vernetzung mit MigrantInnen-Organisationen, Rechtsberatungsstellen, spezialisierten Ärztinnen/Ärzten, Psychiaterinnen/Psychiatern und Psychologinnen/Psychologen, Beratungsstellen für binationale Ehen/Partnerschaften, Ambulatorien für Folter- und Kriegsopfer u. a. 

z.B. wird dafür gesorgt, dass Klientinnen/Klienten die Grundleistungen im Gesundheitswesen erhalten (z.B. Begleitung in ein Spital, Begleitung / Vermittlung zu Ärztin/Arzt, Zugang zu gynäkologischen Untersuchungen und Beratungen, Zugang zu HIV- und Hepatitis-Behandlungen).

z.B. Unterstützung beim Bezahlen von Rechnungen oder Ausfüllen von Steuererklärungen, beim Gang zu Sozialbehörden, um die Rückkehr in den Alltag vorzubereiten und zu erleichtern, etc.



	6
	Der Einbezug wichtiger Bezugspersonen aus dem sozialen Umfeld wird angestrebt und erfolgt mit Einwilligung des Klienten/der Klientin.


	
	
	In akuten Krisensituationen (z.B. bei Selbst- oder Fremdgefährdung) können Bezugspersonen auch ohne Einwilligung einbezogen werden, das Vorgehen ist anschliessend gemeinsam mit den betroffenen Personen zu reflektieren.


	7
	Für Personen im Beziehungsumfeld von Klientinnen und Klienten, insbesondere für minderjährige Kinder, bestehen Unterstützungsangebote oder es werden solche vermittelt.


	
	
	Kinder von Klientinnen/Klienten bleiben immer im Fokus der Organisationseinheit. Sie übernimmt eine moralische Verpflichtung ihnen gegenüber. Das heisst nicht, dass die Einrichtung selber unterstützende Massnahmen treffen muss, sondern dass sie dafür sorgt, dass entsprechende Massnahmen von zuständigen Personen bzw. Behörden getroffen werden und dass die Beziehungen zu den Eltern gewährleistet werden. 

Unterstützungsangebote für Kinder können sein: psychotherapeutische Behandlungen einzeln oder in Gruppen, Freizeitangebote, Ferienlager, schulische Unterstützung, etc.
Unterstützungsangebote für Angehörige können sein: Gespräche in Selbsthilfegruppen, Vermittlung an Beratungsstellen, Informationsveranstaltungen, Rechtshilfe, Schuldensanierung etc.



	8
	Die Tagesstruktur und Mitarbeit in der Organisationseinheit sind geregelt und dem Therapieprozess des Klienten/der Klientin förderlich. 

Die Rückkoppelung der Erfahrungen aus dem Lebensalltag in den Therapieprozess ist gewährleistet.


	
	
	Die gesammelten Erfahrungen aus dem Alltag bilden eine wichtige Informationsquelle über die Klientin/ den Klient, die als Feedback zur Förderung des Therapieprozesses genützt werden sollen. Sie machen die Einzigartigkeit der stationären Therapie und spielen eine zentrale Rolle im Therapieprozess.



	9
	Das Arbeitsangebot basiert auf einem Konzept, welches

· Aussagen zu Zielsetzungen, Angeboten, Voraussetzungen, finanzieller Entschädigung, Versicherung und Vertragsformen macht;

· die berufliche Reintegration der Klientinnen und Klienten fördert;

· die Rückkoppelung der Arbeitserfahrungen in den Therapieprozess gewährleistet.


	
	
	Der stationäre Rahmen bietet gute Möglichkeiten für die Gestaltung der beruflichen (Re-)Integration. Um dieses Potential voll auszuschöpfen, bedarf es eines gut durchdachten Konzeptes der Arbeitsangebote, unter Einbezug sämtlicher Ressourcen der Einrichtung. Für den Therapieprozess spielt der Einbezug der Arbeitserfahrungen eine zentrale Rolle.

Vgl. auch SUVA zu Suchtmittel am Arbeitsplatz sowie die Borschüre Suchtmittel am Arbeitsplatz aus rechtlicher Sicht.


	10
	Die Intimsphäre der Klientinnen und Klienten ist unter Berücksichtigung von Sicherheitsaspekten gewährleistet, indem 

· die Wohnungs- oder Zimmerzuteilung gemäss im Voraus definierter, zielgruppenspezifischer Kriterien erfolgt;

· für die Klientinnen und Klienten räumliche und zeitliche Möglichkeiten bestehen, sich in einen eigenen Bereich zurückzuziehen.


	
	
	Um zu vermeiden, dass in jedem Einzelfall Grundsatzdiskussionen geführt werden müssen zu den Kriterien, die einer Zimmerzuteilung zugrunde liegen, ist es zweckmässig, diese im Voraus festzulegen. 

	11
	Das Vorgehen und der Informationsfluss bei Ortswechsel, Timeout oder unerlaubter Absenz sind geregelt.


	
	
	In Fällen von Timeout sind die involvierten Stellen zu informieren, auch um abzuklären, ob allfällige Kostenfolgen gedeckt sind.



	12
	Um Krisensituationen selbständig bewältigen zu können, verfügen die Klientinnen und Klienten über die notwendigen Ansprechpersonen und es werden ihnen Adressen und Telefonnummern von Notfalldiensten zur Verfügung gestellt.


	
	
	Der Zugriff zu Informationen kann in Krisenfällen überlebensentscheidend sein. Dazu zählt insbesondere das Wissen über das Notfallnetz und die Erreichbarkeit einzelner Stellen oder Personen.
Den Klientinnen und Klienten kann eine Liste abgegeben werden, in welcher festgehalten sind: Namen, Adressen und Telefonnummern von regionalen Spitälern, Apotheken, Ärztinnen/Ärzte, relevante Beratungsstellen, Dolmetschende, Polizeistellen, Feuerwehr, toxikologisches Institut etc. Die Liste ist periodisch zu überprüfen und zu kommunizieren.

Eine weitere Möglichkeit sind interne Informationsveranstaltungen zum Vorgehen in Krisensituationen. 

	13 
	Der Informationsfluss zwischen den Vernetzungspartnern/-partnerinnen ist in Krisensituationen gewährleistet.


	
	
	

	14
	Bei der Konzeption von Gruppenangeboten werden Zielsetzungen, Inhalte, Methoden und Zuständigkeiten festgelegt.


	
	
	


I / 3 Qualitätsanforderungen zu "Medizinische Dienstleistungen und Medikamentenverabreichung" 
	Nr.
	I / 3 Medizinische Dienstleistungen und Medikamentenverabreichung

	Indikatoren
	Standards
	Erläuterungen und Kommentare

	1
	Die medizinische Versorgung ist während der Aufenthaltsdauer intern oder extern sichergestellt.


	
	
	Eine Suchtbehandlung beinhaltet auch somatische und psychiatrische Aspekte, daher ist eine gute Zusammenarbeit mit dem medizinischen Bereich erforderlich. 

Zuständige Ärztinnen finden Informationen zu Suchtmedizin auf der von den Netzwerken FOSUMOS, FOSUMIS, COROMA, Ticino Addiction etc. getragenen Website www.praxis-suchtmedizin.ch.
Die Offenlegung von gleichzeitig verschriebenen Medikamenten ist wichtig, um „verordneten Beikonsum“ und das gegeneinander Ausspielen von ÄrztInnen zu vermeiden. Anzustreben ist eine Verschreibung von Substitutionsmedikamenten und weiterer Psychopharmaka durch einen Arzt/Ärztin.


	2
	Die erforderlichen Bewilligungen für die Verabreichung von Substitutionsmedikamenten an Klientinnen und Klienten liegen vor.


	
	
	Auf www.praxis-suchtmedizin.ch finden sich pro Kanton Angaben zu den erforderlichen Bewilligungen.


	3
	Die Beschaffung, Aufbewahrung und Kontrolle der Medikamente sowie der Substitutionsmedikamente, welche im Rahmen einer Substitutionsbehandlung abgegeben werden, sind den Sicherheitsanforderungen entsprechend geregelt. 

	
	
	Zu beachten sind kantonale und nationale Vorgaben (z.B. BetmG, BetmKV, kantonale Gesetze Verordnungen etc.).
Eine Verfahrensanweisung regelt z.B. folgende Fragen: Welche Mitarbeitende sind zuständig für die Beschaffung der Substitutionsmedikamente? Wer ist verantwortlich für die sachgerechte Lagerung der Medikamente? Wer hat Zugriff auf welche Medikamente? Wie wird die Kontrolle der Medikamente sichergestellt, auch um Hinweise zu erhalten, falls Medikamente fehlen?


	4
	Die Aufgaben, Kompetenzen und Verantwortlichkeiten bei der Verabreichung der Substitutionsmedikamente und Medikamente sind geregelt.


	
	
	Hierbei sind z.B. folgende Fragen zu beantworten: Wer ist berechtigt, welche Substitutionsmedikamente abzugeben? Wie ist das Vorgehen, wenn eine Klientin/ein Klient intoxikiert zur Substanzverabreichung erscheint? 


	5
	Die Anforderungen an Hygiene und Sicherheit bei der Verabreichung von Substitutionsmedikamenten und Medikamenten sind geregelt und deren Erfüllung gewährleistet. 


	
	
	Hierbei sind z.B. folgende Fragen zu beantworten: Wie sind die Abläufe bei der Substanzverabreichung zu gestalten, damit der Sichtkonsum aller Klientinnen/Klienten unter hygienischen Bedingungen stattfinden kann? Welche Hygienevorschriften müssen Klientinnen/Klienten einhalten, und wie wird deren Einhaltung überwacht?


	6
	Vor jeder Verabreichung der Substitutionsmedikamente wird eine Überprüfung der individuellen Verträglichkeit gemäss einheitlichem Verfahren durchgeführt.


	
	
	Auch wenn die Wahrscheinlichkeit von Beikonsum im stationären Setting kleiner ist, muss die Verträglichkeit vor der Verabreichung der Substitutionsmedikamente überprüft werden.

Verfahren können sein: Selbstdeklaration der Klientinnen/Klienten betreffend konsumierter Substanzen; Objektivierung mittels Drogenscreening; Atemalkoholkontrolle; Evaluation des Zustands der Klientinnen/Klienten vor und nach der Verabreichung der Medikation. 


	7
	Das Verfahren, wie die Klientinnen und Klienten die richtige Medikation in der richtigen Dosis zum richtigen Zeitpunkt erhalten, ist definiert.


	
	
	Hierbei sind z.B. folgende Fragen zu beantworten: Welches sind die Mechanismen, die sicherstellen, dass die abgegebenen Medikamente, dem entsprechen, was in der Verordnung festgehalten ist? Wer ist für die Bereitstellung der Medikamente zuständig? Welche Kontrollen werden durch wen durchgeführt (z.B. Vier-Augen-Prinzip)? Welche Vorkehrungen werden getroffen, um Fehler zu vermeiden? Wie ist der Umgang mit Fehlern geregelt? Leistet die Regelung einen wirksamen Beitrag zur Vermeidung zukünftiger Fehler? 



	8
	Es wird lückenlos dokumentiert, wem wann welche Substitutionsmedikamente und Medikamente verabreicht werden.


	
	
	Diesbezüglich ist ebenfalls zu dokumentieren, ob die Substitutionsmedikamente und die Medikamente unter Sicht konsumiert oder mitgegeben wurden. 

	9
	Für Klientinnen und Klienten, die sich in stationärer Suchttherapie und -rehabilitation befinden und für die eine Substitutionsbehandlung in Erwägung gezogen wird, gelten folgende Anforderungen:

· Nachweis einer Opioidabhängigkeit; 

· Überprüfung der rechtlichen Voraussetzungen für eine Substitutionsbehandlung; 

· Eignung einer Substitutionsbehandlung; 

· Klärung der Ressourcen und der Motivation;

· Information über Nebenwirkungen der verabreichten Substitutionsmedikamente; 

· Indikationsstellung, die internationalen Standards entspricht;

· eine von der Organisationseinheit und dem Klienten/der Klientin unterschriebene Therapievereinbarung, welche die Rechte und Pflichten festlegt. 


	
	
	Notwendig sind Abklärungen zur Beurteilung, ob eine Substitutionsbehandlung geeignet ist. Grundlage dazu ist eine formalisierte Diagnostik. Überprüfungskriterien, ob eine Substitutionsbehandlung geeignet ist, sind in den Richtlinien zur Methadonverschreibung (Substitutionsgestützte Behandlungen bei Opioidabhängigkeit) zu finden.




I / 4 Qualitätsanforderungen zu "Kinder in der Organisationseinheit"
	Nr.
	I / 4 Kinder in der Organisationseinheit

	Indikatoren
	Standards
	Erläuterungen und Kommentare

	1
	Nimmt die Organisationseinheit Kinder von Klientinnen und Klienten auf, verfügt sie über entsprechende konzeptionelle Aussagen zu den therapeutischen Unterstützungsmassnahmen und sorgt für eine kindergerechte Infrastruktur.


	
	
	Die Aufnahme von Kindern rechtfertigt sich in verschiedener Hinsicht, z.B. wenn sie aus instabilen und/oder traumatisierenden Lebensbedingungen (mit Gewalterfahrungen und Verlustängsten) herausgeführt werden; z.B. zur Förderung der Eltern/des Elternteils bei der Wahrnehmung von erzieherischen Aufgaben sowie zur Stärkung der Eltern-Kind-Beziehung.

Dem Kindsalter entsprechende elementare bio-psycho-soziale Bedürfnisse können nur mit einem den Kindern angepasstem und auf sie zugeschnittenem Konzept mit entsprechender Infrastruktur sowie durchgehender Tages- und Nachtbetreuung sichergestellt werden.



	2
	Die Aufnahme von Kindern wird im Voraus unter Einbezug der Eltern oder Erziehungsberechtigten sowie der beteiligten Behörden geprüft.


	
	
	Im Fokus stehen das Kindswohl und ein sorgfältiges Abwägen der Ziele der Platzierung der Kinder mit den Eltern in der stationären Suchttherapie, unter Berücksichtigung des Alters, der bisherigen Lebenssituation und Problemlage der Kinder.



	3
	Die Organisationseinheit prüft die Beantragung von Kindesschutzmassnahmen.

	
	
	Falls bei Eintritt in die stationäre Einrichtung nicht bereits Kindesschutzmassnahmen bestehen, soll mit den zuständigen Behörden (Kindesschutzbehörden) abgeklärt werden, ob (weitere) Kindesschutzmassnahmen erforderlich sind, vgl. Art. 307ff ZGB.


	4
	Das Kindswohl steht über dem Bedürfnis der Eltern:

· bei Therapieabbruch der Eltern/eines Elternteils sind Massnahmen zur Sicherung des Kindswohls vorher festgelegt und vereinbart;

· die Bezugspersonen der Eltern und der Kinder sind nicht identisch;

· Massnahmen zur Früherkennung von belastenden Situationen für die Kinder und von Überforderungssituationen der Eltern sind sichergestellt.


	
	
	Um diesem Grundsatz gerecht zu werden, sind Kindesschutzmassnahmen (vgl. I/4/3) in Erwägung zu ziehen. Diese können insbesondere in instabilen Situationen zu einer Kontinuität in der Betreuung beitragen.
Um die Interessen der Kinder fachgerecht vertreten zu können, soll für die Kinder in der stationären Therapie und Rehabilitation eine andere Bezugsperson ernannt werden, als für deren Eltern  oder deren Elternteil. Damit soll unter anderem die Voraussetzung dafür geschaffen werden, dass die Förderung der Kinder unabhängig von den Entwicklungsmöglichkeiten der Eltern sichergestellt ist und dass auch im Falle von Krisensituationen oder bei Abbruch der elterlichen Therapie die Kindsbetreuung sichergestellt ist.




I / 5 Qualitätsanforderungen zu "Austritt"
	Nr.
	I / 5 Austritt

	Indikatoren
	Standards
	Erläuterungen und Kommentare

	1
	Der reguläre und der irreguläre Austritt sind so strukturiert und geregelt, dass Anschlusslösungen möglich sind und/oder die Voraussetzungen für einen Wiedereintritt geklärt sind. 


	
	
	Der Therapieerfolg hängt wesentlich von einem geplanten geregelten Abschluss ab.

Zur Strukturierung und Regelung des Abschlusses zählen:
· Richtlinien für reguläre und irreguläre Abschlüsse sowie bei Kontaktverlust;
· Vorgehen bei Nichteinhalten der Therapievereinbarung z.B. bei Gewalttätigkeiten oder bei mangelhafter Compliance;
· Bedingungen für ein Wiedereintritt;
· Anschlusslösungen können beinhalten: Planung und Organisation einer geregelten Wohn- und Arbeitssituation nach Abschluss der Intervention; Einleitung geeigneter Massnahmen zur weiterführenden Rehabilitation im institutionellen Rahmen; weitere ambulante Beratungs- und Betreuungsangebote; Beratung über das Vorgehen bei Krisensituationen;
· Durchführung von Koordinationssitzungen mit Nachfolgeeinrichtungen, um die Kontinuität der Beratung, Betreuung und/oder Therapie zu gewährleisten; 
· Regelung zum Abschluss des Klienten-/Klientinnen-dossiers, z.B. Austrittsgrund ist festgehalten; Dossierabschluss in definiertem Zeitrahmen auch bei irregulären Abschlüssen. 



	2
	Bei regulären Austritten werden die getroffenen therapeutischen Rehabilitationsmassnahmen und die erreichten Ziele mit dem Klienten/der Klientin evaluiert.


	
	
	

	3
	Wenn eine Nachbetreuung vereinbart ist, wird mit dem Klienten/der Klientin definiert, welche Informationen an wen weitergeleitet werden.


	
	
	

	4
	Bei irregulären Austritten ist definiert:

· wann das Klientinnen-/Klientendossier geschlossen wird;

· das Vorgehen und die wichtigsten Inhalte einer internen Evaluation.


	
	
	Bei irregulären Austritten soll die Organisationseinheit ihr Vorgehen reflektieren (z.B. Klären von institutionsbezogenen Ursachen), um anhand von Verbesserungen zukünftige irreguläre Austritte zu vermeiden.



	5
	Bei Austritt von minderjährigen Klientinnen und Klienten: 

· erfolgt der Austritt in Absprache mit dem Inhaber/der Inhaberin der elterlichen Sorge;

· werden bei Abbruchwunsch die Eltern oder der Inhaber/die Inhaberin der elterlichen Sorge sofort benachrichtigt und ein Gespräch mit allen Beteiligten wird angeboten.


	
	
	Das Vorgehen soll minderjährigen Klientinnen/Klienten sowie den Eltern/Inhabern der elterlichen Gewalt bereits bei Eintritt kommuniziert werden.

	6
	Bei regulären und irregulären Austritten ist geregelt, welche Informationen an wen weitergeleitet werden.


	
	
	


I / 6 Qualitätsanforderungen zu "Externe Vernetzung"
	Nr.
	I / 6 Externe Vernetzung 

	Indikatoren
	Standards
	Erläuterungen und Kommentare

	1
	Die Organisationseinheit

· prüft bei allen Klientinnen und Klienten die externe Vernetzung mit integrativen Angeboten sowie mit der sozialen und gesundheitlichen Grundversorgung;

· stellt bei Bedarf die Vernetzung sicher und integriert die Ergebnisse in den Therapie- und Rehabilitationsprozess.


	
	
	Mit der externen Vernetzung soll eine integrale Behandlung angestrebt werden; vgl. I/2/5.

	2
	Bei gemeinsamer Fallführung sind Kompetenzen, Zuständigkeiten und Fallführung zwischen den involvierten Stellen geklärt und dokumentiert. Die Zusammenarbeit und die Situation des Klienten/der Klientin werden regelmässig evaluiert.


	
	
	Qualitätsprobleme entstehen häufig an Schnittstellen (z.B. infolge Informationsmängel oder infolge nicht abgesprochener Zuständigkeiten). Daher ist eine Regelung der Zusammenarbeit auf Fallebene notwendig, die auch dazu beiträgt, die Leistungen der Suchthilfe effizienter zu erbringen, dabei sind insbesondere in komplexen Situation Methoden des Case Management zu berücksichtigen (vgl. z.B. www.netzwerk-cm.ch/).
Regelungen bei gemeinsamer Fallführung betreffen beispielsweise
· Häufigkeit gemeinsamer Besprechungen;
· Informationsaustausch;
· Protokollierung der Besprechungen;
· Vorgehen in Konflikt- und Krisensituationen;
· etc.


	3
	Fallbezogene Vernetzungen erfolgen in Anwesenheit oder mit Zustimmung des Klienten/der Klientin. Ausnahmen sind zu begründen und schriftlich zu dokumentieren.


	
	
	Die Anforderung bezweckt, sowohl die Institution wie auch die Klientinnen/Klienten zu schützen. Grenze der fallbezogenen Vernetzungen ist in der Regel die Autonomie der Klientinnen/Klienten, deshalb bedarf es ihrer nachvollziehbaren Zustimmung. Eventuell muss die Zustimmung differenziert werden in

· Einverständnis zum Einholen und Weitergeben von Informationen;

· Einverständnis zur Zusammenarbeit mit Dritten.

Sofern Klientinnen/Klienten vorgängig darauf hingewiesen wurden (z.B. im Rahmen der Therapievereinbarung), können in akuten Krisensituationen (z.B. bei Fremd- oder Selbstgefährdung) Vernetzungen auch ohne Zustimmung stattfinden.



	4
	Es ist definiert, welche Berichte welchen Vernetzungspartnern/-partnerinnen zugestellt werden.


	
	
	

	5
	Die Zuweisung der Klientinnen und Klienten zu medizinischen Behandlungen sowie der Kontakt zum Hausarzt/zur Hausärztin und bei Substitutionsbehandlung zu den verschreibenden Ärztinnen/Ärzten sind geregelt.


	
	
	Vgl. I/3/1


I / 7 Qualitätsanforderungen zu "Dokumentation"
	Nr.
	I / 7 Dokumentation 


	Indikatoren
	Standards
	Erläuterungen und Kommentare

	1
	Die Organisationseinheit erhebt bei der Dossier-Eröffnung folgende Daten:

· Name, Vorname, Adress- und Kontaktdaten;

· Jahrgang, Geschlecht, Zivilstand und Nationalität;

· Religion, Aufenthalts- und Erwerbsstatus;

· AHV-, IV- und Krankenversicherungsdaten;

· Kinder und deren Jahrgang;

· Adressangaben relevanter Bezugspersonen und deren Muttersprache.


	
	
	Die Organisationseinheit prüft, welche weiteren Daten aufgrund externer Vorgaben (statistische Erhebungen wie z.B. act-info, kantonale Richtlinien, etc.) zu erheben sind.

Oft wird nur die Nationalität erhoben; die Erfassung des Migrationshintergrundes kann jedoch für die Suchthilfearbeit bedeutsam sein; aussagekräftig ist diesbezüglich das Erfragen von Mutter-/Erstsprache; Zweitsprache; Geburtsort der Klientin/des Klienten und der Eltern, vgl. auch Schlüsselmerkmale zur Erfassung des Migrationshintergrundes in schweizerischen Gesundheitsdatenerhebungen.



	2
	Das Klienten-/Klientinnendossier beinhaltet:

· erhobene Daten;

· Situationsanalyse/Anamnese; 

· Therapievereinbarungen;

· Zielvereinbarungen;

· Therapieplanungen;

· zuständige Bezugsperson(en);

· Korrespondenz;

· eventuelle Schweigepflichtentbindungen und/oder Einverständniserklärungen;

· Verträge, Verfügungen und Bewilligungen;

· interne und externe Berichte;

· Dokumentation allfälliger Medikation;

· Journaleinträge zur Therapie sowie zu wichtigen Ereignissen inkl. Kriseninterventionen.


	
	
	Eine strukturierte Dokumentation im Klienten-/Klientinnendossier steigert die Effizienz, macht vergangene Aktivitäten und Entscheide nachvollziehbar, erhöht die Transparenz für alle berechtigten Personen und dient auch der Rechtssicherheit. Eine eventuelle Übergabe der Dokumente an eine Nachfolgebetreuung wird vereinfacht.


	3
	Die Dossiereinträge und Berichte entsprechen den Tatsachen, genügen fachlichen Standards und sind für die Adressatinnen und Adressaten verständlich.


	
	
	Das Einhalten fachlicher Standards und die Verständlichkeit äussern sich in Eigenschaften wie
· wertfreie Formulierungen;
· Unterscheidung zwischen Beschreibung und Interpretation.

	4
	Klienten-/Klientinnendossiers (inkl. elektronische Daten) sind unter Berücksichtigung kantonaler und/oder nationaler Vorgaben zehn Jahre aufzubewahren.


	
	
	

	5
	Es ist geregelt, was nach Ablauf der Aufbewahrungsfrist und bei Auflösung der Organisationseinheit mit den Akten geschieht.


	
	
	Bei Auflösung der Einrichtung informiert die Trägerschaft die zuständige Behörde (Kanton, Gemeinde), wo die Akten bis zur Ablauf der Zehnjahresfrist aufbewahrt werden.  


Modul ll „Ambulante Beratung, Begleitung und Therapie“
Die Qualitätsanforderungen des Moduls "Ambulante Beratung, Begleitung und Therapie" sind strukturiert in fünf Themenfelder.
1. Abklärung und Aufnahme

2. Beratung, Begleitung und Therapie

3. Abschluss

4. Externe Vernetzung

5. Dokumentation

Auf den nachfolgenden Seiten befinden sich die Qualitätsanforderungen zum Modul II.

II / 1 Qualitätsanforderungen zu "Abklärung und Aufnahme"
	Nr.
	II / 1 Abklärung und Aufnahme


	Indikatoren
	Standards
	Erläuterungen und Kommentare

	1
	Der Zugang zur Organisationseinheit ist ausreichend signalisiert.

	
	
	

	2
	Zugang und Kontaktaufnahme sind verständlich geregelt.


	
	
	Ein unbürokratischer und einfacher Zugang ist wichtig, weil dadurch für Klientinnen/Klienten unnötige Barrieren vermieden werden. Auf diese Weise kann die Akzeptanz für Kontaktaufnahmen, Gespräche oder auch für die Weitervermittlung in andere Angebote der Suchthilfe verstärkt werden. Ein unbürokratischer und einfacher Zugang heisst beispielsweise: direkte Telefonnummer, allenfalls fremdsprachliche Auskunft, klare Öffnungszeiten. Die Öffnungszeiten orientieren sich nach Möglichkeit am Zeitrhythmus des Lebens in der Szene. 

Dies betrifft auch die Website, auf welcher das Angebot der Institution sowie die Möglichkeiten zur Kontaktaufnahme einfach und klar zu erläutern sind.


	3
	Das Aufnahmeverfahren ist geregelt und macht Aussagen zu

· Erstkontakt;

· notwendigen Abklärungen;

· Entscheid über die Aufnahme.

	
	
	Im Aufnahmeverfahren sind z.B. folgende Punkte festzulegen: Wer ist zuständig für den Erstkontakt? Welche Abklärungen, anhand welcher Instrumente, werden durch wen vorgenommen (Sekretariat, Sozialarbeitende, Ärztinnen/Ärzte etc.)? Wer entscheidet über die Aufnahme, anhand welcher Kriterien?


	4
	Die Organisationseinheit stellt sicher, dass diejenige Person, die den Erstkontakt mit den Klientinnen und Klienten hat, das Dienstleistungsangebot der Organisationseinheit sowie das regionale Suchthilfeangebot kennt und Grundkenntnisse in der Gesprächsführung besitzt.


	
	
	Der erste Kontakt mit einer Einrichtung hinterlässt einen bleibenden Eindruck und entscheidet oft über den weiteren Verlauf. Deshalb ist es für die Einrichtung sowie auch für die Klientinnen/Klienten wichtig, dass diese Mitarbeitenden diesbezüglich gut geschult werden, damit sich die Klientinnen/Klienten willkommen fühlen und vom Erstkontakt an richtig beraten werden.



	5
	In Abklärungsgesprächen beschafft sich die Organisationseinheit unter den folgenden Punkten die zum Aufnahmeentscheid erforderlichen Informationen:

· die für die Dokumentation erforderlichen Personalien;

· Klärung der rechtlichen, formellen und persönlichen Voraussetzungen für die Aufnahme;

· Gesundheitszustand;

· suchtspezifische und psychosoziale Situationsanalyse;

· Motivation und Ressourcen;

· Unterstützungssystem und Beziehungsnetz des Klienten/der Klientin, insbesondere minderjährige Kinder;

· Vormundschaft und Beistandschaft;

· fürsorgerische Unterbringung, strafrechtliche und administrative Massnahmen.


	
	
	Für die Durchführung der Abklärungsgespräche benötigt die Organisationseinheit entsprechende Instrumente, z.B. Fragebogen. Damit sollen die nötigen Informationen in der für den Prozess erforderlichen Tiefe und Konkretheit erfasst werden können (z.B. welche Fragen zum Gesundheitszustand sowie zu Aspekten der Diversität müssen geklärt werden). 

Bei den Abklärungen ist eine genügende Verständigung sicherzustellen, z.B. durch den Beizug eines/r Dolmetschers/in, vgl. www.inter-pret.ch. 

Die Organisationseinheit definiert, welche Informationen sie direkt bei der Klientin/beim Klienten erfragt, und welche Informationen sie über Berichte von Dritten einholt. 

Die Klientinnen/Klienten schätzen es, wenn sie Grundinformation nicht mehrere Male erzählen müssen.

Vormundschaft/Beistandschaft: Ab 1.1.2013 tritt das neue Erwachsenenschutzrecht in Kraft (vgl. Revision des Vormundschaftsrechts): Behördliche Massnahmen des Erwachsenenschutzes finden sich ab Art. 388 im ZGB; für Erwachsene werden neu nur noch Beistandschaften errichtet, zuständig sind die Erwachsenenschutzbehörden. Für (minderjährige) Kinder, welche nicht unter elterlicher Sorge stehen, wird ein Vormund ernannt (Art. 327a ZGB), zuständig sind die Kindesschutzbehörden.

Fürsorgerische Unterbringung (ehemals Fürsorgerische Freiheitsentziehung FFE) vgl. Art. 426ff ZGB


	6
	Die Organisationseinheit holt bei Bedarf mit dem Einverständnis des Klienten/der Klientin die notwendigen Informationen bei vorbehandelnden Stellen ein.

	
	
	Das Einholen von Informationen kann Doppelspurigkeiten vermeiden helfen und zu einer besseren Situationsbeurteilung beitragen.

	7
	Während des Aufnahmeverfahrens erhalten die Klientinnen und Klienten Informationen zu

· Aufnahmebedingungen und Eintrittsprozedere;

· Angeboten;

· Rechten und Pflichten;

· Hausordnung;

· Kostenfolgen;

· Datenschutz und Schweigepflicht des Personals.

	
	
	Klientinnen/Klienten haben Anrecht auf Informationen. Dabei ist sicherzustellen, dass die Informationen für die Klientinnen/Klienten verständlich sind, z.B. durch den Beizug eines/r Dolmetschers/in, vgl. www.inter-pret.ch. Anhand des Aufnahmeprozedere wissen die Klientinnen/Klienten, in welchem Umfeld sie ihre Therapie absolvieren werden, welche Erwartungen erfüllt werden können und welche nicht, sowie welches ihre Rechte und Pflichten sind. Damit soll eine Grundlage für ein gutes Vertrauensverhältnis geschaffen werden.

In der Hausordnung oder in zweckgleichen Vorgaben werden wichtige Regeln und Konsequenzen bei deren Nichtbefolgen aufgeführt (z.B. bei Drogenkonsum, Waffenbesitz, Gewaltanwendung, Belästigungen, Regeln zum Gebrauch von Infrastruktur, etc). Die Regeln sollen alltagsnah, transparent, nachvollziehbar, durchsetzbar und überprüfbar sein. 

Zu Schweigepflicht und Datenschutz vgl. Leitfaden für die Bearbeitung von Personendaten im medizinischen Bereich (S. 8, ärztliche Schweigepflicht), sowie auch bei Avenir Social „Soziale Arbeit und der Umgang mit besonders schützenswerten Personendaten“.


	8


	Aufgrund der Abklärungen wissen die Klientinnen/Klienten sowie involvierte Fachpersonen, ob die Klientinnen/Klienten an der richtigen Stelle sind, ob eine Weitervermittlung eingeleitet werden muss und welche weiteren Schritte unternommen werden müssen.


	
	
	Die Abklärung zeigt, ob das Angebot der Organisationseinheit dem spezifischen Unterstützungsbedarf gerecht werden kann, ob und wann die Klientin/der Klient mit der Beratung, Begleitung oder Therapie beginnen kann oder ob eine Vor- oder Mitbehandlung durch eine andere, geeignetere ambulante oder stationäre Einrichtung erfolgen soll, oder ob eine anderweitige Weitervermittlung notwendig ist. Dies gilt insbesondere bei schwangeren Frauen, Klientinnen/Klienten mit minderjährigen Kindern, von Gewaltproblemen betroffenen Personen, minderjährigen Klientinnen/Klienten, Personen mit Migrationshintergrund sowie bei Personen mit gravierenden psychischen Störungen und geistigen Behinderungen. 



	9
	Müssen Klientinnen und Klienten weitergeleitet werden und/oder sind andere Schritte erforderlich, erhalten sie bei Bedarf Empfehlungen für das weitere Vorgehen.

	
	
	Die Einrichtung entscheidet, wieweit sie ihre Verantwortung bezüglich Unterstützung von Klient-innen/Klienten versteht. Diese sind unter Umständen dankbar, wenn sie bei weiteren Schritten Unterstützung erhalten.

Eine Unterstützung kann sein: eine persönliche Begleitung, wenn die Hürde für den Alleingang zu einer anderen Einrichtung, einem Amt etc. für Klientinnen/Klienten zu gross ist.


	10
	Die Klientinnen und Klienten haben mindestens eine fest zugeteilte Beratungsperson; bei der Zuteilung werden Aspekte der Diversität (Gender, Migration, Alter, Komorbidität etc.) angemessen berücksichtigt. 

	
	
	Aspekte der Diversität der Klientinnen/Klienten sind z. B. Lebensalter, Geschlecht/Gender, Migrationshintergrund, psychische, somatische und soziale Komorbidität, Behinderung, sozioökonomischer Status, Elternschaft, sexuelle Orientierung, Religion, Persönlichkeit. 

Das Festlegen interner Zuständigkeiten in Bezug auf verschiedene Querschnittsthemen und Fachfragen ist zweckmässig, vgl. B/2/1. 

Vgl. weitere Informationen zu Diversität.



	11
	Der Umgang mit minderjährigen Klientinnen und Klienten ist geregelt.


	
	
	Rechtliche Rahmenbedingungen müssen bekannt sein und strikt berücksichtigt werden. 

Idealerweise bestehen konzeptuelle Aussagen zum Umgang mit jungen Klientinnen/Klienten, insbesondere zur Vermeidung einer Chronifizierung.

Vorgehensweisen bei spezifischen Situationen sind definiert, z.B. ob Eltern, Schule, Ausbildungsstätte oder Jugendamt kontaktiert werden sollen.




II / 2 Qualitätsanforderungen zu "Beratung, Begleitung und Therapie"

	Nr.
	II / 2 Beratung, Begleitung und Therapie

	Indikatoren
	Standards
	Erläuterungen und Kommentare

	1
	Die Beratungen, Begleitungen und Therapien genügen anerkannten fachlichen Kriterien, basieren auf bewährten Methoden der involvierten Berufsgruppen und folgen Grundsätzen der Interdisziplinarität.

	
	
	Als fachliche Kriterien gelten solche, die an öffentlichen Fachschulen, Hochschulen oder Universitäten in Aus-, Fort- und Weiterbildungen gelehrt werden, zu denen Fachliteratur vorhanden ist und die wissenschaftlich anerkannt sind (offizielle Empfehlungen von Behörden, anerkannte Fachverbände, Unterlagen von Fachstellen, wissenschaftliche Studien etc.). Involvierte Berufsgruppen sind vor allem Sozialpädagogik, Psychologie, Sozialarbeit, Medizin und Pflege.

Vgl. auch Berufskodex Soziale Arbeit Schweiz (Avenir Social).


	2
	Die Organisationseinheit legt fest, wann eine vom Klienten/von der Klientin unterschriebene Beratungs-, Begleitungs- oder Therapievereinbarung erstellt wird, welche die gegenseitigen Rechte und Pflichten sowie das Beschwerde- und Rekursverfahren regelt. Bei Bedarf werden spezielle Bestimmungen zur fürsorgerischen Unterbringung und zu administrativen oder strafrechtlichen Massnahmen festgehalten.

	
	
	Eine Beratungs-, Begleitungs- oder Therapievereinbarung definiert den groben Rahmen. Sie hat einen formellen strukturierenden Charakter. Sie gibt der Klientin/ dem Klient die „Spielregeln“ bekannt. Sie führt weiter dazu, dass sie/r sich in einem sicheren und klaren Betreuungsrahmen fühlt.

Die Organisationseinheit soll ein internes Beschwerde- und Rekursverfahren definieren und sicherstellen, dass dieses den Klientinnen/Klienten bekannt ist. Zusätzlich soll eine in die Betriebsführung nicht involvierte Beschwerdeinstanz definiert werden (vgl. B/2/1). Als unabhängige Beschwerdeinstanz kann Infodrog festgelegt werden (vgl. Leitlinien). Die Ombudsstelle kann kontaktiert werden, wenn die internen Möglichkeiten ausgeschöpft sind.


	3
	Die Beratungs-, Begleitungs- oder Therapieplanung

· wird mit dem Klienten/der Klientin, unter Berücksichtigung seiner/ihrer kognitiven Fähigkeiten, transparent und nachvollziehbar vereinbart;

· ist ziel- und ressourcenorientiert;

· wird regelmässig mit dem Klienten/der Klientin überprüft und der individuellen Situation angepasst;

· ist dokumentiert.


	
	
	Die Beratungs-, Begleitungs- oder Therapieplanung gibt dem Verlauf der Beratung einen strukturierenden Rahmen. Sie ist Ausdruck des verbindlichen Charakters des Prozesses für die Klientin/den Klienten. Gleichzeitig muss sie flexibel genug sein, um Hochs und Tiefs auffangen zu können

	4
	Die Beratungs-, Begleitungs- oder Therapieplanung beinhaltet nach Möglichkeit und Notwendigkeit die folgenden Punkte:

· die Erhebung der Lebensgeschichte und der aktuellen Lebenssituation sowie der Suchtentwicklung und der bisherigen Behandlungen;

· weitere notwendige somatische und/oder psychiatrische Abklärungen;

· Zielsetzungen;
· Massnahmen;
· Informationen zu Suchtverhalten; Wirkungen und Nebenwirkungen von diversen Substanzen; Gesundheitsrisiken; risikoarmem Konsum; Infektionskrankheiten, insbesondere HIV- und Hepatitisprophylaxe; Schwangerschaft; Fahreignung; 

· Informationen zum Abschluss der Intervention;

· Evaluation der vereinbarten Ziele.


	
	
	Im Verlauf der Beratung, Begleitung oder Therapie tauchen weitere Elemente der Lebensgeschichte, Aspekte der Persönlichkeit, Ressourcen sowie eventuell psychiatrische Störungen oder soziale Probleme auf. Sie werden in die Planung einbezogen und führen zu neuen Zielsetzungen.
Im Verlauf der Beratung werden zum richtigen Zeitpunkt die notwendigen Informationen vermittelt.

Dabei ist sicherzustellen, dass die Informationen für die Klientinnen/Klienten verständlich sind, z.B. durch den Beizug eines/r Dolmetschers/in, vgl. www.inter-pret.ch.

Informationen über Suchtverhalten sowie Wirkungen und Nebenwirkungen von diversen Substanzen finden sich bei Sucht Schweiz unter www.suchtschweiz.ch (entsprechende Flyer und Broschüren zum Abgeben können heruntergeladen oder bestellt werden). Auf die Gefährlichkeit des Mischkonsums und dessen mögliche Folgen soll hingewiesen werden. Basisinformationen zu Infektionskrankheiten – HIV, Hepatitis und andere sexuell übertragbare Infektionen (STIs) – sowie Informationen zu deren Vermeidung und zum risikoarmen Konsum und risikoarmen Verhalten sollen vermittelt werden, zu Hepatitis siehe www.hepch.ch (Informationsmaterialien zu Hepatitis und Safer Use können bei Infodrog bezogen werden), zu HIV und anderen STIs sowie zu Safer sex siehe Aidshilfe Schweiz. Hinzu kommen Informationen im Zusammenhang mit der Beschaffungsprostitution, zum Vorgehen im Falle einer Vergewaltigung und zur Zusammenarbeit mit den zuständigen Fachleuten (Polizei, Ärztinnen/Ärzte, Anwältinnen/Anwälte, Beratungsstelle für vergewaltigte Frauen, Frauenhaus etc.).

Vgl. auf www.praxis-suchtmedizin.ch Informationen zu Schwangerschaft und Fahreignung.

Die regelmässige Evaluation der erreichten oder nicht erreichten Ziele hilft den Parteien, den roten Faden nicht zu verlieren und die nächsten Schritte vorzubereiten. Dabei wird die Vorbereitung des Beratungsabschlusses immer im Auge behalten.


	5
	Die Organisationseinheit überprüft im Rahmen der Beratungs-, Begleitungs- oder Therapieplanung regelmässig,

· ob andere oder weitere Angebote (z.B. Gruppenangebote) für einen nächsten Schritt notwendig sind;

· welcher Bedarf an Unterstützung hinsichtlich der Themen Gesundheit, Ernährung, Bewegung und Hygiene besteht;

· die nötigen Unterstützungsmassnahmen hinsichtlich einer beruflichen (Re-)Integration (interne und/oder externe Angebote der Arbeitsintegration);

· ob ein Bedarf an Unterstützung hinsichtlich weiterer Sachhilfethemen besteht.


	
	
	Vgl. www.suchtindex.ch (Infodrog Datenbank der Suchthilfeangebote Schweiz) für die Suche nach weiteren geeigneten Angeboten.

Ein wichtiges Ziel für die Klientinnen und Klienten ist die berufliche und die soziale (Re-)Integration. Erbringt eine Einrichtung nicht alle Angebote, so soll sie diese bei Bedarf vermitteln. Insbesondere Institutionen mit einem beschränkten Dienstleistungsangebot arbeiten vernetzt mit den entsprechenden Institutionen, um eine integrale Betreuung anbieten zu können.
z.B. bei Männern mit Gewaltproblematik (Opfer oder Täter) Zusammenarbeit mit Opfer-/Täter-Beratungsstellen.
z.B. für Personen mit Migrationshintergrund:
Vernetzung mit MigrantInnen-Organisationen, Rechtsberatungsstellen, spezialisierten Ärztinnen/Ärzten, Psychiaterinnen/Psychiatern und Psychologinnen/Psychologen, Beratungsstellen für binationale Ehen/Partnerschaften, Ambulatorien für Folter- und Kriegsopfer u. a.
z.B. wird dafür gesorgt, dass Klientinnen/Klienten die Grundleistungen im Gesundheitswesen erhalten (z.B. Begleitung in ein Spital, Begleitung / Vermittlung zu Ärztin/Arzt, Zugang zu gynäkologischen Untersuchungen und Beratungen, Zugang zu HIV- und Hepatitis-Behandlungen).

z.B. Unterstützung beim Bezahlen von Rechnungen oder Ausfüllen von Steuererklärungen, beim Gang zu Sozialbehörden, um die Rückkehr in den Alltag vorzubereiten und zu erleichtern, etc.

Betreffend berufliche Integration vgl. auch SUVA zu Suchtmittel am Arbeitsplatz sowie die Borschüre Suchtmittel am Arbeitsplatz aus rechtlicher Sicht.


	6
	Gibt die Organisationseinheit Medikamente ab,

· sind die Beschaffung, Aufbewahrung und Kontrolle den Sicherheitsanforderungen entsprechend geregelt;

· ist das Verfahren, wie die Klientinnen und Klienten die richtige Medikation in der richtigen Dosis zum richtigen Zeitpunkt erhalten, definiert;

· dokumentiert sie lückenlos, wem wann welche Medikamente verabreicht werden.


	
	
	Eine Verfahrensanweisung regelt z.B. folgende Fragen: Wer ist verantwortlich für die sachgerechte Lagerung der Medikamente? Wer hat Zugriff auf welche Medikamente? Wie wird die Kontrolle der Medikamente sichergestellt, auch um Hinweise zu erhalten, falls Medikamente fehlen? Wer ist berechtigt, welche Medikamente abzugeben (Sichtkonsum resp. Mitgabe sind entsprechend zu dokumentieren)? Welches sind die Mechanismen, die sicherstellen, dass die abgegebenen Medikamente, dem entsprechen, was in der Verordnung festgehalten ist? 



	7
	Der Einbezug wichtiger Bezugspersonen aus dem sozialen Umfeld wird angestrebt und erfolgt mit Einwilligung des Klienten/der Klientin.

	
	
	In akuten Krisensituationen (z.B. bei Selbst- oder Fremdgefährdung) können Bezugspersonen auch ohne Einwilligung einbezogen werden, das Vorgehen ist anschliessend gemeinsam mit den betroffenen Personen zu reflektieren.


	8
	Für Personen im Beziehungsumfeld von Klientinnen und Klienten bestehen Unterstützungsangebote oder es werden solche vermittelt.

	
	
	Unterstützungsangebote für Angehörige können sein: Gespräche in Selbsthilfegruppen, Vermittlung an Beratungsstellen, Informationsveranstaltungen, Rechtshilfe, Schuldensanierung etc.



	9
	Klientinnen und Klienten mit minderjährigen Kindern werden beim Wahrnehmen ihrer elterlichen Verantwortung unterstützt und für die Kinder werden Unterstützungsangebote zum Schutz des Kindeswohls vermittelt.

	
	
	Kinder von Klientinnen/Klienten bleiben immer im Fokus der Organisationseinheit. Sie übernimmt eine moralische Verpflichtung ihnen gegenüber. Das heisst nicht, dass die Einrichtung selber unterstützende Massnahmen treffen muss, sondern dass sie dafür sorgt, dass entsprechende Massnahmen von zuständigen Personen bzw. Behörden (z.B. Kindesschutzmassnahmen, vgl. Art. 307ff ZGB). getroffen werden und dass die Beziehungen zu den Eltern gewährleistet werden. Unterstützungsangebote für Kinder können sein: psychotherapeutische Behandlungen einzeln oder in Gruppen, Freizeitangebote, Ferienlager, schulische Unterstützung etc.


	10
	Um Krisensituationen selbständig bewältigen zu können, verfügen die Klientinnen und Klienten über die notwendigen Ansprechpersonen und es werden ihnen Adressen und Telefonnummern von Notfalldiensten zur Verfügung gestellt.


	
	
	Der Zugriff zu Informationen kann in Krisenfällen überlebensentscheidend sein. Dazu zählt insbesondere das Wissen über das Notfallnetz und die Erreichbarkeit einzelner Stellen oder Personen.

Den Klientinnen und Klienten kann eine Liste abgegeben werden, in welcher festgehalten sind: Namen, Adressen und Telefonnummern von regionalen Spitälern, Apotheken, Ärztinnen/Ärzte, relevante Beratungsstellen, Dolmetschende, Polizeistellen, Feuerwehr, toxikologisches Institut etc. Die Liste ist periodisch zu überprüfen und zu kommunizieren.

Eine weitere Möglichkeit sind interne Informationsveranstaltungen zum Vorgehen in Krisensituationen.


	11
	Der Informationsfluss zwischen den Vernetzungspartnern/-partnerinnen ist in Krisensituationen gewährleistet.

	
	
	

	12
	Bei der Konzeption von Gruppenangeboten werden Zielsetzungen, Inhalte, Methoden und Zuständigkeiten festgelegt.

	
	
	


II / 3 Qualitätsanforderungen zu "Abschluss"
	Nr.
	II / 3 Abschluss

	Indikatoren
	Standards
	Erläuterungen und Kommentare

	1
	Der reguläre und der irreguläre Abschluss sind so strukturiert und geregelt, dass Anschlusslösungen möglich sind und/oder die Voraussetzungen für einen Wiedereintritt geklärt sind.


	
	
	Der Therapieerfolg hängt wesentlich von einem geplanten geregelten Abschluss ab.

Zur Strukturierung und Regelung des Abschlusses zählen:

· Richtlinien für reguläre und irreguläre Abschlüsse sowie bei Kontaktverlust;

· Vorgehen bei Nichteinhalten der Beratungs-, Begleitungs- oder Therapievereinbarung z.B. bei Gewalttätigkeiten oder bei mangelhafter Compliance;
· Bedingungen für die Wiederaufnahme der Beratung, Begleitung oder Therapie;

· Anschlusslösungen können beinhalten: Planung und Organisation einer geregelten Wohn- und Arbeitssituation, Übertritt in eine stationäre Einrichtung; weitere ambulante Beratungs- und Betreuungsangebote; Beratung über das Vorgehen bei Krisensituationen;

· Durchführung von Koordinationssitzungen mit Nachfolgeeinrichtungen, um die Kontinuität der Beratung, Betreuung und/oder Therapie zu gewährleisten; 
· Regelung zum Abschluss des Klienten-/Klientinnendossiers, z.B. Austrittsgrund ist festgehalten; Dossierabschluss in definiertem Zeitrahmen auch bei irregulären Abschlüssen. 



	2
	Bei regulären Abschlüssen werden die getroffenen Beratungs-, Begleitungs- und Therapiemassnahmen und die erreichten Ziele mit dem Klienten/der Klientin evaluiert.

	
	
	

	3
	Wenn eine Nachbetreuung vereinbart ist, wird mit dem Klienten/der Klientin definiert, welche Informationen an wen weitergeleitet werden.

	
	
	

	4
	Bei irregulären Abschlüssen ist definiert:

· wann das Klienten-/Klientinnendossier geschlossen wird;

· das Vorgehen und die wichtigsten Inhalte einer internen Evaluation.


	
	
	Bei irregulären Austritten soll die Organisationseinheit ihr Vorgehen reflektieren (z.B. Klären von institutionsbezogenen Ursachen), um anhand von Verbesserungen zukünftige irreguläre Austritte zu vermeiden.



	5
	Bei regulären und irregulären Abschlüssen ist geregelt, welche Informationen an wen weitergeleitet werden.

	
	
	


II / 4 Qualitätsanforderungen zu "Externe Vernetzung"
	Nr.
	II / 4 Externe Vernetzung

	Indikatoren
	Standards
	Erläuterungen und Kommentare

	1
	Die Organisationseinheit

· prüft bei allen Klientinnen und Klienten die externe Vernetzung mit integrativen Angeboten sowie mit der sozialen und gesundheitlichen Grundversorgung;

· stellt bei Bedarf die Vernetzung sicher. 

	
	
	Mit der externen Vernetzung soll eine integrale Behandlung angestrebt werden; vgl. II/2/5.

	2
	Bei gemeinsamer Fallführung sind Kompetenzen, Zuständigkeiten und Fallführung zwischen den involvierten Stellen geklärt und dokumentiert. Die Zusammenarbeit und die Situation des Klienten/der Klientin werden regelmässig evaluiert.


	
	
	Qualitätsprobleme entstehen häufig an Schnittstellen (z.B. infolge Informationsmängel oder infolge nicht abgesprochener Zuständigkeiten). Daher ist eine Regelung der Zusammenarbeit auf Fallebene notwendig, die auch dazu beiträgt, die Leistungen der Suchthilfe effizienter zu erbringen, dabei sind insbesondere in komplexen Situation Methoden des Case Management zu berücksichtigen (vgl. z.B. www.netzwerk-cm.ch/).
Regelungen bei gemeinsamer Fallführung betreffen beispielsweise
· Häufigkeit gemeinsamer Besprechungen;
· Informationsaustausch;
· Protokollierung der Besprechungen;
· Vorgehen in Konflikt- und Krisensituationen;
etc.


	3
	Fallbezogene Vernetzungen erfolgen in Anwesenheit oder mit Zustimmung des Klienten/der Klientin. Ausnahmen sind zu begründen und schriftlich zu dokumentieren.


	
	
	Die Anforderung bezweckt, sowohl die Institution wie auch die Klientinnen/Klienten zu schützen. Grenze der fallbezogenen Vernetzungen ist in der Regel die Autonomie der Klientinnen/Klienten, deshalb bedarf es ihrer nachvollziehbaren Zustimmung. Eventuell muss die Zustimmung differenziert werden in

· Einverständnis zum Einholen und Weitergeben von Informationen;

· Einverständnis zur Zusammenarbeit mit Dritten.

Sofern Klientinnen/Klienten vorgängig darauf hingewiesen wurden (z.B. im Rahmen der Beratungs-, Begleitungs- oder Therapievereinbarung), können in akuten Krisensituationen (z.B. bei Fremd- oder Selbstgefährdung) Vernetzungen auch ohne Zustimmung stattfinden.


	4
	Es ist definiert, welche Berichte welchen Vernetzungspartnern/-partnerinnen zugestellt werden.


	
	
	

	5
	Die Zuweisung der Klientinnen und Klienten zu medizinischen Behandlungen sowie der Kontakt zum Hausarzt/zur Hausärztin und bei Substitutionsbehandlung zu den verschreibenden Ärztinnen/Ärzten sind geregelt. 


	
	
	Eine Suchtbehandlung beinhaltet auch somatische und psychiatrische Aspekte, daher ist eine gute Zusammenarbeit mit dem medizinischen Bereich erforderlich. 

Zuständige Ärztinnen/Ärzte finden Informationen zu Suchtmedizin auf der von den Netzwerken FOSUMOS, FOSUMIS, COROMA, Ticino Addiction etc. getragenen Website www.praxis-suchtmedizin.ch.

 


II / 5 Qualitätsanforderungen zu "Dokumentation"
	Nr.
	II / 5 Dokumentation

	Indikatoren
	Standards
	Erläuterungen und Kommentare

	1
	Die Organisationseinheit erhebt bei Dossier-Eröffnung folgende Daten:

· Name, Vorname, Adress- und Kontaktdaten;

· Jahrgang, Geschlecht, Zivilstand und Nationalität;

· Religion, Aufenthalts- und Erwerbsstatus;

· AHV-, IV- und Krankenversicherungsdaten;

· Kinder und deren Jahrgang;

· Adressangaben relevanter Bezugspersonen und deren Muttersprache.


	
	
	Die Organisationseinheit prüft, welche weiteren Daten aufgrund externer Vorgaben (statistische Erhebungen wie z.B. act-info, kantonale Richtlinien, etc.) zu erheben sind.

Oft wird nur die Nationalität erhoben; die Erfassung des Migrationshintergrundes kann jedoch für die Suchthilfearbeit bedeutsam sein; aussagekräftig ist diesbezüglich das Erfragen von Mutter-/Erstsprache; Zweitsprache; Geburtsort der Klientin/des Klienten und der Eltern, vgl. auch Schlüsselmerkmale zur Erfassung des Migrationshintergrundes in schweizerischen Gesundheitsdatenerhebungen.



	2
	Das Klienten-/Klientinnendossier beinhaltet:

· erhobene Daten;

· Situationsanalyse/Anamnese; 

· Beratungs-, Begleitungs- oder Therapievereinbarungen;

· Zielvereinbarungen;

· zuständige Beratungsperson(en);

· Korrespondenz;

· eventuelle Schweigepflichtentbindungen und/oder Einverständniserklärungen;

· Verträge, Verfügungen und Bewilligungen;

· interne und externe Berichte;

· Journaleinträge zur Beratung, Begleitung und Therapie sowie zu wichtigen Ereignissen inkl. Kriseninterventionen;

· bei interner medizinischer Versorgung: Journaleinträge des zuständigen Arztes/ der zuständigen Ärztin inklusive Verschreibung und Abgabe von Medikamenten.


	
	
	Eine strukturierte Dokumentation im Klienten-/Klientinnendossier steigert die Effizienz, macht vergangene Aktivitäten und Entscheide nachvollziehbar, erhöht die Transparenz für alle berechtigten Personen und dient auch der Rechtssicherheit. Eine eventuelle Übergabe der Dokumente an eine Nachfolgebetreuung wird vereinfacht.


	3
	Die Dossiereinträge und Berichte entsprechen den Tatsachen, genügen fachlichen Standards und sind für die Adressatinnen und Adressaten verständlich.


	
	
	Das Einhalten fachlicher Standards und die Verständlichkeit äussern sich in Eigenschaften wie
· wertfreie Formulierungen;
· Unterscheidung zwischen Beschreibung und Interpretation.



	4
	Klienten-/Klientinnendossiers (inkl. elektronische Daten) sind unter Berücksichtigung kantonaler und/oder nationaler Vorgaben zehn Jahre aufzubewahren.


	
	
	

	5
	Es ist geregelt, was nach Ablauf der Aufbewahrungsfrist und bei Auflösung der Organisationseinheit mit den Akten geschieht.


	
	
	Bei Auflösung der Einrichtung informiert die Trägerschaft die zuständige Behörde (Kanton, Gemeinde), wo die Akten bis zur Ablauf der Zehnjahresfrist aufbewahrt werden.


Modul lll „Substitutionsgestützte Behandlung“

Die Qualitätsanforderungen des Moduls "Substitutionsgestützte Behandlung" sind strukturiert in sechs Themenfelder.
1. Abklärung und Aufnahme

2. Behandlung

3. Substanzverabreichung und Medikation

4. Abschluss

5. Externe Vernetzung

6. Dokumentation

Auf den nachfolgenden Seiten befinden sich die Qualitätsanforderungen zum Modul III.
Relevante Dokumente/Unterlagen

Substitutionsgestützte Behandlungen bei Opioidabhängigkeit, Empfehlungen des Bundesamtes für Gesundheit (BAG), der Schweizerischen Gesellschaft für Suchtmedizin (SSAM) und der Vereinigung der Kantonsärztinnen und Kantonsärzte Schweiz VKS
Handbuch heroingestützte Behandlung (HeGeBe-Ordner) 
Betäubungsmittelgesetz (BetmG)
Betäubungsmittelkontrollverordnung (BetmKV)
www.praxis-suchtmedizin.ch
III / 1 Qualitätsanforderungen zu "Abklärung und Aufnahme"

	Nr.
	III / 1 Abklärung und Aufnahme

	Indikatoren
	Standards
	Erläuterungen und Kommentare

	1
	Der Zugang zur Organisationseinheit ist ausreichend signalisiert.


	
	
	

	2
	Der Zugang und die Kontaktaufnahme sind verständlich geregelt.


	
	
	Ein unbürokratischer und einfacher Zugang ist wichtig, weil dadurch für Patientinnen/Patienten unnötige Barrieren vermieden werden. Auf diese Weise kann die Akzeptanz für Kontaktaufnahmen, Gespräche oder auch für die Weitervermittlung in andere Angebote der Suchthilfe verstärkt werden. Ein unbürokratischer und einfacher Zugang heisst beispielsweise: direkte Telefonnummer, allenfalls fremdsprachliche Auskunft, klare Öffnungszeiten. Die Öffnungszeiten orientieren sich am Zeitrhythmus des Lebens in der Szene (auch: Abend-, Nacht- oder Wochenendangebote). 

Dies betrifft auch die Website, auf welcher das Angebot der Institution sowie die Möglichkeiten zur Kontaktaufnahme einfach und klar zu erläutern sind.


	3
	Das Aufnahmeverfahren ist geregelt und macht Aussagen zu

· Erstkontakt;

· notwendigen Abklärungen;

· Entscheid über die Aufnahme.

	
	
	Im Aufnahmeverfahren sind z.B. folgende Punkte festzulegen: Wer ist zuständig für den Erstkontakt? Welche Abklärungen, anhand welcher Instrumente, werden durch wen vorgenommen (Sekretariat, Sozialarbeitende, Ärztinnen/Ärzte etc.)? Wer entscheidet über die Aufnahme, anhand welcher Kriterien?


	4
	Die Organisationseinheit stellt sicher, dass diejenige Person, die den Erstkontakt mit Patientinnen und Patienten hat, das Dienstleistungsangebot der Organisationseinheit sowie das regionale Suchthilfeangebot kennt und Grundkenntnisse in der Gesprächsführung besitzt.


	
	
	Der erste Kontakt mit einer Einrichtung hinterlässt einen bleibenden Eindruck und entscheidet oft über den weiteren Verlauf. Deshalb ist es für die Einrichtung sowie auch für die Patientinnen/Patienten wichtig, dass diese Mitarbeitenden diesbezüglich gut geschult werden, damit sich die Patientinnen/Patienten willkommen fühlen und vom Erstkontakt an richtig beraten werden.



	5
	In Abklärungsgesprächen beschafft sich die Organisationseinheit die zum Aufnahmeentscheid erforderlichen Informationen:
· die für die Dokumentation erforderlichen Personalien;
· Klärung der rechtlichen, formellen und persönlichen Voraussetzungen für die Aufnahme;

· bio-psycho-soziale sowie pflegerische Anamnese;

· suchtspezifische Situationsanalyse;

· Motivation und Ressourcen;

· Unterstützungssystem und Beziehungsnetz des Patienten/der Patientin, insbesondere minderjährige Kinder;

· Vormundschaft und Beistandschaft;

· fürsorgerische Unterbringung, strafrechtliche und administrative Massnahmen; 

· Klärung der finanziellen Bedingungen, d.h. der Kosten der Substitutionsbehandlung sowie der Anteile zulasten des Patienten/der Patientin.


	
	
	Im Rahmen der Gespräche ist zu klären, ob eine Substitutionsbehandlung geeignet ist, vgl. die Kriterien in den Richtlinien zur Methadonverschreibung (Substitutionsgestützte Behandlungen bei Opioidabhängigkeit) und im HeGeBe-Ordner (Handbuch heroingestützte Behandlung).Grundlage dazu ist eine formalisierte Diagnostik (vgl. III/1/6). 

Für die Abklärung können z.B. folgende Instrumente verwendet werden: ASI (Addiction Severity Index) sowie für eine dringliche Ersteinschätzung der Rapid Addiction Profile (vgl. Rapid Addiction Profile bei www.praxis-suchtmedizin.ch).
Bei den Abklärungen ist eine genügende Verständigung sicherzustellen, z.B. durch den Beizug eines/r Dolmetschers/in, vgl. www.inter-pret.ch. 

Die Organisationseinheit definiert, welche Informationen sie direkt bei der Patientin/beim Patienten erfragt, und welche Informationen sie über Berichte von Dritten einholt. 

Die Patientinnen/Patienten schätzen es, wenn sie Grundinformation nicht mehrere Male erzählen müssen.
Vormundschaft/Beistandschaft: Ab 1.1.2013 tritt das neue Erwachsenenschutzrecht in Kraft (vgl. Revision des Vormundschaftsrechts): Behördliche Massnahmen des Erwachsenenschutzes finden sich ab Art. 388 im ZGB; für Erwachsene werden neu nur noch Beistandschaften errichtet, zuständig sind die Erwachsenenschutzbehörden. Für (minderjährige) Kinder, welche nicht unter elterlicher Sorge stehen, wird ein Vormund ernannt (Art. 327a ZGB), zuständig sind die Kindesschutzbehörden.

Fürsorgerische Unterbringung (ehemals Fürsorgerische Freiheitsentziehung FFE) vgl. Art. 426ff ZGB.


	6
	Die Diagnosestellung entspricht internationalen Standards.

	
	
	Anerkannte Diagnoseinstrumente wie ICD 10, DSM IV bzw. DSM V, etc. werden verwendet.



	7
	Die Organisationseinheit holt bei Bedarf mit dem Einverständnis der Patientin/des Patienten die notwendigen Informationen bei vorbehandelnden Stellen ein.

	
	
	Das Einholen von Informationen kann Doppelspurigkeiten vermeiden helfen und zu einer besseren Situationsbeurteilung beitragen.

	8
	Während des Aufnahmeverfahrens erhalten die Patientinnen und Patienten Informationen zu

· Aufnahmebedingungen und Eintrittsprozedere;

· Angeboten;

· Rechten und Pflichten;

· Hausordnung;

· Ablauf der Substanzverabreichung;

· Wirkungen und Nebenwirkungen der verabreichten Substitutionsmedikamente und Medikamente;

· Gefahren bei Bei-/Mischkonsum von illegalen und nicht verschriebenen Medikamenten;

· Notwendigkeit der Offenlegung einer gleichzeitigen Verschreibung von Medikamenten durch ausserinstitutionelle Ärztinnen/Ärzte; 
· Fahreignung;

· Schwangerschaft;

· Kostenfolgen;

· Datenschutz und Schweigepflicht des Personals.

	
	
	Patientinnen/Patienten haben Anrecht auf Informationen. Dabei ist sicherzustellen, dass die Informationen für die Patientinnen/Patienten verständlich sind, z.B. durch den Beizug eines/r Dolmetschers/in, vgl. www.inter-pret.ch. Anhand des Aufnahmeprozedere wissen die Patientinnen und Patienten, in welchem Umfeld sie ihre Behandlung absolvieren werden, welche Erwartungen erfüllt werden können und welche nicht, sowie welches ihre Rechte und Pflichten sind. Damit soll eine gute Grundlage für ein gutes Vertrauensverhältnis geschaffen werden.
In der Hausordnung oder in zweckgleichen Vorgaben werden wichtige Regeln und Konsequenzen bei deren Nichtbefolgen aufgeführt (z.B. bei Drogenhandel, Waffenbesitz, Gewaltanwendung, Belästigungen, Beikonsum; Regeln zum Gebrauch von Infrastruktur und Materialien oder zur Entsorgung von Spritzen etc). Die Regeln sollen alltagsnah, transparent, nachvollziehbar, durchsetzbar und überprüfbar sein. 

Die Offenlegung einer gleichzeitigen Verschreibung von Medikamenten ist wichtig, um „verordneten Beikonsum“ und das gegeneinander Ausspielen von ÄrztInnen zu vermeiden. Anzustreben ist eine Verschreibung von Substitutionsmedikamenten und weiterer Psychopharmaka durch einen Arzt/Ärztin.

Zu Schweigepflicht und Datenschutz vgl. Leitfaden für die Bearbeitung von Personendaten im medizinischen Bereich (S. 8, ärztliche Schweigepflicht), sowie auch bei Avenir Social „Soziale Arbeit und der Umgang mit besonders schützenswerten Personendaten“


	9
	Aufgrund der Abklärungen wissen die Patientinnen/Patienten sowie involvierte Fachpersonen, ob die Patientinnen/Patienten an der richtigen Stelle sind, ob eine Weitervermittlung eingeleitet werden muss und welche weiteren Schritte unternommen werden müssen.

	
	
	Die Abklärung zeigt, ob die Behandlung dem spezifischen Unterstützungsbedarf gerecht werden kann, ob und wann die Patientin/der Patient in die Institution eintreten kann oder ob eine Vor- oder Mitbehandlung durch eine andere, geeignetere ambulante oder stationäre Einrichtung erfolgen soll, oder ob eine anderweitige Weitervermittlung notwendig ist. Dies gilt insbesondere bei schwangeren Frauen, Patientinnen/Patienten mit minderjährigen Kindern, von Gewaltproblemen betroffenen Personen, minderjährigen Patientinnen/Patienten, Personen mit Migrationshintergrund sowie bei Personen mit gravierenden psychischen Störungen und geistigen Behinderungen. 


	10
	Müssen Patientinnen/Patienten weitergeleitet werden und / oder sind andere Schritte erforderlich, erhalten sie bei Bedarf Empfehlungen für weitere Schritte.


	
	
	Die Einrichtung entscheidet, wieweit sie ihre Verantwortung bezüglich Unterstützung von Patientinnen/Patienten versteht. Diese sind unter Umständen dankbar, wenn sie bei weiteren Schritten Unterstützung erhalten.

Eine Unterstützung kann sein: eine persönliche Begleitung, wenn die Hürde für den Alleingang zu einer anderen Einrichtung, einem Amt etc. für Patientinnen/Patienten zu gross ist.



	11
	Die Patientinnen/Patienten haben mindestens eine fest zugeteilte Bezugsperson; bei der Zuteilung werden Aspekte der Diversität (Gender, Migration, Alter, Komorbidität etc.) angemessen berücksichtigt.

	
	
	Aspekte der Diversität der Patientinnen/Patienten sind z. B. Lebensalter, Geschlecht/Gender, Migrationshintergrund, psychische, somatische und soziale Komorbidität, Behinderung, sozioökonomischer Status, Elternschaft, sexuelle Orientierung, Religion, Persönlichkeit. 

Das Festlegen interner Zuständigkeiten in Bezug auf verschiedene Querschnittsthemen und Fachfragen ist zweckmässig, vgl. B/2/1. 

Vgl. weitere Informationen zu Diversität.



	12
	Der Umgang mit minderjährigen Patientinnen und Patienten ist geregelt.

	
	
	Rechtliche Rahmenbedingungen müssen bekannt sein und strikt berücksichtigt werden. 

Idealerweise bestehen konzeptuelle Aussagen zum Umgang mit jungen Patientinnen/Patienten, insbesondere zur Vermeidung einer Chronifizierung.

Vorgehensweisen bei spezifischen Situationen sind definiert, z.B. ob Eltern, Schule, Ausbildungsstätte oder Jugendamt kontaktiert werden sollen.




III / 2 Qualitätsanforderungen zu "Behandlung"
	Nr.
	III / 2 Behandlung

	Indikatoren
	Standards
	Erläuterungen und Kommentare

	1
	Die Behandlungen genügen anerkannten fachlichen Kriterien, basieren auf bewährten Methoden der involvierten Berufsgruppen, sind evidenzbasiert und folgen Grundsätzen der Interdisziplinarität.
	
	
	Als fachliche Kriterien gelten solche, die an öffentlichen Fachschulen, Hochschulen oder Universitäten in Aus-, Fort- und Weiterbildungen gelehrt werden, zu denen Fachliteratur vorhanden ist und die wissenschaftlich anerkannt sind (offizielle Empfehlungen von Behörden, anerkannte Fachverbände, Unterlagen von Fachstellen, wissenschaftliche Studien etc.). Involvierte Berufsgruppen sind vor allem Sozialpädagogik, Psychologie, Sozialarbeit, Medizin und Pflege.

Vgl. auch Berufskodex Soziale Arbeit Schweiz (Avenir Social).


	2
	Eine von der Organisationseinheit und dem Patienten/der Patientin unterschriebene Behandlungsvereinbarung regelt die gegenseitigen Rechte und Pflichten, insbesondere

· spezielle Bestimmungen bei fürsorgerischer Unterbringung und bei administrativen oder strafrechtlichen Massnahmen;

· dass eine Behandlungsplanung erstellt und regelmässig gemeinsam evaluiert wird;

· Beschwerde- und Rekursverfahren
· Ausschlussgründe.


	
	
	Die Behandlungsvereinbarung definiert den Rahmen der Behandlung. Sie hat einen formellen strukturierenden Charakter. Sie gibt der Patientin/dem Patient die „Spielregeln“ bekannt. Sie führt weiter dazu, dass sie/er sich in einem sicheren und klaren Betreuungsrahmen fühlt.

Vgl. auf www.praxis-suchtmedizin.ch mögliche Vorlage für Behandlungsvereinbarung.

Die Organisationseinheit soll ein internes Beschwerde- und Rekursverfahren definieren und sicherstellen, dass dieses den Patientinnen/Patienten bekannt ist. Zusätzlich soll eine in die Betriebsführung nicht involvierte Beschwerdeinstanz definiert werden (vgl. B/2/1). Als unabhängige Beschwerdeinstanz kann Infodrog festgelegt werden (vgl. Leitlinien). Die Ombudsstelle kann kontaktiert werden, wenn die internen Möglichkeiten ausgeschöpft sind. 


	3
	Die Behandlungsplanung

· wird mit dem Patienten/der Patientin, unter Berücksichtigung seiner/ihrer kognitiven Fähigkeiten, transparent und nachvollziehbar vereinbart;

· ist ziel- und ressourcenorientiert;

· wird regelmässig mit dem Patienten/der Patientin überprüft und der individuellen Situation angepasst;

· ist dokumentiert.


	
	
	Die Behandlungsplanung gibt dem Verlauf der Behandlung einen strukturierenden Rahmen. Sie ist Ausdruck des verbindlichen Charakters des Behandlungsprozesses für die Patientin/den Patienten. Gleichzeitig muss sie flexibel genug sein, um Hochs und Tiefs auffangen zu können.



	4
	Die Behandlungsplanung beinhaltet:

· die weitere Erhebung der Lebensgeschichte und der aktuellen Lebenssituation sowie der Suchtentwicklung und der bisherigen Behandlungen;

· weitere notwendige somatische und/oder psychiatrische Abklärungen;

· Zielsetzungen;

· Massnahmen;

· Informationen zu Suchtverhalten; Wirkungen und Nebenwirkungen von diversen Substanzen; Gesundheitsrisiken; risikoarmem Konsum; Infektionskrankheiten, insbesondere HIV- und Hepatitisprophylaxe; Schwangerschaft; Fahreignung; 

· Informationen zum Abschluss der Behandlung;

· Evaluation der vereinbarten Ziele.


	
	
	Im Verlauf der Behandlung tauchen weitere Elemente der Lebensgeschichte, Aspekte der Persönlichkeit, Ressourcen sowie eventuell psychiatrische Störungen oder soziale Probleme auf. Sie werden in die Behandlungsplanung einbezogen und führen zu neuen Zielsetzungen.
Im Verlauf der Behandlung werden zum richtigen Zeitpunkt die notwendigen Informationen vermittelt.

Dabei ist sicherzustellen, dass die Informationen für die Patientinnen/Patienten verständlich sind, z.B. durch den Beizug eines/r Dolmetschers/in, vgl. www.inter-pret.ch.

Informationen über Suchtverhalten sowie Wirkungen und Nebenwirkungen von diversen Substanzen finden sich bei Sucht Schweiz unter www.suchtschweiz.ch (entsprechende Flyer und Broschüren zum Abgeben können heruntergeladen oder bestellt werden). Auf die Gefährlichkeit des Mischkonsums und dessen mögliche Folgen soll hingewiesen werden. Basisinformationen zu Infektionskrankheiten – HIV, Hepatitis und andere sexuell übertragbare Infektionen (STIs) – sowie Informationen zu deren Vermeidung und zum risikoarmen Konsum und risikoarmen Verhalten sollen vermittelt werden, zu Hepatitis siehe www.hepch.ch (Informationsmaterialien zu Hepatitis und Safer Use können bei Infodrog bezogen werden), zu HIV und anderen STIs sowie zu Safer sex siehe Aidshilfe Schweiz. Hinzu kommen Informationen im Zusammenhang mit der Beschaffungsprostitution, zum Vorgehen im Falle einer Vergewaltigung und zur Zusammenarbeit mit den zuständigen Fachleuten (Polizei, Ärztinnen/Ärzte, Anwältinnen/Anwälte, Beratungsstelle für vergewaltigte Frauen, Frauenhaus etc.).

Vgl. auf www.praxis-suchtmedizin.ch Informationen zu Schwangerschaft und Fahreignung. 

Die regelmässige Evaluation der erreichten oder nicht erreichten Ziele hilft beiden Parteien, den roten Faden nicht zu verlieren und den nächsten Schritt vorzubereiten. 



	5
	Die Organisationseinheit überprüft im Rahmen der Behandlungsplanung regelmässig,

· ob andere oder weitere Angebote (z.B. Gruppenangebote) für einen nächsten Schritt notwendig sind;

· welcher Bedarf an Unterstützung hinsichtlich der Themen Gesundheit, Ernährung, Bewegung und Hygiene besteht;

· die nötigen Unterstützungsmassnahmen für eine berufliche (Re-)Integration (z.B. Arbeits- und Beschäftigungsangebote) oder für eine soziale Integration (z.B. Tagesstruktur, Freizeitangebote);

· ob ein Bedarf an Unterstützung hinsichtlich weiterer Sachhilfethemen besteht.


	
	
	Vgl. www.suchtindex.ch (Infodrog Datenbank der Suchthilfeangebote Schweiz) für die Suche nach weiteren geeigneten Angeboten.

Ein wichtiges Ziel für Patientinnen und Patienten ist die berufliche und die soziale (Re-)Integration. Erbringt eine Einrichtung nicht alle Angebote, so soll sie diese bei Bedarf vermitteln. Insbesondere Institutionen mit einem beschränkten Dienstleistungsangebot arbeiten vernetzt mit den entsprechenden Institutionen, um eine integrale Betreuung anbieten zu können.
z.B. bei Männern mit Gewaltproblematik (Opfer oder Täter) Zusammenarbeit mit Opfer-/Täter-Beratungsstellen.
z.B. für Personen mit Migrationshintergrund: 
Vernetzung mit MigrantInnen-Organisationen, Rechtsberatungsstellen, spezialisierten Ärztinnen/Ärzten, Psychiaterinnen/Psychiatern und Psychologinnen/Psychologen, Beratungsstellen für binationale Ehen/Partnerschaften, Ambulatorien für Folter- und Kriegsopfer u. a.
z.B. wird dafür gesorgt, dass Patientinnen/Patienten die Grundleistungen im Gesundheitswesen erhalten (z.B. Begleitung in ein Spital, Begleitung / Vermittlung zu Ärztin/Arzt, Zugang zu gynäkologischen Untersuchungen und Beratungen, Zugang zu HIV- und Hepatitis-Behandlungen).

z.B. Unterstützung beim Bezahlen von Rechnungen oder Ausfüllen von Steuererklärungen, beim Gang zu Sozialbehörden, um die Rückkehr in den Alltag vorzubereiten und zu erleichtern, etc.

Betreffend berufliche Integration vgl. auch SUVA zu Suchtmittel am Arbeitsplatz sowie die Borschüre Suchtmittel am Arbeitsplatz aus rechtlicher Sicht.


	6
	Der Einbezug wichtiger Bezugspersonen aus dem sozialen Umfeld wird angestrebt und erfolgt mit Einwilligung des Patienten/der Patientin.


	
	
	In akuten Krisensituationen (z.B. bei Selbst- oder Fremdgefährdung) können Bezugspersonen auch ohne Einwilligung einbezogen werden, das Vorgehen ist anschliessend gemeinsam mit den betroffenen Personen zu reflektieren.


	7
	Für Personen im Beziehungsumfeld von Patientinnen und Patienten bestehen Unterstützungsangebote oder es werden solche vermittelt.


	
	
	Unterstützungsangebote für Angehörige können sein: Gespräche in Selbsthilfegruppen, Vermittlung an Beratungsstellen, Informationsveranstaltungen, Rechtshilfe, Schuldensanierung etc.



	8
	Patientinnen und Patienten mit minderjährigen Kindern werden beim Wahrnehmen ihrer elterlichen Verantwortung unterstützt und für die Kinder werden Unterstützungsangebote zum Schutz des Kindeswohls vermittelt.


	
	
	Kinder von Patientinnen/Patienten bleiben immer im Fokus der Organisationseinheit. Sie übernimmt eine moralische Verpflichtung ihnen gegenüber. Das heisst nicht, dass die Einrichtung selber unterstützende Massnahmen treffen muss, sondern dass sie dafür sorgt, dass entsprechende Massnahmen von zuständigen Personen bzw. Behörden (z.B. Kindesschutzmassnahmen, vgl. Art. 307ff ZGB). getroffen werden und dass die Beziehungen zu den Eltern gewährleistet werden. Unterstützungsangebote für Kinder können sein: psychotherapeutische Behandlungen einzeln oder in Gruppen, Freizeitangebote, Ferienlager, schulische Unterstützung etc.



	9
	Um Krisensituationen selbständig bewältigen zu können, verfügen die Patientinnen und Patienten über die notwendigen Ansprechpersonen und es werden ihnen Adressen und Telefonnummern von Notfalldiensten zur Verfügung gestellt.


	
	
	Der Zugriff zu Informationen kann in Krisenfällen überlebensentscheidend sein. Dazu zählt insbesondere das Wissen über das Notfallnetz und die Erreichbarkeit einzelner Stellen oder Personen.

Den Patientinnen und Patienten kann eine Liste abgegeben werden, in welcher festgehalten sind: Namen, Adressen und Telefonnummern von regionalen Spitälern, Apotheken, Ärztinnen/Ärzte, relevante Beratungsstellen, Dolmetschende, Polizeistellen, Feuerwehr, toxikologisches Institut etc. Die Liste ist periodisch zu überprüfen und zu kommunizieren.

Eine weitere Möglichkeit sind interne Informationsveranstaltungen zum Vorgehen in Krisensituationen.


	10
	Der Informationsfluss zwischen den Vernetzungspartnern/-partnerinnen ist in Krisensituationen gewährleistet.

	
	
	

	11
	Bei der Konzeption von Gruppenangeboten werden Zielsetzungen, Inhalte, Methoden und Zuständigkeiten festgelegt.
	
	
	


III / 3 Qualitätsanforderungen zu "Substanzverabreichung und Medikation"
	Nr.
	III / 3 Substanzverabreichung und Medikation

	Indikatoren
	Standards
	Erläuterungen und Kommentare

	1
	Die erforderlichen Bewilligungen für die Verabreichung der Substitutionsmedikamente an die Patientinnen und Patienten liegen vor.


	
	
	Angaben zu den erforderlichen Bewilligungen finden sich im Handbuch heroingestützte Behandlung (HeGeBe-Ordner) sowie auf www.praxis-suchtmedizin.ch unter kantonale Verordnungen.


	2
	Die Beschaffung, Aufbewahrung und Kontrolle der Medikamente sowie der Substitutionsmedikamente sind den Sicherheitsanforderungen entsprechend geregelt.


	
	
	Zu beachten sind kantonale und nationale Vorgaben (z.B. BetmG, BetmKV, Handbuch heroingestützte Behandlung, kantonale Gesetze Verordnungen etc.).

Eine Verfahrensanweisung regelt z.B. folgende Fragen: Wer nimmt Substitutionsmedikamente bei der Lieferung entgegen? Wer ist verantwortlich für die sachgerechte Lagerung der Medikamente? Wer hat Zugriff auf welche Medikamente? Wie wird die Kontrolle der Medikamente sichergestellt, auch um Hinweise zu erhalten, falls Medikamente fehlen? 



	3
	Die Aufgaben, Kompetenzen und Verantwortlichkeiten bei der Verabreichung der Substitutionsmedikamente und Medikamente sind geregelt.


	
	
	Hierbei sind z.B. folgende Fragen zu beantworten: Wer ist berechtigt, welche Substitutionsmedikamente abzugeben? Welche Hilfestellungen werden in heroingestützter Behandlung bei der Injektion geleistet? Wie ist das Vorgehen, wenn eine Patientin/ein Patient intoxikiert zur Substanzverabreichung erscheint? Wie ist in grösseren Einrichtungen die Aufgabenteilung während der Substanzverabreichung geregelt?



	4
	Die Anforderungen an Hygiene und Sicherheit bei der Verabreichung der Substitutionsmedikamente und Medikamente sind geregelt und deren Erfüllung gewährleistet.


	
	
	Hierbei sind z.B. folgende Fragen zu beantworten: Wie sind die Abläufe bei der Substanzverabreichung zu gestalten, damit der Sichtkonsum aller Patientinnen/Patienten unter hygienischen Bedingungen stattfinden kann? Welche Vorkehrungen werden getroffen, um auch in Gefahrensituationen die Sicherheit sämtlicher Patientinnen/Patienten zu gewährleisten? Welche Hygienevorschriften müssen Patientinnen/Patienten einhalten, und wie wird deren Einhaltung überwacht?



	5
	Die Substanzverabreichung erfolgt in geeigneten Räumlichkeiten.


	
	
	Geeignete Räumlichkeiten

· ermöglichen die Sichtkontrolle des Konsums durch das Personal;
· sind einfach zu reinigen;

· sind funktional und garantieren reibungslose Abläufe während der Substanzverabreichung;

· sind gut überschaubar und ermöglichen ein rasches Eingreifen in Krisensituationen.



	6
	Die Privatsphäre wird unter Berücksichtigung von Sicherheitsaspekten angemessen gewährleistet.

 
	
	
	Bei der Substanzverabreichung wird darauf geachtet, dass persönliche Daten und vertrauliche Gesprächsinhalte anderen Patientinnen/Patienten nicht zugänglich sind.

Mögliche Schutzmassnahmen bei intravenösem Konsum in heroingestützter Behandlung sind z.B. bei Entblössungen ein Paravent, Vorhang oder separater Raum.



	7
	Vor jeder Verabreichung der Substitutionsmedikamente wird eine Überprüfung der individuellen Verträglichkeit gemäss einheitlichem Verfahren durchgeführt.

	
	
	Verfahren sind: Selbstdeklaration der Patientinnen/Patienten betreffend konsumierter Substanzen; Objektivierung mittels Drogenscreening; Atemalkoholkontrolle; Evaluation des Zustands der Patientinnen/Patienten vor und nach der Verabreichung der Medikation.



	8
	Das Verfahren, wie die Patientinnen und Patienten die richtige Medikation in der richtigen Dosis zum richtigen Zeitpunkt erhalten, ist definiert.


	
	
	Hierbei sind z.B. folgende Fragen zu beantworten: Welches sind die Mechanismen, die sicherstellen, dass die abgegebenen Medikamente, dem entsprechen, was in der Verordnung festgehalten ist? Wer ist für die Vorbereitung der Medikamente zuständig? Welche Kontrollen werden durch wen durchgeführt (z.B. Vier-Augen-Prinzip)? Welche Vorkehrungen werden getroffen, um Fehler zu vermeiden? Wie ist der Umgang mit Fehlern geregelt? Leistet die Regelung einen wirksamen Beitrag zur Vermeidung zukünftiger Fehler? 



	9
	Es wird lückenlos dokumentiert, wem wann welche Substitutionsmedikamente und Medikamente verabreicht wurden.


	
	
	Diesbezüglich ist ebenfalls zu dokumentieren, ob die Substitutionsmedikamente und die Medikamente unter Sicht konsumiert oder mitgegeben wurden. 



	10
	Die Substanzverabreichung wird überwacht, um unerwünschten Ereignissen vorzubeugen (Schmuggel, Überdosierungen etc.) und um die Sicherheit zu gewährleisten.


	
	
	Nebst der Verhinderung unerwünschter Ereignisse, ermöglicht die Überwachung z.B. das frühzeitige Erkennen von Aggressivität, das rasche Eingreifen in Krisensituationen etc.



	11
	Die Konsumformen der verabreichten Substitutionsmedikamente sind geregelt.


	
	
	Für die heroingestützte Behandlung gilt zusätzlich: DAM-Lösung wird grundsätzlich intravenös injiziert. Eine subkutane oder intramuskuläre Injektion kann auf Dauer, da es sich hierbei um eine 10%-ige HCl-Lösung handelt, wegen der Hypertonizität, zu Gewebsnekrosen führen. Off-label use ist entsprechend zu dokumentieren.




III / 4 Qualitätsanforderungen zu "Abschluss"
	Nr.
	III / 4 Abschluss

	Indikatoren
	Standards
	Erläuterungen und Kommentare

	1
	Der reguläre und irreguläre Abschluss sind so strukturiert und geregelt, dass Anschlusslösungen möglich sind und/oder die Voraussetzungen für einen Wiedereintritt geklärt sind.


	
	
	Der Behandlungserfolg hängt wesentlich von einem geplanten geregelten Abschluss ab.

Zur Strukturierung und Regelung des Abschlusses zählen:

· Richtlinien für reguläre und irreguläre Abschlüsse sowie bei Kontaktverlust;

· Vorgehen bei Nichteinhalten der Behandlungsvereinbarung z.B. bei Gewalttätigkeiten oder bei mangelhafter Compliance;
· Bedingungen für ein Wiedereintritt;

· Anschlusslösungen können beinhalten: Planung und Organisation einer geregelten Wohn- und Arbeitssituation; Übertritt in eine stationäre Einrichtung (Entzug, Therapie); weitere ambulante Beratungs- und Betreuungsangebote; Beratung über das Vorgehen bei Krisensituationen;

· Durchführung von Koordinationssitzungen mit Nachfolgeeinrichtungen, um die Kontinuität der Behandlung zu gewährleisten; 
· Regelung zum Abschluss des Patienten-/Patientinnendossiers, z.B. Austrittsgrund ist festgehalten; Dossierabschluss in definiertem Zeitrahmen auch bei irregulären Abschlüssen.


	2
	Bei regulären Abschlüssen werden die getroffenen Behandlungsmassnahmen und die erreichten Ziele mit dem Patienten/der Patientin evaluiert.


	
	
	

	3
	Wenn eine Nachbetreuung vereinbart ist, wird mit dem Patienten/der Patientin definiert, welche Informationen an wen weitergeleitet werden.


	
	
	

	4
	Bei irregulären Abschlüssen ist definiert

· wann das Patientinnen-/Patientendossier geschlossen wird;

· das Vorgehen und die wichtigsten Inhalte einer internen Evaluation.


	
	
	Bei irregulären Austritten soll die Organisationseinheit ihr Vorgehen reflektieren (z.B. Klären von institutionsbezogenen Ursachen), um anhand von Verbesserungen zukünftige irreguläre Austritte zu vermeiden.



	5
	Bei regulären und irregulären Austritten ist geregelt, welche Informationen an wen weitergeleitet werden.


	
	
	


III / 5 Qualitätsanforderungen zu "Externe Vernetzung"
	Nr.
	III / 5 Externe Vernetzung

	Indikatoren
	Standards
	Erläuterungen und Kommentare

	1
	Die Organisationseinheit
· prüft bei allen Patientinnen und Patienten die externe Vernetzung mit integrativen Angeboten sowie mit der sozialen und gesundheitlichen Grundversorgung;

· stellt bei Bedarf die Vernetzung sicher.


	
	
	Mit der externen Vernetzung soll eine integrale Behandlung angestrebt werden; vgl. III/2/5. 

	2
	Bei gemeinsamer Fallführung sind Kompetenzen, Zuständigkeiten und Fallführung zwischen den involvierten Stellen geklärt und dokumentiert. Die Zusammenarbeit und die Situation des Patienten/der Patientin werden regelmässig evaluiert.
	
	
	Qualitätsprobleme entstehen häufig an Schnittstellen (z.B. infolge Informationsmängel oder infolge nicht abgesprochener Zuständigkeiten). Daher ist eine Regelung der Zusammenarbeit auf Fallebene notwendig, die auch dazu beiträgt, die Leistungen der Suchthilfe effizienter zu erbringen, dabei sind insbesondere in komplexen Situation Methoden des Case Management zu berücksichtigen (vgl. z.B. www.netzwerk-cm.ch/).
Regelungen bei gemeinsamer Fallführung betreffen beispielsweise
· Häufigkeit gemeinsamer Besprechungen;
· Informationsaustausch;
· Protokollierung der Besprechungen;
· Vorgehen in Konflikt- und Krisensituationen;
etc.


	3
	Fallbezogene Vernetzungen erfolgen in Anwesenheit oder mit Zustimmung des Patienten/der Patientin. Ausnahmen sind zu begründen und schriftlich zu dokumentieren.


	
	
	Die Anforderung bezweckt, sowohl die Institution wie auch die Patientinnen/Patienten zu schützen. Grenze der fallbezogenen Vernetzungen ist in der Regel die Autonomie der Patientinnen/Patienten, deshalb bedarf es ihrer nachvollziehbaren Zustimmung. Eventuell muss die Zustimmung differenziert werden in

· Einverständnis zum Einholen und Weitergeben von Informationen;

· Einverständnis zur Zusammenarbeit mit Dritten.

Sofern Patientinnen/Patienten vorgängig darauf hingewiesen wurden (z.B. im Rahmen der Behandlungsvereinbarung), können in akuten Krisensituationen (z.B. bei Fremd- oder Selbstgefährdung) Vernetzungen auch ohne Zustimmung stattfinden.



	4
	Es ist definiert, welche Informationen und/oder Berichte welchen Vernetzungspartnern/-partnerinnen zugestellt werden.


	
	
	

	5
	Die Zuweisung der Patientinnen und Patienten zu weiteren medizinischen Behandlungen sowie der Kontakt zu deren Hausärztin/Hausarzt sind geregelt und gewährleistet. 

	
	
	Zu prüfen sind insbesondere HIV-/Hepatitis-Behandlungen sowie psychiatrische Behandlungen bei Komorbidität.

Zu klären sind die Aufgabenteilung zwischen behandelndem Arzt der Organisationseinheit und dem Hausarzt, insbesondere um eine parallele Verschreibung von Psychopharmaka zu vermeiden.




III / 6 Qualitätsanforderungen zu "Dokumentation"
	Nr.
	III / 6 Dokumentation

	Indikatoren
	Standards
	Erläuterungen und Kommentare

	1
	Die Organisationseinheit erhebt bei der Dossier-Eröffnung folgende Daten:

· Name, Vorname, Adress- und Kontaktdaten;

· Jahrgang, Geschlecht, Zivilstand und Nationalität;

· Religion, Aufenthalts- und Erwerbsstatus;

· AHV-, IV- und Krankenversicherungsdaten;

· Kinder und deren Jahrgang;

· Adressangaben relevanter Bezugspersonen und deren Muttersprache.


	
	
	Die Organisationseinheit prüft, welche weiteren Daten aufgrund externer Vorgaben (statistische Erhebungen wie z.B. act-info, kantonale Richtlinien, etc.) zu erheben sind.

Oft wird nur die Nationalität erhoben; die Erfassung des Migrationshintergrundes kann jedoch für die Suchthilfearbeit bedeutsam sein; aussagekräftig ist diesbezüglich das Erfragen von Mutter-/Erstsprache; Zweitsprache; Geburtsort der Patientin/des Patienten und der Eltern, vgl. auch Schlüsselmerkmale zur Erfassung des Migrationshintergrundes in schweizerischen Gesundheitsdatenerhebungen.



	2
	Das Patientinnen- und Patientendossier beinhaltet:

· erhobene Daten;

· Anamnese und Diagnostik; 

· Zielvereinbarungen;

· Behandlungsvereinbarung;

· Behandlungsplanung;

· Dokumentation der verabreichten Substitutionsmedikamente und Medikamente;

· zuständige Bezugsperson(en);

· Korrespondenz;

· eventuelle Schweigepflichtentbindungen und/oder Einverständniserklärungen;

· Verträge, Verfügungen und Bewilligungen;

· interne und externe Berichte;

· Journaleinträge zur Substanzverabreichung und Behandlung sowie zu wichtigen Ereignissen inkl. Kriseninterventionen.


	
	
	Eine strukturierte Dokumentation im Patienten-/Patientinnendossier steigert die Effizienz, macht vergangene Aktivitäten und Entscheide nachvollziehbar, erhöht die Transparenz für alle berechtigten Personen und dient auch der Rechtssicherheit. Eine eventuelle Übergabe der Dokumente an eine Nachfolgebetreuung wird vereinfacht.



	3
	Die Dossiereinträge und Berichte entsprechen den Tatsachen, genügen fachlichen Standards und sind für die Adressatinnen und Adressaten verständlich.


	
	
	Das Einhalten fachlicher Standards und die Verständlichkeit äussern sich in Eigenschaften wie
· wertfreie Formulierungen;
· Unterscheidung zwischen Beschreibung und Interpretation.



	4
	Patientinnen-/Patientendossiers (inkl. elektronische Daten) sind unter Berücksichtigung kantonaler und/oder nationaler Vorgaben zehn Jahre aufzubewahren.


	
	
	

	5
	Es ist geregelt, was nach Ablauf der Aufbewahrungsfrist und bei Auflösung der Organisationseinheit mit den Akten geschieht.


	
	
	Bei Auflösung der Einrichtung informiert die Trägerschaft die zuständige Behörde (Kanton, Gemeinde), wo die Akten bis zur Ablauf der Zehnjahresfrist aufbewahrt werden.  


Modul lV „Begleitetes Arbeiten“

Die Qualitätsanforderungen des Moduls „Begleitetes Arbeiten“ sind strukturiert in sechs Themenfelder.
1. Abklärung und Aufnahme

2. Beratung und arbeitsagogische Betreuung
3. Arbeitsinfrastruktur

4. Abschluss

5. Externe Vernetzung

6. Dokumentation

Auf den nachfolgenden Seiten befinden sich die Qualitätsanforderungen zum Modul IV.

Dieses Modul deckt eine breite Palette von Angeboten zur Arbeitsintegration sowohl im ambulanten als auch im stationären Rahmen ab: Taglohnprojekte sowie weitere niedrigschwellige Arbeitsangebote, Beschäftigungs- und berufliche Integrationsprogramme, Arbeitsangebote in geschützten Werkstätten sowie in stationären Einrichtungen. 
Relevante Unterlagen/Dokumente:

Bundesgesetz über die Arbeit in Industrie, Gewerbe und Handel (Arbeitsgesetz ArG)
www.vas-arbeitsagogik.ch
www.agogis.ch/Arbeitsagogik
www.institut-arbeitsagogik.ch/
Vgl. auch SUVA zu Suchtmittel am Arbeitsplatz sowie die Borschüre Suchtmittel am Arbeitsplatz aus rechtlicher Sicht
IV / 1 Qualitätsanforderungen zu "Abklärung und Aufnahme"

	Nr.
	IV / 1 Abklärung und Aufnahme

	Indikatoren
	Standards
	Erläuterungen und Kommentare

	1
	Der Zugang zur Organisationseinheit ist ausreichend signalisiert.


	
	
	

	2
	Zugang und Kontaktaufnahme sind verständlich geregelt.

	
	
	Ein unbürokratischer und einfacher Zugang ist wichtig, weil dadurch für Klientinnen/Klienten unnötige Barrieren vermieden werden. Auf diese Weise kann die Akzeptanz für Kontaktaufnahmen, Gespräche oder auch für die Weitervermittlung in andere Angebote der Suchthilfe verstärkt werden. Ein unbürokratischer und einfacher Zugang heisst beispielsweise: direkte Telefonnummer, allenfalls fremdsprachliche Auskunft, klare Öffnungszeiten. Die Öffnungszeiten orientieren sich am Zeitrhythmus des Lebens in der Szene (auch: Abend-, Nacht- oder Wochenendangebote). 
Dies betrifft auch die Website, auf welcher das Angebot der Institution sowie die Möglichkeiten zur Kontaktaufnahme einfach und klar zu erläutern sind.


	3
	Das Aufnahmeverfahren ist geregelt und macht Aussagen zu

· Erstkontakt;

· notwendigen Abklärungen;

· Entscheid über die Einsatzmöglichkeiten respektive über Eintritt in die angebotenen Arbeitsprogramme.

	
	
	Im Aufnahmeverfahren sind z.B. folgende Punkte festzulegen: Wer ist zuständig für den Erstkontakt? Welche Abklärungen, anhand welcher Instrumente, werden durch wen vorgenommen (Sekretariat, Sozialarbeitende etc.)? Wer entscheidet über die Aufnahme, anhand welcher Kriterien?


	4
	In Abklärungsgesprächen beschafft sich die Organisationseinheit im Hinblick auf den geplanten Einsatz die erforderlichen Informationen:

· die für die Anstellung erforderlichen Personalien;

· Klärung der rechtlichen, formellen und persönlichen Voraussetzungen für den Einsatz;

· arbeitsagogische Evaluation, Arbeitserfahrung, Arbeitsfähigkeit, Kenntnisse, Kompetenzen;

· Gesundheitszustand;

· suchtspezifische Situation;

· Motivation und Ressourcen;

· Unterstützungssystem und Beziehungsnetz des Klienten/der Klientin;

· Volljährigkeit, Vormundschaft und Beistandschaft;

· fürsorgerische Unterbringung, strafrechtliche und administrative Massnahmen;


	
	
	Für die Durchführung der Abklärungsgespräche benötigt die Organisationseinheit entsprechende Instrumente, z.B. Fragebogen. Damit sollen die nötigen Informationen in der für den Prozess erforderlichen Tiefe und Konkretheit erfasst werden können (z.B. welche Fragen zum Gesundheitszustand sowie zu Aspekten der Diversität – vgl. B/2/1 – müssen geklärt werden). 

Bei den Abklärungen ist eine genügende Verständigung sicherzustellen, z.B. durch den Beizug eines/r Dolmetschers/in, vgl. www.inter-pret.ch. 

Die Organisationseinheit definiert, welche Informationen sie direkt bei der Klientin/beim Klienten erfragt, und welche Informationen sie über Berichte von Dritten einholt. 

Die Klientinnen/Klienten schätzen es, wenn sie Grundinformation nicht mehrere Male erzählen müssen.

Vormundschaft/Beistandschaft: Ab 1.1.2013 tritt das neue Erwachsenenschutzrecht in Kraft (vgl. Revision des Vormundschaftsrechts): Behördliche Massnahmen des Erwachsenenschutzes finden sich ab Art. 388 im ZGB; für Erwachsene werden neu nur noch Beistandschaften errichtet, zuständig sind die Erwachsenenschutzbehörden. Für (minderjährige) Kinder, welche nicht unter elterlicher Sorge stehen, wird ein Vormund ernannt (Art. 327a ZGB), zuständig sind die Kindesschutzbehörden.

Fürsorgerische Unterbringung (ehemals Fürsorgerische Freiheitsentziehung FFE) vgl. Art. 426ff ZGB.


	5
	Die Organisationseinheit holt bei Bedarf mit dem Einverständnis des Klienten/der Klientin die notwendigen Informationen bei involvierten behandelnden Stellen ein.


	
	
	Das Einholen von Informationen kann Doppelspurigkeiten vermeiden helfen und zu einer besseren Situationsbeurteilung beitragen.

	6
	Die Klientinnen und Klienten erhalten im Rahmen des Aufnahmeverfahrens die für den Arbeitsintegrationseinsatz notwendigen Informationen zu

· Aufnahmebedingungen und Eintrittsprozedere;

· Angeboten und Einsatzmöglichkeiten;

· Rechten und Pflichten;

· Hausordnung;

· Entlöhnung und Überweisungsmodalitäten;

· Versicherung;

· Anspruch auf Arbeitszeugnis respektive Einsatzbestätigung;

· Konsequenzen bei Nichterfüllung der Arbeitseinsätze;

· Datenschutz und Schweigepflicht des Personals.

	
	
	Klientinnen/Klienten haben Anrecht auf Informationen. Dabei ist sicherzustellen, dass die Informationen für die Klientinnen/Klienten verständlich sind, z.B. durch den Beizug eines/r Dolmetschers/in, vgl. www.inter-pret.ch. Anhand des Aufnahmeprozedere wissen die Klientinnen/Klienten, in welchem Umfeld der Arbeitseinsatz stattfindet, welche Erwartungen erfüllt werden können und welche nicht, sowie welches ihre Rechte und Pflichten sind. Damit soll eine Grundlage für ein gutes Vertrauensverhältnis geschaffen werden.

In der Hausordnung oder in zweckgleichen Vorgaben werden wichtige Regeln und Konsequenzen bei deren Nichtbefolgen aufgeführt (z.B. bei Drogenkonsum, Waffenbesitz, Gewaltanwendung, Belästigungen, Regeln zum Gebrauch von Infrastruktur, etc). Die Reglen sollen alltagsnah, transparent, nachvollziehbar, durchsetzbar und überprüfbar sein. 

Abtretungsregelungen: Klientinnen/Klienten erhalten vor Arbeitsaufnahme Informationen, welcher Anteil ihrer Entschädigung direkt ans Sozialamt abgetreten wird. 

Zu Schweigepflicht und Datenschutz vgl. Leitfaden für die Bearbeitung von Personendaten im medizinischen Bereich (S. 8, ärztliche Schweigepflicht), sowie auch bei Avenir Social „Soziale Arbeit und der Umgang mit besonders schützenswerten Personendaten“


	7
	Aufgrund der Abklärungen wissen die Klientinnen/Klienten sowie involvierte Fachpersonen, ob das Arbeitsangebot und die Arbeitsinfrastruktur den Fähigkeiten der Klientinnen/Klienten angepasst sind, ob sie an der richtigen Stelle sind, ob eine Weitervermittlung eingeleitet werden muss und welche weiteren Schritte unternommen werden müssen.

	
	
	Die Abklärung zeigt, ob und wann die Klientin/der Klient mit dem Arbeitseinsatz beginnen kann oder ob eine anderweitige Weitervermittlung notwendig ist. 

	8
	Müssen Klientinnen und Klienten weitergeleitet werden und/oder sind andere Schritte erforderlich, erhalten sie bei Bedarf Empfehlungen für das weitere Vorgehen.


	
	
	Die Einrichtung entscheidet, wieweit sie ihre Verantwortung bezüglich Unterstützung von Klient-innen/Klienten versteht. Diese sind unter Umständen dankbar, wenn sie bei weiteren Schritten Unterstützung erhalten.

Eine Unterstützung kann sein: eine persönliche Begleitung, wenn die Hürde für den Alleingang zu einer anderen Einrichtung, einem Amt etc. für Klientinnen/Klienten zu gross ist.



IV / 2 Qualitätsanforderungen zu "Beratung und arbeitsagogische Betreuung"
	Nr.
	IV / 2 Beratung und arbeitsagogische Betreuung

	Indikatoren
	Standards
	Erläuterungen und Kommentare

	1
	Die arbeitsagogische Betreuung genügt anerkannten fachlichen Kriterien, basiert auf bewährten Methoden der involvierten Berufsgruppen und folgt Grundsätzen der Interdisziplinarität.

	
	
	Als fachliche Kriterien gelten solche, die an öffentlichen Fachschulen, Hochschulen oder Universitäten in Aus-, Fort- und Weiterbildungen gelehrt werden, zu denen Fachliteratur vorhanden ist und die wissenschaftlich anerkannt sind (offizielle Empfehlungen von Behörden, anerkannte Fachverbände, Unterlagen von Fachstellen, wissenschaftliche Studien etc.). Involvierte Berufsgruppen sind vor allem Sozialpädagogik, Psychologie, Sozialarbeit, Medizin und Pflege.

Die arbeitsagogische Betreuung wird durch Personal mit Aus-/Weiterbildung in Arbeitsagogik und mit den entsprechenden Berufs- und Fachkompetenzen sichergestellt.
www.vas-arbeitsagogik.ch
www.agogis.ch/Arbeitsagogik
www.institut-arbeitsagogik.ch/ 
Vgl. auch Berufskodex Soziale Arbeit Schweiz (Avenir Social).


	2
	Die Organisationseinheit legt fest, wann eine von dem Klienten/der Klientin unterschriebene Arbeitsvereinbarung bzw. Arbeitsvertrag erstellt wird, welche die gegenseitigen Rechte und Pflichten regelt, insbesondere

· die Arbeitsanforderungen; 

· die individuelle Entlöhnung, das Bonus-/Malussystem sowie eventuelle Abtretungsregelungen;

· Versicherungen;

· Regeln zum Arbeitsverhalten;

· Datenschutz und zur Schweigepflicht des Personals;
· das Beschwerde- und Rekursverfahren;
· Ausschlussgründe;
· bei längerdauernden Arbeitsprogrammen: dass eine arbeitsagogische Interventionsplanung erstellt und regelmässig gemeinsam evaluiert wird.


	
	
	Die Arbeitsvereinbarung definiert den Rahmen des Arbeitseinsatzes. Sie hat einen formellen strukturierenden Charakter. Sie gibt der Klientin/ dem Klient die „Spielregeln“ bekannt. Sie führt weiter dazu, dass sie/r sich in einem sicheren und klaren Betreuungsrahmen fühlt.

Ein Arbeitsvertrag dient der Rechtssicherheit und ist auch in Bezug auf versicherungsspezifische Aspekte zweckmässig. In einem Arbeitsvertrag können auch nur verbindliche Minimalanforderungen geregelt sein: Arbeitszeiten (Beginn, Pausen, Ende, Wochenarbeitsstunden, allfällige religionsspezifische arbeitsfreie Tage), maximale Arbeitsdauer pro Tag, Abstinenz während Arbeitszeit, Bereitschaft zur leistungsbezogenen Mitarbeit, Entlöhnung, Arbeitsregeln, Abtretungen etc..

Die Organisationseinheit soll ein internes Beschwerde- und Rekursverfahren definieren und sicherstellen, dass dieses den Klientinnen/Klienten bekannt ist. Zusätzlich soll eine in die Betriebsführung nicht involvierte Beschwerdeinstanz definiert werden (vgl. B/2/1). Als unabhängige Beschwerdeinstanz kann Infodrog festgelegt werden (vgl. Leitlinien). Die Ombudsstelle kann kontaktiert werden, wenn die internen Möglichkeiten ausgeschöpft sind.


	3
	Der Arbeitseinsatz

· wird mit dem Klienten/der Klientin, unter Berücksichtigung seiner/ihrer kognitiven Fähigkeiten, transparent und nachvollziehbar vereinbart;

· ist ziel- und ressourcenorientiert;

· wird der individuellen Situation angepasst und regelmässig mit dem Klienten/der Klientin überprüft;

· ist dokumentiert.

	
	
	Die Planung des Arbeitseinsatzes gibt dem Verlauf des Arbeitseinsatzes einen strukturierenden Rahmen. Sie ist Ausdruck des verbindlichen Charakters des Prozesses für die Klientin/den Klienten. Gleichzeitig muss sie flexibel genug sein, um Hochs und Tiefs auffangen zu können.

Das Arbeitsangebot soll Fähigkeiten, Gesundheitszustand, Suchtverhalten, Zuverlässigkeit sowie soziale und berufliche Integrationsfähigkeit der Klientinnen/Klienten berücksichtigen; es braucht daher Arbeitsangebote mit unterschiedlichen Anforderungsgraden. Auf diese Weise lassen sich Über- oder Unterforderungen vermeiden und es wird Gewähr geboten, dass auch Klientinnen/Klienten Arbeiten zur Zufriedenheit des Auftraggebers erledigen können.



	4
	Bei längerdauernden Arbeitsprogrammen wird eine Einsatzplanung erstellt, welche nach Möglichkeit und Notwendigkeit die folgenden Punkte beinhaltet 

· Dauer des Einsatzes;

· Zielsetzungen;

· Massnahmen;

· Informationen zu Arbeitssicherheit; Arbeit und Suchtmittelkonsum; Fahreignung; 

· bei Bedarf Informationen zu Wirkungen und Nebenwirkungen von diversen Substanzen; Gesundheitsrisiken; risikoarmem Konsum; Infektionskrankheiten, insbesondere HIV- und Hepatitisprophylaxe; Schwangerschaft

· Informationen zum Abschluss des Einsatzes;

· Evaluation der vereinbarten Ziele.


	
	
	Im Verlauf des Arbeitseinsatzes werden unter Umständen weitere Elemente der Lebensgeschichte, Aspekte der Persönlichkeit, Ressourcen sowie eventuell psychiatrische Störungen oder soziale Probleme ersichtlich. Sie werden nach Möglichkeit in die Planung einbezogen und führen zu neuen Zielsetzungen.
Im Verlauf des Arbeitseinsatzes werden zum richtigen Zeitpunkt die notwendigen Informationen vermittelt.

Informationen über Suchtverhalten sowie Wirkungen und Nebenwirkungen von diversen Substanzen finden sich bei Sucht Schweiz unter www.suchtschweiz.ch (entsprechende Flyer und Broschüren zum Abgeben können heruntergeladen oder bestellt werden). Auf die Gefährlichkeit des Mischkonsums und dessen mögliche Folgen soll hingewiesen werden. Basisinformationen zu Infektionskrankheiten – HIV, Hepatitis und andere sexuell übertragbare Infektionen (STIs) – sowie Informationen zu deren Vermeidung und zum risikoarmen Konsum und risikoarmen Verhalten sollen vermittelt werden, zu Hepatitis siehe www.hepch.ch (Informationsmaterialien zu Hepatitis und Safer Use können bei Infodrog bezogen werden), zu HIV und anderen STIs sowie zu Safer sex siehe Aidshilfe Schweiz. Hinzu kommen Informationen im Zusammenhang mit der Beschaffungsprostitution, zum Vorgehen im Falle einer Vergewaltigung und zur Zusammenarbeit mit den zuständigen Fachleuten (Polizei, Ärztinnen/Ärzte, Anwältinnen/Anwälte, Beratungsstelle für vergewaltigte Frauen, Frauenhaus etc.).

Vgl. auf www.praxis-suchtmedizin.ch Informationen zu Schwangerschaft und Fahreignung.

Die regelmässige Evaluation der erreichten oder nicht erreichten Ziele hilft den Parteien, den roten Faden nicht zu verlieren und die nächsten Schritte vorzubereiten. Die Rückkoppelung der Arbeitserfahrungen in den Behandlungs- oder Therapieprozess soll nach Möglichkeit angestrebt werden.


	5
	Die Organisationseinheit überprüft bei Bedarf im Rahmen der Einsatzplanung oder anlässlich von Standortgesprächen, ob andere oder weitere Angebote (z.B. Gruppenangebote, Gesundheit, Sachhilfe) für einen nächsten Schritt notwendig sind.

 
	
	
	Vgl. www.suchtindex.ch (Infodrog Datenbank der Suchthilfeangebote Schweiz) für die Suche nach weiteren geeigneten Angeboten.

Ein wichtiges Ziel für Klientinnen und Klienten ist die berufliche und die soziale (Re-)Integration. Erbringt eine Einrichtung nicht alle Angebote, so soll sie diese bei Bedarf vermitteln. Insbesondere Institutionen mit einem beschränkten Dienstleistungsangebot arbeiten vernetzt mit den entsprechenden Institutionen, um eine integrale Betreuung anbieten zu können, vgl. auch Aspekte der Diversität B/2/1.
Insbesondere soll die Institution geeignete Unterstützungsmassnahmen für Klientinnen und Klienten anbieten, die sich in den ersten Arbeitsmarkt integrieren möchten.

Weitere mögliche Unterstützungsangebote sind:
z.B. bei Männern mit Gewaltproblematik (Opfer oder Täter) Zusammenarbeit mit Opfer-/Täter-Beratungsstellen.
z.B. für Personen mit Migrationshintergrund: 
Vernetzung mit MigrantInnen-Organisationen, Rechtsberatungsstellen, spezialisierten Ärztinnen/Ärzten, Psychiaterinnen/Psychiatern und Psychologinnen/Psychologen, Beratungsstellen für binationale Ehen/Partnerschaften, Ambulatorien für Folter- und Kriegsopfer u. a.
z.B. wird dafür gesorgt, dass Klientinnen/Klienten die Grundleistungen im Gesundheitswesen erhalten (z.B. Begleitung in ein Spital, Begleitung / Vermittlung zu Ärztin/Arzt, Zugang zu gynäkologischen Untersuchungen und Beratungen, Zugang zu HIV- und Hepatitis-Behandlungen).

z.B. Unterstützung beim Bezahlen von Rechnungen oder Ausfüllen von Steuererklärungen, beim Gang zu Sozialbehörden, um die Rückkehr in den Alltag vorzubereiten und zu erleichtern, etc.



	6
	Bei externen Arbeitseinsätzen wird mit dem Arbeitgeber/der Arbeitgeberin eine Evaluation des Einsatzes durchgeführt.


	
	
	

	7
	Für die Instruktionen, Arbeitsanweisungen und Evaluationen ist Personal mit Fachkompetenz und mit arbeitsagogischer Weiterbildung zuständig. 
	
	
	Es soll vermieden werden, dass Arbeiten durch Klientinnen/Klienten ohne fachkompetente Anleitung ausgeführt werden. Im Fokus stehen hier insbesondere Sicherheitsaspekte, Ausführungsqualität und ökonomischer Materialeinsatz. 


	8
	Ein adäquates Verhältnis der Anzahl Betreuungspersonen zu Klientinnen und Klienten ist definiert.


	
	
	Ein bewusst festgelegtes Verhältnis soll sicherstellen, dass Klientinnen/Klienten weder unter- noch überbetreut werden; hierzu ist eine regelmässige Evaluation dieses Verhältnisses notwendig.



	9
	Der Auszahlungsprozess ist 

· definiert;

· für die Klientinnen und Klienten verständlich;

· räumlich und logistisch sichergestellt.


	
	
	Das Auszahlen von Geld kann Konflikte hervorrufen. Um dies zu vermeiden oder die Konfliktwahrscheinlichkeit zu vermindern, soll der Auszahlungsprozess klar strukturiert sein und alle Anforderungen an die Sicherheit von Personen und Geld erfüllen.



	10
	Klientinnen und Klienten erhalten auf Wunsch für jede Auszahlung eine Quittung und einmal monatlich eine Lohnabrechnung.


	
	
	Um Missverständnisse zu vermeiden und um die Auszahlung jederzeit nachvollziehbar zu machen, ist eine erhöhte Anforderung an die Schriftlichkeit zweckmässig. Konkret kann auch eine Lohnabrechnung und ein Bankbeleg der Überweisung als Quittung gelten; es muss nicht im jeden Fall eine von den Klientinnen/Klienten unterschriebene Quittung vorliegen. 



	11
	Um Krisensituationen selbständig bewältigen zu können, verfügen die Klientinnen und Klienten über die notwendigen Ansprechpersonen und es werden ihnen Adressen und Telefonnummern von Notfalldiensten zur Verfügung gestellt.


	
	
	Der Zugriff zu Informationen kann in Krisenfällen überlebensentscheidend sein. Dazu zählt insbesondere das Wissen über das Notfallnetz und die Erreichbarkeit einzelner Stellen oder Personen.
Den Klientinnen und Klienten kann eine Liste abgegeben werden, in welcher festgehalten sind: Namen, Adressen und Telefonnummern von regionalen Spitälern, Apotheken, Ärztinnen/Ärzte, relevante Beratungsstellen, Dolmetschende, Polizeistellen, Feuerwehr, toxikologisches Institut etc. Die Liste ist periodisch zu überprüfen und zu kommunizieren.

Eine weitere Möglichkeit sind interne Informationsveranstaltungen zum Vorgehen in Krisensituationen.


	12
	Der Informationsfluss zwischen den Vernetzungspartnern/-partnerinnen ist in Krisensituationen gewährleistet.


	
	
	


IV / 3 Qualitätsanforderungen zu "Arbeitsinfrastruktur"
	Nr.
	IV / 3 Arbeitsinfrastruktur

	Indikatoren
	Standards
	Erläuterungen und Kommentare

	1
	Die Organisationseinheit stellt eine Arbeitsinfrastruktur zur Verfügung, die den externen und internen Anforderungen an Funktionsfähigkeit, Arbeitssicherheit, Hygiene und Sauberkeit entspricht.


	
	
	Vgl. auch Bestimmungen Arbeitsgesetz (ArG)
Grundsätzlich gelten in Bezug auf die Arbeitsinfrastruktur und die damit verbundene Arbeitssicherheit die Richtlinien der Eidgenössischen Kommission für Arbeitssicherheit EKAS (www.ekas.ch, vgl. auch Grundwissen in Arbeitssicherheit und Gesundheitsschutz).

Vgl. auch SUVA zu Suchtmittel am Arbeitsplatz sowie die Borschüre Suchtmittel am Arbeitsplatz aus rechtlicher Sicht.


	2
	Der Umgang mit der Arbeitsinfrastruktur und den Arbeitsmaterialien ist geregelt und nimmt Rücksicht auf die Besonderheiten der Klientinnen und Klienten.


	
	
	Arbeitsaufträge, Arbeitsmaterial und Arbeitsplätze sollen den Fähigkeiten, der physischen und psychischen Gesundheit der Klientinnen/Klienten angemessen sein. Vorsicht ist vor allem geboten bei risikoreichen Arbeitsgeräten und -einsätzen, wo Verletzungs- und Unfallgefahren erhöht sind. Das strikte Einhalten von Anforderungen an die Arbeitssicherheit ist von grosser Bedeutung, weil eine Einrichtung als Arbeitgeberin für suchtbetroffene Menschen eine erhöhte Sorgfaltspflicht zu befolgen hat.



IV / 4 Qualitätsanforderungen zu "Abschluss"
	Nr.
	IV / 4 Abschluss

	Indikatoren
	Standards
	Erläuterungen und Kommentare

	1
	Der reguläre und der irreguläre Abschluss sind bei längerdauernden Arbeitsintegrationsprogrammen so strukturiert und geregelt, dass Anschlusslösungen möglich sind und/oder die Voraussetzungen für einen Wiedereintritt geklärt sind.


	
	
	Der Erfolg des Arbeitseinsatzes hängt wesentlich von einem geplanten geregelten Abschluss ab.

Zur Strukturierung und Regelung des Abschlusses zählen:

· Richtlinien für reguläre und irreguläre Abschlüsse sowie bei Kontaktverlust;

· Vorgehen bei Nichteinhalten der Arbetisvereinbarung z.B. bei Gewalttätigkeiten oder bei mangelhafter Compliance;
· Bedingungen für ein Wiedereintritt;

· Anschlusslösungen können beinhalten: Übertritt in einer andere Arbeitsstelle; Übertritt ineine stationäre Einrichtung (Entzug, Therapie); weitere ambulante Beratungs- und Betreuungsangebote;

· Durchführung von Koordinationssitzungen mit Nachfolgeeinrichtungen, um die Kontinuität der Beratung oder Behandlung zu gewährleisten; 
· Regelung zum Abschluss des Klienten-/Klientinnendossiers, z.B. Austrittsgrund ist festgehalten; Dossierabschluss in definiertem Zeitrahmen auch bei irregulären Abschlüssen. 



	2
	Bei regulären Abschlüssen werden in der Regel die getroffenen arbeitsagogischen Massnahmen und die erreichten Ziele mit dem Klienten/der Klientin evaluiert.


	
	
	

	3
	Wenn eine Nachbetreuung vereinbart ist, wird mit dem Klienten/der Klientin definiert, welche Informationen an wen weitergeleitet werden.


	
	
	

	4
	Bei irregulären Abschlüssen sind definiert

· wann das Klienten-/Klientinnendossier geschlossen wird;

· das Vorgehen und die wichtigsten Inhalte einer internen Evaluation.


	
	
	Bei irregulären Austritten soll die Organisationseinheit ihr Vorgehen reflektieren (z.B. Klären von institutionsbezogenen Ursachen), um anhand von Verbesserungen zukünftige irreguläre Austritte zu vermeiden.



	5
	Bei regulären und irregulären Austritten ist geregelt, welche Informationen an wen weitergeleitet werden.


	
	
	

	6
	Bei längerdauernden Arbeitsprogrammen erhalten die Klientinnen und Klienten ein Arbeitszeugnis oder eine Arbeitsbestätigung.


	
	
	


IV / 5 Qualitätsanforderungen zu "Externe Vernetzung"

	Nr.
	IV / 5 Externe Vernetzung

	Indikatoren
	Standards
	Erläuterungen und Kommentare

	1
	Die Organisationseinheit

· prüft bei Bedarf die Vernetzung der Klientin/des Klienten mit der sozialen und gesundheitlichen Grundversorgung;

· stellt bei Bedarf die Vernetzung sicher. 

	
	
	Mit der externen Vernetzung soll eine integrale Behandlung angestrebt werden; vgl. IV/2/5

	2
	Bei gemeinsamer Fallführung sind Kompetenzen, Zuständigkeiten und Fallführung zwischen den involvierten Stellen geklärt und dokumentiert. Die Zusammenarbeit und die Situation des Klienten/der Klientin werden regelmässig evaluiert.

	
	
	Qualitätsprobleme entstehen häufig an Schnittstellen (z.B. infolge Informationsmängel oder infolge nicht abgesprochener Zuständigkeiten). Daher ist eine Regelung der Zusammenarbeit auf Fallebene notwendig, die auch dazu beiträgt, die Leistungen der Suchthilfe effizienter zu erbringen, dabei sind insbesondere in komplexen Situation Methoden des Case Management zu berücksichtigen (vgl. z.B. www.netzwerk-cm.ch/).
Regelungen bei gemeinsamer Fallführung betreffen beispielsweise

· Häufigkeit gemeinsamer Besprechungen;
· Informationsaustausch;
· Protokollierung der Besprechungen;
· Vorgehen in Konflikt- und Krisensituationen;
· etc.


	3
	Fallbezogene Vernetzungen erfolgen in Anwesenheit oder mit Zustimmung des Klienten/der Klientin. Ausnahmen sind zu begründen und schriftlich zu dokumentieren.


	
	
	Die Anforderung bezweckt, sowohl die Institution wie auch die Klientinnen/Klienten zu schützen. Grenze der fallbezogenen Vernetzungen ist in der Regel die Autonomie der Klientinnen/Klienten, deshalb bedarf es ihrer nachvollziehbaren Zustimmung. Eventuell muss die Zustimmung differenziert werden in

· Einverständnis zum Einholen und Weitergeben von Informationen;

· Einverständnis zur Zusammenarbeit mit Dritten.

Sofern Klientinnen/Klienten vorgängig darauf hingewiesen wurden (z.B. im Rahmen der Behandlungsvereinbarung), können in akuten Krisensituationen (z.B. bei Fremd- oder Selbstgefährdung) Vernetzungen auch ohne Zustimmung stattfinden.



	4
	Es ist definiert, welche Informationen welchen Vernetzungspartnern/-partnerinnen zugestellt werden.


	
	
	

	5
	Das Vorgehen für die Akquisition von internen und externen Arbeitsmöglichkeiten geschieht systematisch, ist dokumentiert und wird regelmässig evaluiert.


	
	
	Einrichtungen sind zur Erfüllung ihres sozialen Auftrags beim Begleiteten Arbeiten unter anderem auf Aufträge angewiesen. Die systematische Akquisition von Aufträgen ist daher unabdingbar. Durch eine kontinuierliche und professionelle Pflege der Beziehungen zu potentiellen Auftraggebern wird die Abschlusswahrscheinlichkeit erhöht.


	6
	Mit externen Arbeitgeberinnen und Arbeitgebern bestehen vertragliche Regelungen.


	
	
	


IV / 6 Qualitätsanforderungen zu "Dokumentation"
	Nr.
	IV / 6 Dokumentation

	Indikatoren
	Standards
	Erläuterungen und Kommentare

	1
	Die Organisationseinheit erhebt bei Dossier-Eröffnung folgende Daten:

· Name, Vorname, Adress- und Kontaktdaten;

· Jahrgang, Geschlecht, Zivilstand und Nationalität;

· Religion, Aufenthalts- und Erwerbsstatus;

· AHV-, IV- und Krankenversicherungsdaten; 

· minderjährige Kinder und deren Jahrgang;

· Adressangaben relevanter Bezugspersonen und deren Muttersprache.


	
	
	Die Organisationseinheit prüft, welche weiteren Daten aufgrund externer Vorgaben (statistische Erhebungen wie z.B. act-info, kantonale Richtlinien, etc.) zu erheben sind.

Oft wird nur die Nationalität erhoben; die Erfassung des Migrationshintergrundes kann jedoch für die Suchthilfearbeit bedeutsam sein; aussagekräftig ist diesbezüglich das Erfragen von Mutter-/Erstsprache; Zweitsprache; Geburtsort der Klientin/des Klienten und der Eltern, vgl. auch Schlüsselmerkmale zur Erfassung des Migrationshintergrundes in schweizerischen Gesundheitsdatenerhebungen.



	2
	Das Klienten-/Klientinnendossier beinhaltet unter den folgenden Punkten die für den Einsatz erforderlichen Elemente: 

· erhobene Daten;

· arbeitsspezifische Situationsanalyse; 

· Arbeitsvereinbarungen respektive Arbeitsvertrag;

· Zielvereinbarungen;

· zuständige Ansprechperson(en);

· Korrespondenz;

· eventuelle Schweigepflichtentbindungen und/oder Einverständniserklärungen;

· Verträge und Verfügungen;

· interne und externe Berichte;

· Journaleinträge über Arbeitseinsätze und Betreuung sowie zu wichtigen Ereignissen inkl. Kriseninterventionen.


	
	
	Eine strukturierte Dokumentation im Klienten-/Klientinnendossier steigert die Effizienz, macht vergangene Aktivitäten und Entscheide nachvollziehbar, erhöht die Transparenz für alle berechtigten Personen und dient auch der Rechtssicherheit. Eine eventuelle Übergabe der Dokumente an eine Nachfolgebetreuung wird vereinfacht.


	3
	Die Dossiereinträge und Berichte entsprechen den Tatsachen, genügen fachlichen Standards und sind für die Adressatinnen und Adressaten verständlich.

	
	
	Das Einhalten fachlicher Standards und die Verständlichkeit äussern sich in Eigenschaften wie
· wertfreie Formulierungen;
· Unterscheidung zwischen Beschreibung und Interpretation.


	4
	Klienten-/Klientinnendossiers (inkl. elektronische Daten) sind unter Berücksichtigung kantonaler und/oder nationaler Vorgaben zehn Jahre aufzubewahren.


	
	
	

	5
	Es ist geregelt, was nach Ablauf der Aufbewahrungsfrist und bei Auflösung der Organisationseinheit mit den Akten geschieht.


	
	
	Bei Auflösung der Einrichtung informiert die Trägerschaft die zuständige Behörde (Kanton, Gemeinde), wo die Akten bis zur Ablauf der Zehnjahresfrist aufbewahrt werden.  


Modul V „Betreutes und begleitetes Wohnen“

Die Qualitätsanforderungen des Moduls „Betreutes und begleitetes Wohnen“ sind strukturiert in sechs Themenfelder.
1. Abklärung und Aufnahme

2. Beratung und Begleitung

3. Wohninfrastruktur

4. Abschluss

5. Externe Vernetzung

6. Dokumentation

Auf den nachfolgenden Seiten befinden sich die Qualitätsanforderungen zum Modul V.

Dieses Modul deckt eine breite Palette von Angeboten im Bereich Wohnen ab: Betreute Wohngemeinschaften mit stundenweiser bis Rund-um-die-Uhr-Betreuung; Nachsorge-, Übergangs- und Aussenwohngruppen; Wohnheime für Personen, die nicht (mehr) selbständig wohnen können; Wohnbegleitungen in durch die Institution oder von der betreuten Person gemieteten Wohnungen.

Häufig richten sich die Angebote nicht ausschliesslich an suchtkranke Personen, sondern auch an Personen mit psychischen und sozialen Beeinträchtigungen.

V / 1 Qualitätsanforderungen zu "Abklärung und Aufnahme"
	Nr.
	V / 1 Abklärung und Aufnahme

	Indikatoren
	Standards
	Erläuterungen und Kommentare

	1
	Der Zugang zur Organisationseinheit ist ausreichend signalisiert.


	
	
	

	2
	Zugang und Kontaktaufnahme sind verständlich geregelt.


	
	
	Ein unbürokratischer und einfacher Zugang ist wichtig, weil dadurch für Klientinnen/Klienten unnötige Barrieren vermieden werden. Auf diese Weise kann die Akzeptanz für Kontaktaufnahmen, Gespräche oder auch für die Weitervermittlung in andere Angebote der Suchthilfe verstärkt werden. Ein unbürokratischer und einfacher Zugang heisst beispielsweise: direkte Telefonnummer, allenfalls fremdsprachliche Auskunft, klare Öffnungszeiten. Die Öffnungszeiten orientieren sich am Zeitrhythmus des Lebens in der Szene (auch: Abend-, Nacht- oder Wochenendangebote). 

Dies betrifft auch die Website, auf welcher das Angebot der Institution sowie die Möglichkeiten zur Kontaktaufnahme einfach und klar zu erläutern sind.


	3
	Das Aufnahmeverfahren ist geregelt und macht Aussagen zu

· Erstkontakt

· notwendigen Abklärungen

· Entscheid über die Aufnahme.

	
	
	Im Aufnahmeverfahren sind z.B. folgende Punkte festzulegen: Wer ist zuständig für den Erstkontakt? Welche Abklärungen, anhand welcher Instrumente, werden durch wen vorgenommen (Sekretariat, Sozialarbeitende etc.)? Wer entscheidet über die Aufnahme, anhand welcher Kriterien?

	4
	In Abklärungsgesprächen beschafft sich die Organisationseinheit unter den folgenden Punkten die zum Aufnahmeentscheid erforderlichen Informationen:

· die für die Dokumentation erforderlichen Personalien;

· Klärung der rechtlichen, formellen und persönlichen Voraussetzungen für die Aufnahme;

· Gesundheitszustand;

· suchtspezifische und psychosoziale Situationsanalyse;

· Motivation und Ressourcen;

· Einstufung der Wohnfähigkeit;

· Unterstützungssystem und Beziehungsnetz des Klienten/der Klientin, insbesondere minderjährige Kinder;

· Vormundschaft und Beistandschaft;

· fürsorgerische Unterbringung, strafrechtliche und administrative Massnahmen;

· Tagesstruktur;

· Klärung der Finanzierung.


	
	
	Für die Durchführung der Abklärungsgespräche benötigt die Organisationseinheit entsprechende Instrumente, z.B. Fragebogen zur Erfassung der Wohnfähigkeit. Damit sollen die nötigen Informationen in der für den Prozess erforderlichen Tiefe und Konkretheit erfasst werden können (z.B. welche Fragen zum Gesundheitszustand sowie zu Aspekten der Diversität müssen geklärt werden). 

Bei den Abklärungen ist eine genügende Verständigung sicherzustellen, z.B. durch den Beizug eines/r Dolmetschers/in, vgl. www.inter-pret.ch. 

Die Organisationseinheit definiert, welche Informationen sie direkt bei der Klientin/beim Klienten erfragt, und welche Informationen sie über Berichte von Dritten einholt. 

Die Klientinnen/Klienten schätzen es, wenn sie Grundinformation nicht mehrere Male erzählen müssen.

Wohnfähigkeiten bestehen z.B. aus: Reinigung, Kochfähigkeit, Einhalten der Hausregeln, Fähigkeit zur selbstständigen Abwicklung des Zahlungsverkehrs.

Vormundschaft/Beistandschaft: Ab 1.1.2013 tritt das neue Erwachsenenschutzrecht in Kraft (vgl. Revision des Vormundschaftsrechts): Behördliche Massnahmen des Erwachsenenschutzes finden sich ab Art. 388 im ZGB; für Erwachsene werden neu nur noch Beistandschaften errichtet, zuständig sind die Erwachsenenschutzbehörden. Für (minderjährige) Kinder, welche nicht unter elterlicher Sorge stehen, wird ein Vormund ernannt (Art. 327a ZGB), zuständig sind die Kindesschutzbehörden.

Fürsorgerische Unterbringung (ehemals Fürsorgerische Freiheitsentziehung FFE) vgl. Art. 426ff ZGB


	5
	Die Organisationseinheit holt bei Bedarf mit dem Einverständnis des Klienten/der Klientin die notwendigen Informationen bei vorbehandelnden und involvierten Stellen ein.

	
	
	Das Einholen von Informationen kann Doppelspurigkeiten vermeiden helfen und zu einer besseren Situationsbeurteilung beitragen.

	6
	Während des Aufnahmeverfahrens erhalten die Klientinnen und Klienten Informationen zu

· Aufnahmebedingungen und Eintrittsprozedere;

· Angeboten;

· Rechten und Pflichten;

· Hausordnung;

· Kostenfolgen;

· Datenschutz und Schweigepflicht des Personals.


	
	
	Klientinnen/Klienten haben Anrecht auf Informationen. Dabei ist sicherzustellen, dass die Informationen für die Klientinnen/Klienten verständlich sind, z.B. durch den Beizug eines/r Dolmetschers/in, vgl. www.inter-pret.ch. Anhand des Aufnahmeprozedere wissen die Klientinnen/Klienten, in welchem Umfeld sie ihre Therapie absolvieren werden, welche Erwartungen erfüllt werden können und welche nicht, sowie welches ihre Rechte und Pflichten sind. Damit soll eine Grundlage für ein gutes Vertrauensverhältnis geschaffen werden.

In der Hausordnung oder in zweckgleichen Vorgaben werden wichtige Regeln und Konsequenzen bei deren Nichtbefolgen aufgeführt (z.B. bei Drogenkonsum, Waffenbesitz, Gewaltanwendung, Belästigungen, Regeln zum Gebrauch von Infrastruktur, etc). Die Regeln sollen alltagsnah, transparent, nachvollziehbar, durchsetzbar und überprüfbar sein. 

Zu Schweigepflicht und Datenschutz vgl. Leitfaden für die Bearbeitung von Personendaten im medizinischen Bereich (S. 8, ärztliche Schweigepflicht), sowie auch bei Avenir Social „Soziale Arbeit und der Umgang mit besonders schützenswerten Personendaten“.


	7
	Aufgrund der Abklärungen wissen die Klientinnen/Klienten sowie involvierte Fachpersonen, ob die Klientinnen/Klienten an der richtigen Stelle sind, ob eine Weitervermittlung eingeleitet werden muss, bis wann sie definitiv aufgenommen werden können und welche weiteren Schritte unternommen werden müssen.

	
	
	Die Abklärung zeigt, ob das Wohnangebot dem spezifischen Unterstützungsbedarf gerecht werden kann, ob und wann die Klientin/der Klient in die Institution eintreten kann oder ob eine Vor- oder Mitbehandlung durch eine andere, geeignetere ambulante oder stationäre Einrichtung erfolgen soll, oder ob eine anderweitige Weitervermittlung notwendig ist. Dies gilt insbesondere bei schwangeren Frauen, Klientinnen/Klienten mit minderjährigen Kindern, von Gewaltproblemen betroffenen Personen, minderjährigen Klientinnen/Klienten, Personen mit Migrationshintergrund sowie bei Personen mit gravierenden psychischen Störungen und geistigen Behinderungen. 

Insbesondere wird geklärt, wo sich die Klientin/der Klient bis zum Eintreffen der Kostengutsprache aufhält und an wen er/sie sich wenden kann.



	8
	Müssen Klientinnen und Klienten weitergeleitet werden und/oder sind andere Schritte erforderlich, erhalten sie bei Bedarf Empfehlungen für das weitere Vorgehen.


	
	
	Die Einrichtung entscheidet, wieweit sie ihre Verantwortung bezüglich Unterstützung von Klient-innen/Klienten versteht. Diese sind unter Umständen dankbar, wenn sie bei weiteren Schritten Unterstützung erhalten.

Eine Unterstützung kann sein: eine persönliche Begleitung, wenn die Hürde für den Alleingang zu einer anderen Einrichtung, einem Amt etc. für Klientinnen/Klienten zu gross ist.


	9
	Die Klientinnen und Klienten haben mindestens eine fest zugeteilte Beratungsperson bzw. einen Wohnbegleiter/eine Wohnbegleiterin. Bei der Zuteilung werden Aspekte der Diversität (Gender, Migration, Alter, Komorbidität etc.) angemessen berücksichtigt.


	
	
	Aspekte der Diversität der Klientinnen/Klienten sind z. B. Lebensalter, Geschlecht/Gender, Migrationshintergrund, psychische, somatische und soziale Komorbidität, Behinderung, sozioökonomischer Status, Elternschaft, sexuelle Orientierung, Religion, Persönlichkeit. 

Das Festlegen interner Zuständigkeiten in Bezug auf verschiedene Querschnittsthemen und Fachfragen ist zweckmässig, vgl. B/2/1. 

Vgl. weitere Informationen zu Diversität.



	10
	Die Wohnungs- oder Zimmerzuteilung erfolgt gemäss im Voraus definierter Kriterien. Sie berücksichtigt die Ergebnisse aus den Abklärungsgesprächen, die individuellen Ressourcen und Bedürfnisse sowie Aspekte der Diversität (Gender, Migration, Alter, Komorbidität etc.).


	
	
	Um zu vermeiden, dass in jedem Einzelfall Grundsatzdiskussionen geführt werden müssen zu den Kriterien, die einer Wohnungs- oder Zimmerzuteilung zugrunde liegen, ist es zweckmässig, diese im Voraus festzulegen. Auf diese Weise gewinnt die Wohnungs- und Zimmerzuteilung an Transparenz und wird auch effizienter.

Bei von mehreren Personen genutzten Wohnungen soll speziell auf das Geschlechterverhältnis geachtet werden. 

Klientinnen und Klienten sollen Anspruch auf einen eigenen Bereich haben, in den sie sich zurückziehen können und die Möglichkeit haben, diesen selbst zu gestalten.
Zu Diversität vgl. V/1/9 und B/2/1


	11
	Der Umgang mit Klientinnen und Klienten mit minderjährigen Kindern ist geregelt.


	
	
	Vgl. V/2/7.

	12
	Der Umgang mit minderjährigen Klientinnen und Klienten ist geregelt.


	
	
	Grundsätzlich ist es der Einrichtung freigestellt zu definieren, ob sie minderjährige Klientinnen/Klienten aufnimmt oder nicht. Falls diese aufgenommen werden, ist zu berücksichtigen:

· Rechtliche Rahmenbedingungen müssen bekannt sein und strikt berücksichtigt werden, insbesondere ist der Umgang mit den Inhabern der elterlichen Gewalt und deren Einwilligung klar geregelt.
· Idealerweise bestehen konzeptuelle Aussagen zum Umgang mit jungen Klientinnen/Klienten, insbesondere zur Vermeidung einer Chronifizierung der Suchtproblematik.

· Vorgehensweisen bei spezifischen Situationen sind definiert, z.B. ob Eltern, Schule, Ausbildungsstätte oder Jugendamt kontaktiert werden sollen.



V / 2 Qualitätsanforderungen zu "Beratung und Begleitung"
	Nr.
	V / 2 Beratung und Begleitung

	Indikatoren
	Standards
	Erläuterungen und Kommentare

	1
	Die Beratungen und Begleitungen genügen anerkannten fachlichen Kriterien, basieren auf bewährten Methoden der involvierten Berufsgruppen und folgen Grundsätzen der Interdisziplinarität.

	
	
	Als fachliche Kriterien gelten solche, die an öffentlichen Fachschulen, Hochschulen oder Universitäten in Aus-, Fort- und Weiterbildungen gelehrt werden, zu denen Fachliteratur vorhanden ist und die wissenschaftlich anerkannt sind (offizielle Empfehlungen von Behörden, anerkannte Fachverbände, Unterlagen von Fachstellen, wissenschaftliche Studien etc.). Involvierte Berufsgruppen sind vor allem Sozialpädagogik, Psychologie, Sozialarbeit, Medizin und Pflege.

Vgl. auch Berufskodex Soziale Arbeit Schweiz (Avenir Social). 


	2
	Eine von der Organisationseinheit und dem Klienten/der Klientin unterschriebene Beratungs-/Begleitungsvereinbarung regelt die gegenseitigen Rechte und Pflichten, insbesondere

· wie in Wohngemeinschaften die Autonomie des Klienten/der Klientin respektiert wird und welche gemeinschaftlichen Aufgaben zu erbringen sind;

· Zugang zu und Kontrolle der Wohnräumlichkeiten bzw. Häufigkeit der Hausbesuche; 
· spezielle Bestimmungen bei fürsorgerischer Unterbringung, administrativen oder strafrechtlichen Massnahmen;

· dass eine Begleitungsplanung erstellt und regelmässig gemeinsam evaluiert wird;

· das Beschwerde- und Rekursverfahren;

· Ausschlussgründe.


	
	
	Die Beratungs-/Begleitungsvereinbarung definiert den Rahmen des Wohnangebotes. Sie hat einen formellen strukturierenden Charakter. Sie gibt der Klientin/ dem Klient die „Spielregeln“ bekannt. Sie führt weiter dazu, dass sie/r sich in einem sicheren und klaren Betreuungsrahmen fühlt.
Die Organisationseinheit soll ein internes Beschwerde- und Rekursverfahren definieren und sicherstellen, dass dieses den Klientinnen/Klienten bekannt ist. Zusätzlich soll eine in die Betriebsführung nicht involvierte Beschwerdeinstanz definiert werden (vgl. B/2/1). Als unabhängige Beschwerdeinstanz kann Infodrog festgelegt werden (vgl. Leitlinien). Die Ombudsstelle kann kontaktiert werden, wenn die internen Möglichkeiten ausgeschöpft sind.

	3
	Die Beratungs- und Begleitungsplanung

· wird mit dem Klienten/der Klientin, unter Berücksichtigung seiner/ihrer kognitiven Fähigkeiten, transparent und nachvollziehbar vereinbart;

· ist ziel- und ressourcenorientiert;

· wird regelmässig mit dem Klienten/der Klientin überprüft und der individuellen Situation angepasst;

· ist dokumentiert.

	
	
	Die Beratungs-/Begleitungsplanung gibt dem Verlauf der Begleitung einen strukturierenden Rahmen. Sie ist Ausdruck des verbindlichen Charakters des Prozesses für die Klientin/den Klienten. Gleichzeitig muss sie flexibel genug sein, um Hochs und Tiefs auffangen zu können.



	4
	Die Beratungs- und Begleitungsplanung beinhaltet in der Regel die folgenden Punkte:
· die Erhebung der Lebensgeschichte und der aktuellen Lebenssituation sowie der Suchtentwicklung und der bisherigen Behandlungen;

· weitere notwendige somatische und/oder psychiatrische Abklärungen;

· Zielsetzungen und Massnahmen zur Verbesserung der Wohnfähigkeit und des Wahrnehmens alltäglicher und administrativer Aufgaben;

· integrationsfördernde Angebote (Arbeit, Sport und Freizeit);

· Informationen zu Suchtverhalten; Wirkungen und Nebenwirkungen von diversen Substanzen; Gesundheitsrisiken und risikoarmem Konsum; Infektionskrankheiten, insbesondere HIV- und Hepatitisprophylaxe; Schwangerschaft; Fahreignung; 

· Informationen zum Abschluss der Intervention;

· Evaluation der vereinbarten Ziele.


	
	
	Im Verlauf der Beratung/Begleitung tauchen weitere Elemente der Lebensgeschichte, Aspekte der Persönlichkeit, Ressourcen sowie eventuell psychiatrische Störungen oder soziale Probleme auf. Sie werden in die Planung einbezogen und führen zu neuen Zielsetzungen.
Im Verlauf der Beratung/Begleitung werden zum richtigen Zeitpunkt die notwendigen Informationen vermittelt.

Dabei ist sicherzustellen, dass die Informationen für die Klientinnen/Klienten verständlich sind, z.B. durch den Beizug eines/r Dolmetschers/in, vgl. www.inter-pret.ch. 

Informationen über Suchtverhalten sowie Wirkungen und Nebenwirkungen von diversen Substanzen finden sich bei Sucht Schweiz unter www.suchtschweiz.ch (entsprechende Flyer und Broschüren zum Abgeben können heruntergeladen oder bestellt werden). Auf die Gefährlichkeit des Mischkonsums und dessen mögliche Folgen soll hingewiesen werden. Basisinformationen zu Infektionskrankheiten – HIV, Hepatitis und andere sexuell übertragbare Infektionen (STIs) – sowie Informationen zu deren Vermeidung und zum risikoarmen Konsum und risikoarmen Verhalten sollen vermittelt werden, zu Hepatitis siehe www.hepch.ch (Informationsmaterialien zu Hepatitis und Safer Use können bei Infodrog bezogen werden), zu HIV und anderen STIs sowie zu Safer sex siehe Aidshilfe Schweiz. Hinzu kommen Informationen im Zusammenhang mit der Beschaffungsprostitution, zum Vorgehen im Falle einer Vergewaltigung und zur Zusammenarbeit mit den zuständigen Fachleuten (Polizei, Ärztinnen/Ärzte, Anwältinnen/Anwälte, Beratungsstelle für vergewaltigte Frauen, Frauenhaus etc.).

Vgl. auf www.praxis-suchtmedizin.ch Informationen zu Schwangerschaft und Fahreignung.

Die regelmässige Evaluation der erreichten oder nicht erreichten Ziele hilft den Parteien, den roten Faden nicht zu verlieren und die nächsten Schritte vorzubereiten. Die Überprüfung der Wohnfähigkeit im Hinblick auf selbständiges Wohnen soll im Auge behalten werden.


	5
	Die Organisationseinheit überprüft im Rahmen der Beratungs- und Begleitungsplanung regelmässig,

· ob andere oder weitere Angebote (z.B. Gruppenangebote) für einen nächsten Schritt notwendig sind;

· welcher Bedarf an Unterstützung hinsichtlich der Themen Gesundheit, Ernährung, Bewegung und Hygiene besteht;

· die nötigen Unterstützungsmassnahmen hinsichtlich einer beruflichen (Re-)Integration (interne und/oder externe Angebote der Arbeitsintegration);

· ob ein Bedarf an Unterstützung hinsichtlich weiterer Sachhilfethemen besteht.


	
	
	Vgl. www.suchtindex.ch (Infodrog Datenbank der Suchthilfeangebote Schweiz) für die Suche nach weiteren geeigneten Angeboten.

Ein wichtiges Ziel für Klientinnen und Klienten ist die berufliche und die soziale (Re-)Integration. Erbringt eine Einrichtung nicht alle Angebote, so soll sie diese bei Bedarf vermitteln. Insbesondere Institutionen mit einem beschränkten Dienstleistungsangebot arbeiten vernetzt mit den entsprechenden Institutionen, um eine integrale Betreuung anbieten zu können.
z.B. bei Männern mit Gewaltproblematik (Opfer oder Täter) Zusammenarbeit mit Opfer-/Täter-Beratungsstellen.
z.B. für Personen mit Migrationshintergrund: 
Vernetzung mit MigrantInnen-Organisationen, Rechtsberatungsstellen, spezialisierten Ärztinnen/Ärzten, Psychiaterinnen/Psychiatern und Psychologinnen/Psychologen, Beratungsstellen für binationale Ehen/Partnerschaften, Ambulatorien für Folter- und Kriegsopfer u. a.
z.B. wird dafür gesorgt, dass Klientinnen/Klienten die Grundleistungen im Gesundheitswesen erhalten (z.B. Begleitung in ein Spital, Begleitung / Vermittlung zu Ärztin/Arzt, Zugang zu gynäkologischen Untersuchungen und Beratungen, Zugang zu HIV- und Hepatitis-Behandlungen).

z.B. Unterstützung beim Bezahlen von Rechnungen oder Ausfüllen von Steuererklärungen, beim Gang zu Sozialbehörden, um die Rückkehr in den Alltag vorzubereiten und zu erleichtern, etc.



	6
	Der Einbezug wichtiger Bezugspersonen aus dem sozialen Umfeld wird angestrebt und erfolgt mit Einwilligung des Klienten/der Klientin.


	
	
	In akuten Krisensituationen (z.B. bei Selbst- oder Fremdgefährdung) können Bezugspersonen auch ohne Einwilligung einbezogen werden, das Vorgehen ist anschliessend gemeinsam mit den betroffenen Personen zu reflektieren.


	7
	Für Personen im Beziehungsumfeld von Klientinnen und Klienten, insbesondere für minderjährige Kinder, bestehen Unterstützungsangebote oder es werden solche vermittelt.


	
	
	Kinder von Klientinnen/Klienten bleiben immer im Fokus der Organisationseinheit. Sie übernimmt eine moralische Verpflichtung ihnen gegenüber. Das heisst nicht, dass die Einrichtung selber unterstützende Massnahmen treffen muss, sondern dass sie dafür sorgt, dass entsprechende Massnahmen von zuständigen Personen bzw. Behörden (z.B. Kindesschutzmassnahmen, vgl. Art. 307ff ZGB) getroffen werden und dass die Beziehungen zu den Eltern gewährleistet werden. 

Unterstützungsangebote für Kinder können sein: psychotherapeutische Behandlungen einzeln oder in Gruppen, Freizeitangebote, Ferienlager, schulische Unterstützung, etc.
Unterstützungsangebote für Angehörige können sein: Gespräche in Selbsthilfegruppen, Vermittlung an Beratungsstellen, Informationsveranstaltungen, Rechtshilfe, Schuldensanierung etc.



	8
	Wenn vorhanden, sind Tagesstruktur und Mitarbeit in der Organisationseinheit geregelt und werden im Beratungs- und Begleitungsprozess reflektiert.


	
	
	Die gesammelten Erfahrungen aus dem Alltag bilden eine wichtige Informationsquelle über die Klientin/ den Klient, die als Feedback zur Förderung des Beratungs-/Begleitungsprozesses genützt werden sollen. 


	9
	Das Vorgehen und der Informationsfluss bei Ortswechsel, Timeout oder unerlaubter Absenz sind geregelt.


	
	
	In Fällen von Timeout sind die involvierten Stellen zu informieren, auch um abzuklären, ob allfällige Kostenfolgen gedeckt sind.



	10
	Die medizinische Versorgung ist während der Aufenthaltsdauer intern oder extern sichergestellt. 


	
	
	Eine Suchtbehandlung beinhaltet auch somatische und psychiatrische Aspekte, daher ist eine gute Zusammenarbeit mit dem medizinischen Bereich erforderlich. 

Zuständige Ärztinnen finden Informationen zu Suchtmedizin auf der von den Netzwerken FOSUMOS, FOSUMIS, COROMA, Ticino Addiction etc. getragenen Website www.praxis-suchtmedizin.ch.

Die Offenlegung von gleichzeitig verschriebenen Medikamenten ist wichtig, um „verordneten Beikonsum“ und das gegeneinander Ausspielen von Ärztinnen/Ärzten zu vermeiden. Anzustreben ist eine Verschreibung von Substitutionsmedikamenten und weiterer Psychopharmaka durch einen Arzt/Ärztin.



	11
	Gibt die Organisationseinheit Medikamente ab,

· sind die Beschaffung, Aufbewahrung und Kontrolle den Sicherheitsanforderungen entsprechend geregelt;

· ist das Verfahren, wie die Klientinnen und Klienten die richtige Medikation in der richtigen Dosis zum richtigen Zeitpunkt erhalten, definiert;

· dokumentiert sie lückenlos, wem wann welche Medikamente verabreicht werden.


	
	
	Eine Verfahrensanweisung regelt z.B. folgende Fragen: Wer ist verantwortlich für die sachgerechte Lagerung der Medikamente? Wer hat Zugriff auf welche Medikamente? Wie wird die Kontrolle der Medikamente sichergestellt, auch um Hinweise zu erhalten, falls Medikamente fehlen? Wer ist berechtigt, welche Medikamente abzugeben (Sichtkonsum resp. Mitgabe sind entsprechend zu dokumentieren)? Welches sind die Mechanismen, die sicherstellen, dass die abgegebenen Medikamente, dem entsprechen, was in der Verordnung festgehalten ist? 



	12
	Um Krisensituationen selbständig bewältigen zu können, verfügen die Klientinnen und Klienten über die notwendigen Ansprechpersonen und es werden ihnen Adressen und Telefonnummern von Notfalldiensten zur Verfügung gestellt.


	
	
	Der Zugriff zu Informationen kann in Krisenfällen überlebensentscheidend sein. Dazu zählt insbesondere das Wissen über das Notfallnetz und die Erreichbarkeit einzelner Stellen oder Personen.

Den Klientinnen und Klienten kann eine Liste abgegeben werden, in welcher festgehalten sind: Namen, Adressen und Telefonnummern von regionalen Spitälern, Apotheken, Ärztinnen/Ärzte, relevante Beratungsstellen, Dolmetschende, Polizeistellen, Feuerwehr, toxikologisches Institut etc. Die Liste ist periodisch zu überprüfen und zu kommunizieren.

Eine weitere Möglichkeit sind interne Informationsveranstaltungen zum Vorgehen in Krisensituationen.


	13
	Der Informationsfluss zwischen den Vernetzungspartnern/-partnerinnen ist in Krisensituationen gewährleistet.


	
	
	


V / 3 Qualitätsanforderungen zu "Wohninfrastruktur"
	Nr.
	V / 3 Wohninfrastruktur

	Indikatoren
	Standards
	Erläuterungen und Kommentare

	1
	Die Organisationseinheit stellt eine Wohninfrastruktur zur Verfügung, die den externen und internen Anforderungen an Funktionsfähigkeit, Sicherheit, Hygiene und Sauberkeit entspricht.


	
	
	

	2
	Die Regeln für den Umgang mit der Wohninfrastruktur sind so gestaltet, dass sie die Besonderheiten der Klientinnen und Klienten berücksichtigen.


	
	
	

	3
	Das Vorgehen für die Akquisition von Wohnraum geschieht systematisch, ist dokumentiert und wird regelmässig evaluiert.


	
	
	Einrichtungen sind zur Erfüllung ihres sozialen Auftrags beim Betreuten und Begleiteten Wohnen auf Wohnraum angewiesen. Wenn sie diesen nicht selbst besitzen, dann ist es empfehlenswert, die Akquisition von Wohnraum systematisch zu betreiben. So lässt sich die Abschlusswahrscheinlichkeit erhöhen und auch die Beziehung zu Eigentümern, Vermietern, Verwaltern etc. professionalisieren.

Bei der Wohnraumbeschaffung sind wichtige Kriterien wie die Eignung für die eigenen Zielgruppen, die Nachbarschaft oder die Durchmischung in der Liegenschaft zu beachten.


	4
	Bei angemieteten Wohnräumen unterhält die Organisationseinheit vertragliche Regelungen mit der Liegenschaftsverwaltung.

	
	
	Für die Organisationseinheit ist vertragliche Sicherheit (und damit auch soziale Sicherheit bezüglich des Wohnraums) eine wichtige Rahmenbedingung, um sich losgelöst davon ganz auf den Beratungs- und Begleitungsprozess konzentrieren zu können.

In den vertraglichen Regelungen sollte minimal festgehalten sein:

· Anzahl m2;

· Mietpreis pro Woche/Monat;

· Gegenseitige Rechte und Pflichten;

· Kündigungsfristen;

· Regelungen im Fall von Konflikten mit der Nachbarschaft.
· 


V / 4 Qualitätsanforderungen zu "Abschluss"
	Nr.
	V / 4 Abschluss

	Indikatoren
	Standards
	Erläuterungen und Kommentare

	1
	Der reguläre und der irreguläre Abschluss sind so strukturiert und geregelt, dass Anschlusslösungen möglich sind und/oder die Voraussetzungen für einen Wiedereintritt geklärt sind.


	
	
	Der Erfolg der Begleitung/Betreuung hängt wesentlich von einem geplanten geregelten Abschluss ab.

Zur Strukturierung und Regelung des Abschlusses zählen:

· Richtlinien für reguläre und irreguläre Abschlüsse sowie bei Kontaktverlust;

· Vorgehen bei Nichteinhalten der Beratungs/Begleitungsvereinbarung z.B. bei Gewalttätigkeiten oder bei mangelhafter Compliance;
· Bedingungen für ein Wiedereintritt;

· Anschlusslösungen können beinhalten: Planung und Organisation einer geregelten Wohn- und Arbeitssituation; Übertritt in eine stationäre Einrichtung (Entzug, Therapie); weitere ambulante Beratungs- und Betreuungsangebote; Beratung über das Vorgehen bei Krisensituationen;

· Durchführung von Koordinationssitzungen mit Nachfolgeeinrichtungen, um die Kontinuität der Beratung oder Begleitung zu gewährleisten; 
· Regelung zum Abschluss des Klienten-/Klientinnendossiers, z.B. Austrittsgrund ist festgehalten; Dossierabschluss in definiertem Zeitrahmen auch bei irregulären Abschlüssen.


	2
	Bei regulären Abschlüssen werden die getroffenen Beratungs- und Begleitungsmassnahmen und die erreichten Ziele mit dem Klienten/der Klientin evaluiert.


	
	
	

	3
	Bei einem Über- oder Austritt wird mit dem Klienten/der Klientin definiert, welche Informationen an wen weitergeleitet werden.


	
	
	

	4
	Bei irregulären Abschlüssen ist definiert

· wann das Klienten-/Klientinnendossier geschlossen wird;

· das Vorgehen und die wichtigsten Inhalte einer internen Evaluation.


	
	
	Bei irregulären Austritten soll die Organisationseinheit ihr Vorgehen reflektieren (z.B. Klären von institutionsbezogenen Ursachen), um anhand von Verbesserungen zukünftige irreguläre Austritte zu vermeiden.



	5
	Bei regulären und irregulären Abschlüssen ist geregelt, welche Stellen informiert werden müssen.


	
	
	


V / 5 Qualitätsanforderungen zu "Externe Vernetzung"
	Nr.
	V / 5 Externe Vernetzung

	Indikatoren
	Standards
	Erläuterungen und Kommentare

	1
	Die Organisationseinheit

· prüft bei allen Klientinnen und Klienten die externe Vernetzung mit integrativen Angeboten sowie mit der sozialen und gesundheitlichen Grundversorgung;

· und stellt bei Bedarf die Vernetzung sicher.


	
	
	Mit der externen Vernetzung soll eine integrale Behandlung angestrebt werden; vgl. V/2/5.

	2
	Bei gemeinsamer Fallführung sind Kompetenzen, Zuständigkeiten und Fallführung zwischen den involvierten Stellen geklärt und dokumentiert. Die Zusammenarbeit und die Situation des Klienten/der Klientin werden regelmässig evaluiert.

	
	
	Qualitätsprobleme entstehen häufig an Schnittstellen (z.B. infolge Informationsmängel oder infolge nicht abgesprochener Zuständigkeiten). Daher ist eine Regelung der Zusammenarbeit auf Fallebene notwendig, die auch dazu beiträgt, die Leistungen der Suchthilfe effizienter zu erbringen, dabei sind insbesondere in komplexen Situation Methoden des Case Management zu berücksichtigen (vgl. z.B. www.netzwerk-cm.ch/).
Regelungen bei gemeinsamer Fallführung betreffen beispielsweise
· Häufigkeit gemeinsamer Besprechungen;
· Informationsaustausch;
· Protokollierung der Besprechungen;
· Vorgehen in Konflikt- und Krisensituationen;
· etc.


	3
	Fallbezogene Vernetzungen erfolgen in Anwesenheit oder mit Zustimmung des Klienten/ der Klientin. Ausnahmen sind zu begründen und schriftlich zu dokumentieren.


	
	
	Die Anforderung bezweckt, sowohl die Institution wie auch die Klientinnen/Klienten zu schützen. Grenze der fallbezogenen Vernetzungen ist in der Regel die Autonomie der Klientinnen/Klienten, deshalb bedarf es ihrer nachvollziehbaren Zustimmung. Eventuell muss die Zustimmung differenziert werden in

· Einverständnis zum Einholen und Weitergeben von Informationen;

· Einverständnis zur Zusammenarbeit mit Dritten.

Sofern Klientinnen/Klienten vorgängig darauf hingewiesen wurden (z.B. im Rahmen der Behandlungsvereinbarung), können in akuten Krisensituationen (z.B. bei Fremd- oder Selbstgefährdung) Vernetzungen auch ohne Zustimmung stattfinden.



	4
	Es ist definiert, welche Berichte welchen Vernetzungspartnern/-partnerinnen zugestellt werden.


	
	
	

	5
	Die Zuweisung der Klientinnen und Klienten zu medizinischen Behandlungen sowie der Kontakt zum Hausarzt/zur Hausärztin und bei Substitutionsbehandlung zu den verschreibenden Ärztinnen/Ärzten sind geregelt.


	
	
	Vgl. V/2/10.


V / 6 Qualitätsanforderungen zu "Dokumentation"
	Nr.
	V / 6 Dokumentation

	Indikatoren
	Standards
	Erläuterungen und Kommentare

	1
	Die Organisationseinheit erhebt bei der Dossier-Eröffnung folgende Daten:

· Name, Vorname, Adress- und Kontaktdaten;

· Jahrgang, Geschlecht, Zivilstand und Nationalität;

· Religion, Aufenthalts- und Erwerbsstatus;

· AHV-, IV- und Krankenversicherungsdaten;

· Kinder und deren Jahrgang;

· Adressangaben relevanter Bezugspersonen und deren Muttersprache.


	
	
	Die Organisationseinheit prüft, welche weiteren Daten aufgrund externer Vorgaben (statistische Erhebungen wie z.B. act-info, kantonale Richtlinien, etc.) zu erheben sind.

Oft wird nur die Nationalität erhoben; die Erfassung des Migrationshintergrundes kann jedoch für die Suchthilfearbeit bedeutsam sein; aussagekräftig ist diesbezüglich das Erfragen von Mutter-/Erstsprache; Zweitsprache; Geburtsort der Klientin/des Klienten und der Eltern, vgl. auch Schlüsselmerkmale zur Erfassung des Migrationshintergrundes in schweizerischen Gesundheitsdatenerhebungen.



	2
	Das Klienten-/Klientinnendossier beinhaltet:

· erhobene Daten;

· Situationsanalyse;

· Wohnvereinbarung; 

· Beratungs- und Begleitungsvereinbarungen;

· zuständige Beratungsperson(en);

· Korrespondenz;

· eventuelle Schweigepflichtentbindungen und/oder Einverständniserklärungen;

· Verträge und Verfügungen;

· interne und externe Berichte;

· Dokumentation allfälliger Medikation;

· Journaleinträge zur Beratung und Begleitung, Wohnfähigkeit sowie zu wichtigen Ereignissen inkl. Kriseninterventionen.


	
	
	Eine strukturierte Dokumentation im Klienten-/Klientinnendossier steigert die Effizienz, macht vergangene Aktivitäten und Entscheide nachvollziehbar, erhöht die Transparenz für alle berechtigten Personen und dient auch der Rechtssicherheit. Eine eventuelle Übergabe der Dokumente an eine Nachfolgebetreuung wird vereinfacht.


	3
	Die Dossiereinträge und Berichte entsprechen den Tatsachen, genügen fachlichen Standards und sind für die Adressatinnen und Adressaten verständlich.


	
	
	Das Einhalten fachlicher Standards und die Verständlichkeit äussern sich in Eigenschaften wie
· wertfreie Formulierungen;
· Unterscheidung zwischen Beschreibung und Interpretation.



	4
	Klienten-/Klientinnendossiers (inkl. elektronische Daten) sind unter Berücksichtigung kantonaler und/oder nationaler Vorgaben zehn Jahre aufzubewahren.


	
	
	

	5
	Es ist geregelt, was nach Ablauf der Aufbewahrungsfrist und bei Auflösung der Organisationseinheit mit den Akten geschieht.


	
	
	Bei Auflösung der Einrichtung informiert die Trägerschaft die zuständige Behörde (Kanton, Gemeinde), wo die Akten bis zur Ablauf der Zehnjahresfrist aufbewahrt werden.  


Modul VI „Notschlafstellen“ 

Die Qualitätsanforderungen des Moduls „Notschlafstellen“ sind strukturiert in fünf Themenfelder.
1. Aufnahme

2. Aufenthalt, Beratung und Triage

3. Grundversorgung

4. Externe Vernetzung

5. Dokumentation

Auf den nachfolgenden Seiten befinden sich die Qualitätsanforderungen zum Modul VI.

VI / 1 Qualitätsanforderungen zu "Aufnahme"
	Nr.
	VI / 1 Aufnahme

	Indikatoren
	Standards
	Erläuterungen und Kommentare

	1
	Der Zugang zur Organisationseinheit ist ausreichend signalisiert.

	
	
	

	2
	Zugang und Kontaktaufnahme sind verständlich geregelt.


	
	
	Ein unbürokratischer und einfacher Zugang ist wichtig, weil dadurch für Klientinnen/Klienten unnötige Barrieren vermieden werden. Auf diese Weise kann die Akzeptanz für Kontaktaufnahmen, Gespräche oder auch für die Weitervermittlung in andere Angebote der Suchthilfe verstärkt werden. Ein unbürokratischer und einfacher Zugang heisst beispielsweise: direkte Telefonnummer, allenfalls fremdsprachliche Auskunft, klare Öffnungszeiten. Die Öffnungszeiten orientieren sich am Zeitrhythmus des Lebens in der Szene (auch: Abend-, Nacht- oder Wochenendangebote). 

Dies betrifft auch die Website, auf welcher das Angebot der Institution sowie die Möglichkeiten zur Kontaktaufnahme einfach und klar zu erläutern sind.


	3
	Der Aufnahmeprozess ist geregelt und macht mindestens Aussagen zu:

· Aufnahmekriterien;

· Personalien-Angabe gemäss städtischen oder kantonalen Vorgaben;

· Regelung der Bezahlung;

· den Informationen, welche den Klientinnen/Klienten vermittelt werden.

	
	
	Im Aufnahmeverfahren sind z.B. folgende Punkte festzulegen: Wer ist zuständig für den Erstkontakt? Welche Abklärungen werden durch wen vorgenommen (Sekretariat, Sozialarbeitende etc.)? Wer entscheidet über die Aufnahme, anhand welcher Kriterien?

Zulassungs- und Aufnahmebedingungen/-beschränkungen können sein: Respektierung der Hausordnung, Bezahlung des Aufenthalts, Anzahl bereits verbrachte Nächte in der Notschlafstelle, Drogenhandel, Waffenbesitz, Gewalt. Durch klare Kommunikation sollen falsche Erwartungen vermieden werden. 

Klientinnen/Klienten haben Anrecht auf Informationen. Dabei ist sicherzustellen, dass die Informationen für die Klientinnen/Klienten verständlich sind, z.B. durch den Beizug eines/r Dolmetschers/in, vgl. www.inter-pret.ch. Anhand des Aufnahmeprozedere wissen die Klientinnen/Klienten, ob und wann sie das Angebot nutzen können, welche Erwartungen erfüllt werden können und welche nicht, sowie welches ihre Rechte und Pflichten sind. Damit soll eine Grundlage für ein gutes Vertrauensverhältnis geschaffen werden.

Vermittelt werden z.B. Informationen zu

· den kostenfreien und –pflichtigen Angeboten der Organisationseinheit;

· Angeboten der sozialen und gesundheitlichen Grundversorgung;

· Beschwerdewesen: Die Organisationseinheit soll ein internes Beschwerde- und Rekursverfahren definieren und sicherstellen, dass dieses den Klientinnen/Klienten bekannt ist. Zusätzlich soll eine in die Betriebsführung nicht involvierte Beschwerdeinstanz definiert werden (vgl. B/2/1). Als unabhängige Beschwerdeinstanz kann Infodrog festgelegt werden (vgl. Leitlinien). Die Ombudsstelle kann kontaktiert werden, wenn die internen Möglichkeiten ausgeschöpft sind;

· Schweigepflicht und Datenschutz des Personals: vgl. Leitfaden für die Bearbeitung von Personendaten im medizinischen Bereich (S. 8, ärztliche Schweigepflicht), sowie auch bei Avenir Social „Soziale Arbeit und der Umgang mit besonders schützenswerten Personendaten“:
· Suchtverhalten sowie Wirkungen und Nebenwirkungen von diversen Substanzen: Informationen finden sich bei Sucht Schweiz unter www.suchtschweiz.ch (entsprechende Flyer und Broschüren zum Abgeben können heruntergeladen oder bestellt werden). Auf die Gefährlichkeit des Mischkonsums und dessen mögliche Folgen soll hingewiesen werden;
· Infektionskrankheiten – HIV, Hepatitis und andere sexuell übertragbare Infektionen (STIs) – sowie Informationen zu deren Vermeidung und zum risikoarmen Konsum und risikoarmen Verhalten sollen vermittelt werden, zu Hepatitis siehe www.hepch.ch (Informationsmaterialien zu Hepatitis und Safer Use können bei Infodrog bezogen werden), zu HIV und anderen STIs sowie zu Safer sex siehe Aidshilfe Schweiz. Hinzu kommen Informationen im Zusammenhang mit der Beschaffungsprostitution, zum Vorgehen im Falle einer Vergewaltigung und zur Zusammenarbeit mit den zuständigen Fachleuten (Polizei, Ärztinnen/Ärzte, Anwältinnen/Anwälte, Beratungsstelle für vergewaltigte Frauen, Frauenhaus etc.);
· Vgl. auf www.praxis-suchtmedizin.ch Informationen zu Schwangerschaft und Fahreignung.


	4
	Die Organisationseinheit bespricht beim Eintritt der Klientinnen und Klienten alle Punkte der Hausordnung sowie ihre Rechte und Pflichten während des Aufenthalts.


	
	
	In der Hausordnung o werden wichtige Regeln und Konsequenzen bei deren Nichtbefolgen aufgeführt (z.B. bei Drogenkonsum, Waffenbesitz, Gewaltanwendung, Belästigungen, Regeln zum Gebrauch von Infrastruktur, etc). Die Regeln sollen alltagsnah, transparent, nachvollziehbar, durchsetzbar und überprüfbar sein. 



	5
	Die Zimmerzuweisung erfolgt anhand im Voraus definierter Kriterien, welche mindestens Folgendes berücksichtigen: 

· das Konsumverhalten der Klientinnen und Klienten;

· die aktuelle Situation der Klientinnen und Klienten;

· Aspekte der Diversität (Gender, Migration, Alter, Komorbidität etc.).


	
	
	Um zu vermeiden, dass in jedem Einzelfall Grundsatzdiskussionen geführt werden müssen zu den Kriterien, die einer Zimmerzuteilung zugrunde liegen, ist es zweckmässig, diese im Voraus festzulegen. Bei von mehreren Personen genutzten Räumlichkeiten soll speziell auf das Geschlechterverhältnis geachtet werden. 

Aspekte der Diversität der Klientinnen/Klienten sind z. B. Lebensalter, Geschlecht/Gender, Migrationshintergrund, psychische, somatische und soziale Komorbidität, Behinderung, sozioökonomischer Status, Elternschaft, sexuelle Orientierung, Religion, Persönlichkeit, vgl. B/2/1.

Vgl. weitere Informationen zu Diversität.



VI / 2 Qualitätsanforderungen zu "Aufenthalt, Beratung und Triage"
	Nr.
	VI / 2 Aufenthalt, Beratung und Triage

	Indikatoren
	Standards
	Erläuterungen und Kommentare

	1
	In der Nacht ist mindestens eine qualifizierte Person dauernd anwesend und gleichzeitig mindestens eine weitere qualifizierte Person jederzeit erreichbar.


	
	
	Qualifizierte Personen verfügen über Weiterbildungen zu Umgang mit Aggressionen, Gesprächsführung, Suchtverhalten u.ä.

	2
	Die morgendlichen Tätigkeiten und die Schliessung der Notschlafstelle verlaufen gemäss einer Checkliste.


	
	
	

	3
	Bei Bedarf erhalten Klientinnen und Klienten Hinweise zu Angeboten für den nächsten Tag und die nächste Nacht.


	
	
	

	4
	Die Organisationseinheit regelt den Umgang mit

· minderjährigen Klientinnen und Klienten; 

· schwangeren Frauen;

· Klientinnen und Klienten, welche Kinder in die Organisationseinheit mitbringen;

· regelmässigen Klientinnen und Klienten.
	
	
	Minderjährige Klientinnen und Klienten: Rechtliche Rahmenbedingungen müssen bekannt sein und strikt berücksichtigt werden. Idealerweise bestehen konzeptuelle Aussagen zum Umgang mit jungen Klientinnen/Klienten, insbesondere zur Vermeidung einer Chronifizierung der Suchtproblematik und/oder Obdachlosigkeit sowie zur Weitervermittlung zu Angeboten der sozialen und gesundheitlichen Grundversorgung. Vorgehensweisen bei spezifischen Situationen sind definiert, z.B. ob Eltern, Schule, Ausbildungsstätte oder Jugendamt kontaktiert werden sollen.

Schwangere Frauen: Beispielsweise wird geklärt, welcher Unterstützungsbedarf besteht.

Klientinnen/Klienten mit minderjährigen Kindern: Die Kinder bleiben immer im Fokus der Organisationseinheit. Sie übernimmt eine moralische Verpflichtung ihnen gegenüber. Das heisst nicht, dass die Einrichtung selber unterstützende Massnahmen treffen muss, sondern dass sie dafür sorgt, dass entsprechende Massnahmen von zuständigen Personen bzw. Behörden (z.B. Kindesschutzmassnahmen, vgl. Art. 307ff ZGB) getroffen werden.
Regelmässige Klientinnen/Klienten: Beispielsweise definiert die Organisationseinheit, nach wie vielen Übernachtungen eine Sperrfrist in Kraft tritt, wie Klientinnen und Klienten bei der Suche nach einer Anschlusslösung im begleiteten Wohnen unterstützt werden. Bei Bedarf werden Klientinnen und Klienten in die medizinische, psychiatrische, pflegerische oder soziale Grundversorgung vermittelt.


	5
	Regelmässige Klientinnen und Klienten erhalten Hinweise zu Angeboten des begleiteten und betreuten Wohnens und werden bei Bedarf an solche vermittelt.


	
	
	Vgl. www.suchtindex.ch (Infodrog Datenbank der Suchthilfeangebote Schweiz) für die Suche nach geeigneten Angeboten.




VI / 3 Qualitätsanforderungen zu "Grundversorgung"
	Nr.
	VI / 3 Grundversorgung

	Indikatoren
	Standards
	Erläuterungen und Kommentare

	1
	Die Organisationseinheit regelt den Umfang der pflegerischen Grundversorgung und das hierzu notwendige Material (inkl. Medikamente). 

	
	
	Die medizinische und pflegerische Grundversorgung beinhaltet u.a. die Wundversorgung, Abgabe von nicht rezeptpflichtigen Medikamenten (Kopfwehtabletten, etc.), die Abgabe von sterilem Injektionsmaterial und Zubehör (z.B. Ascorbin, Tupfer) und Material um erste Hilfe zu leisten (Erste-Hilfe-Kasten).



	2
	Die Organisationseinheit bietet Gelegenheit intern oder extern zum Kochen und zur Kleiderreinigung sowie nach Möglichkeit die Benützung geschlechtergetrennter sanitärer Anlagen.


	
	
	Die Qualitätsanforderung zur geschlechtergetrennten Benützung kann auch erfüllt sein, wenn nur eine Dusche vorhanden ist, jedoch für Männer und Frauen getrennte zeitliche Nutzungsmöglichkeiten bestehen. 



	3
	Die Abgabe von Injektionsmaterial ist geregelt.


	
	
	Falls die Notschlafstelle Injektionsmaterial abgibt, geschieht dies nach Prinzipien des Safer Use: sterile Spritzen und Nadeln, eigener Löffel, eigene Watte, eigener Filter, frisches Wasser. Zudem ist zugehöriges Material wie Merfen und Pflaster vorhanden.



	4
	Die Abgabe von Präventionsmaterial erfolgt zielgruppen- und bedürfnisgerecht.


	
	
	Zielgruppengerecht heisst z.B., dass Präventionsmaterial für die spezifischen Zielgruppen (z.B. Frauen auf Drogenstrich, Alkoholabhängige etc.) passend abgegeben wird. Zudem soll das Material im richtigen Moment abgegeben und nicht generell immer und überall verteilt werden. Migrationsspezifischer Hintergrund sowie Sprach- und Lesefähigkeit der Klientinnen/Klienten sollten beachtet werden.




VI / 4 Qualitätsanforderungen zu "Externe Vernetzung"
	Nr.
	VI / 4 Externe Vernetzung

	Indikatoren
	Standards
	Erläuterungen und Kommentare

	1
	Die Organisationseinheit vermittelt die Klientinnen und Klienten bei Bedarf an weitere Angebote der Suchthilfe sowie der sozialen und gesundheitlichen Grundversorgung.


	
	
	Vgl. www.suchtindex.ch (Infodrog Datenbank der Suchthilfeangebote Schweiz) für die Suche nach geeigneten Angeboten. Betreffend integrale Betreuung vgl. auch I/2/5. Hilfreich ist z.B. eine Triageliste (Verzeichnis der Institutionen, mit denen regelmässig zusammengearbeitet wird).



	2
	Fallbezogene Vernetzungen erfolgen in Anwesenheit oder mit Zustimmung des Klienten/der Klientin. 


	
	
	Die Anforderung bezweckt, sowohl die Institution wie auch die Klientinnen/Klienten zu schützen. Grenze der fallbezogenen Vernetzungen ist in der Regel die Autonomie der Klientinnen/Klienten, deshalb bedarf es ihrer nachvollziehbaren Zustimmung. Eventuell muss die Zustimmung differenziert werden in

· Einverständnis zum Einholen und Weitergeben von Informationen;

· Einverständnis zur Zusammenarbeit mit Dritten.

Sofern Klientinnen/Klienten vorgängig darauf hingewiesen wurden (z.B. im Rahmen einer Vereinbarung), können in akuten Krisensituationen (z.B. bei Fremd- oder Selbstgefährdung) Vernetzungen auch ohne Zustimmung stattfinden, diese sind jedoch entsprechend zu dokumentieren. Bei gemeinsamer Fallführung sind Kompetenzen, Zuständigkeiten und Fallführung zwischen den involvierten Stellen geklärt und dokumentiert. Die Zusammenarbeit und die Situation des Klienten/der Klientin werden regelmässig evaluiert vgl. I/6/2.



 VI / 5 Qualitätsanforderungen zu "Dokumentation"
	Nr.
	VI / 5 Dokumentation

	Indikatoren
	Standards
	Erläuterungen und Kommentare

	1
	Die Organisationseinheit regelt, welche persönlichen Daten der Klientinnen und Klienten festgehalten werden.


	
	
	Die Organisationseinheit prüft, welche Daten aufgrund externer Vorgaben  zu erheben sind, dies kann z.B. sein:

· Name, Vorname, Adress- und Kontaktdaten;

· Jahrgang, Geschlecht, Zivilstand und Nationalität;

· Religion, Aufenthalts- und Erwerbsstatus;

· AHV-, IV- und Krankenversicherungsdaten;

· Kinder und deren Jahrgang;

· Adressangaben relevanter Bezugspersonen und deren Muttersprache.

Vgl. I/7/1.

	2
	Kriseninterventionen werden schriftlich dokumentiert.


	
	
	

	3
	Die Organisationseinheit regelt, welche der folgenden Elemente dokumentiert werden:

· die Anzahl der Übernachtungen;

· die Anzahl der erfolgten Kurz-Beratungsgespräche;

· quantitative Angaben zum abgegebenen Injektionsmaterial;

· betriebsinterne Vorkommnisse (z.B. Vorfälle von Gewalt, spezielle Gruppendynamik etc.);

· relevante Vorkommnisse in der Szene (z.B. Auftauchen neuer Produkte, Preisschwankungen bei den illegalen Substanzen, illegaler Handel von Medikamenten, Auftauchen neuer Klientinnen-/Klientengruppen etc.).


	
	
	Nachvollziehbarkeit von Übernachtungen, Kontakten, Themen etc. ist einerseits wichtig, um bestimmte Entwicklungen und Trends in der Szene schnell zu erkennen. Andererseits dient die Nachvollziehbarkeit aber auch der Legitimierung der eigenen Arbeit. 

Dominante Themen können sein: Banden, Gewalt, Sexualität, Beschaffungskriminalität, Rassismus, neue Substanzen und Konsumformen etc.


Modul VII „Kontakt- und Anlaufstellen“ 

Die Qualitätsanforderungen des Moduls „Kontakt- und Anlaufstellen“ sind strukturiert in sechs Themenfelder.
1. Zugang und Kontaktaufnahme

2. Beratung und Begleitung

3. Grundversorgung

4. Beschäftigungsangebote

5. Externe Vernetzung

6. Dokumentation

Auf den nachfolgenden Seiten befinden sich die Qualitätsanforderungen zum Modul VII.

VII / 1 Qualitätsanforderungen zu "Zugang und Kontaktaufnahme"

	Nr.
	VII / 1 Zugang und Kontaktaufnahme

	Indikatoren
	Standards
	Erläuterungen und Kommentare

	1
	Der Zugang zur Organisationseinheit ist ausreichend signalisiert.



	
	
	

	2
	Zugang und Kontaktaufnahme sind verständlich geregelt.


	
	
	Ein unbürokratischer und einfacher Zugang ist wichtig, weil dadurch für Klientinnen/Klienten unnötige Barrieren vermieden werden. Auf diese Weise kann die Akzeptanz für Kontaktaufnahme, Gespräche oder auch für die Weitervermittlung in andere Angebote der Suchthilfe verstärkt werden. Ein unbürokratischer und einfacher Zugang heisst beispielsweise: direkte Telefonnummer, allenfalls fremdsprachliche Auskunft, klare Öffnungszeiten. Die Öffnungszeiten orientieren sich am Zeitrhythmus des Lebens in der Szene (auch: Abend-, Nacht- oder Wochenendangebote). 

Dies betrifft auch die Website, auf welcher das Angebot der Institution sowie die Möglichkeiten zur Kontaktaufnahme einfach und klar zu erläutern sind.


	3
	Die Aufgaben und Kompetenzen der Personen, die den Zugang regeln, sind definiert.

 
	
	
	

	4
	Das Prozedere für den Erstkontakt und den Zugangsentscheid ist geregelt und macht Aussagen zu

· den Aufnahmekriterien;

· den dafür notwendigen Abklärungen; 

· den Informationen, welche den Klientinnen/Klienten vermittelt werden.

	
	
	Im Aufnahmeverfahren sind z.B. folgende Punkte festzulegen: Wer ist zuständig für den Erstkontakt? Welche Abklärungen werden durch wen vorgenommen (Sekretariat, Sozialarbeitende etc.)? Wer entscheidet über den Zugang, anhand welcher Kriterien?

Zulassungsbeschränkungen können sein: Drogenhandel, Waffen, Gewalt, nur volljährige Klientinnen/Klienten, minderjährige Klientinnen/Klienten nur mit Einwilligung des Inhabers der elterlichen Gewalt; Nichtbefolgen der Hausregeln, ausserkantonaler Wohnsitz. Durch klare Kommunikation sollen falsche Erwartungen vermieden werden. 

Anhand des Prozedere wissen die Klientinnen/Klienten, ob und wann sie das Angebot nutzen können, welche Erwartungen erfüllt werden können und welche nicht, sowie welches ihre Rechte und Pflichten sind. Damit soll eine Grundlage für ein gutes Vertrauensverhältnis geschaffen werden.

Informationen vgl. VII/2/3.


	5
	Die Organisationseinheit stellt sicher, dass das Beratungs- und Begleitungsteam das Dienstleistungsangebot der Organisationseinheit sowie das regionale Suchthilfeangebot kennt und Grundkenntnisse in der Gesprächsführung besitzt.


	
	
	

	6
	Die Organisationseinheit regelt den Umgang mit

· minderjährigen Klientinnen/Klienten; 

· schwangeren Frauen;

· Klientinnen und Klienten, welche Kinder in die Organisationseinheit mitbringen.


	
	
	Minderjährige Klientinnen und Klienten: Rechtliche Rahmenbedingungen müssen bekannt sein und strikt berücksichtigt werden. Idealerweise bestehen konzeptuelle Aussagen zum Umgang mit jungen Klientinnen/Klienten, insbesondere zur Vermeidung einer Chronifizierung der Suchtproblematik und/oder Obdachlosigkeit. Vorgehensweisen bei spezifischen Situationen sind definiert, z.B. ob Eltern, Schule, Ausbildungsstätte oder Jugendamt kontaktiert werden sollen.

Schwangere Frauen: Beispielsweise wird geklärt, welcher Unterstützungsbedarf besteht.

Klientinnen/Klienten mit minderjährigen Kindern, vgl. VII/2/7


	7
	Wird Klientinnen und Klienten der Zugang zur Organisationseinheit verwehrt, erhalten sie bei Bedarf Hinweise zu anderen Angeboten.

	
	
	Die Einrichtung entscheidet, wieweit sie ihre Verantwortung bezüglich Unterstützung von Klient-innen/Klienten versteht. Diese sind unter Umständen dankbar, wenn sie bei weiteren Schritten Unterstützung erhalten.

Eine Unterstützung kann sein: eine persönliche Begleitung, wenn die Hürde für den Alleingang zu einer anderen Einrichtung, einem Amt etc. für Klientinnen/Klienten zu gross ist.


VII / 2 Qualitätsanforderungen zu "Beratung und Begleitung"
	Nr.
	VII / 2 Beratung und Begleitung


	Indikatoren
	Standards
	Erläuterungen und Kommentare

	1
	Die Beratungen, Begleitungen und Behandlungen genügen anerkannten fachlichen Kriterien, basieren auf bewährten Methoden der involvierten Berufsgruppen und folgen Grundsätzen der Interdisziplinarität.


	
	
	Als fachliche Kriterien gelten solche, die an öffentlichen Fachschulen, Hochschulen oder Universitäten in Aus-, Fort- und Weiterbildungen gelehrt werden, zu denen Fachliteratur vorhanden ist und die wissenschaftlich anerkannt sind (offizielle Empfehlungen von Behörden, anerkannte Fachverbände, Unterlagen von Fachstellen, wissenschaftliche Studien etc.). Involvierte Berufsgruppen sind vor allem Sozialpädagogik, Psychologie, Sozialarbeit, Medizin und Pflege.

Vgl. auch Berufskodex Soziale Arbeit Schweiz (Avenir Social).


	2
	Die Organisationseinheit regelt 

· den Umfang der Beratungs- und Begleitungsaktivitäten für Klientinnen und Klienten, welche die Einrichtung regelmässig aufsuchen, insbesondere für Minderjährige und junge Erwachsene;

· die Beobachtung individueller Klientinnen/Klienten zwecks Früherkennung von Notfall- und Krisensituationen.


	
	
	Zu den Beratungs- und Begleitungsaktivitäten bei regelmässigen Klientinnen/Klienten im Sinne einer integralen Betreuung vgl. VII/2/6. 

	3
	Während der Beratungs- und Begleitungsaktivitäten erhalten die Klientinnen und Klienten Informationen zu
· den kostenfreien und -pflichtigen Angeboten der Organisationseinheit;

· Angeboten der sozialen und gesundheitlichen Grundversorgung;

· Rechten und Pflichten;

· Beschwerde- und Rekursverfahren;

· Hausordnung;

· Datenschutz und Schweigepflicht des Personals;

· Suchtverhalten; Wirkungen und Nebenwirkungen diverser Substanzen; Gesundheitsrisiken; risikoarmem Konsum; Infektionskrankheiten, insbesondere HIV- und Hepatitisprophylaxe; Schwangerschaft; Fahreignung.


	
	
	Klientinnen/Klienten haben Anrecht auf Informationen. Dabei ist sicherzustellen, dass die Informationen für die Klientinnen/Klienten verständlich sind, z.B. durch mehrsprachiges Informationsmaterial oder durch den Beizug eines/r Dolmetschers/in, vgl. www.inter-pret.ch. 

Die Organisationseinheit soll ein internes Beschwerde- und Rekursverfahren definieren und sicherstellen, dass dieses den Klientinnen/Klienten bekannt ist. Zusätzlich soll eine in die Betriebsführung nicht involvierte Beschwerdeinstanz definiert werden (vgl. B/2/1). Als unabhängige Beschwerdeinstanz kann Infodrog festgelegt werden (vgl. Leitlinien). Die Ombudsstelle kann kontaktiert werden, wenn die internen Möglichkeiten ausgeschöpft sind.
In der Hausordnung oder in zweckgleichen Vorgaben werden wichtige Regeln und Konsequenzen bei deren Nichtbefolgen aufgeführt (z.B. bei Drogenkonsum, Waffenbesitz, Gewaltanwendung, Belästigungen, Regeln zum Gebrauch von Infrastruktur, etc). Die Regeln sollen alltagsnah, transparent, nachvollziehbar, durchsetzbar und überprüfbar sein. 

Zu Schweigepflicht und Datenschutz vgl. Leitfaden für die Bearbeitung von Personendaten im medizinischen Bereich (S. 8, ärztliche Schweigepflicht), sowie auch bei Avenir Social „Soziale Arbeit und der Umgang mit besonders schützenswerten Personendaten“.
Informationen über Suchtverhalten sowie Wirkungen und Nebenwirkungen von diversen Substanzen finden sich bei Sucht Schweiz unter www.suchtschweiz.ch (entsprechende Flyer und Broschüren zum Abgeben können heruntergeladen oder bestellt werden). Auf die Gefährlichkeit des Mischkonsums und dessen mögliche Folgen soll hingewiesen werden. Basisinformationen zu Infektionskrankheiten – HIV, Hepatitis und andere sexuell übertragbare Infektionen (STIs) – sowie Informationen zu deren Vermeidung und zum risikoarmen Konsum und risikoarmen Verhalten sollen vermittelt werden, zu Hepatitis siehe www.hepch.ch (Informationsmaterialien zu Hepatitis und Safer Use können bei Infodrog bezogen werden), zu HIV und anderen STIs sowie zu Safer sex siehe Aidshilfe Schweiz. Hinzu kommen Informationen im Zusammenhang mit der Beschaffungsprostitution, zum Vorgehen im Falle einer Vergewaltigung und zur Zusammenarbeit mit den zuständigen Fachleuten (Polizei, Ärztinnen/Ärzte, Anwältinnen/Anwälte, Beratungsstelle für vergewaltigte Frauen, Frauenhaus etc.).

Vgl. auf www.praxis-suchtmedizin.ch Informationen zu Schwangerschaft und Fahreignung.



	4
	Die Beratungs- und Begleitungsaktivitäten

· werden mit dem Klienten/der Klientin, unter Berücksichtigung ihrer kognitiven Fähigkeiten, transparent und nachvollziehbar vereinbart;

· sind ziel- und ressourcenorientiert;

· werden mit dem Klienten/der Klientin überprüft und der individuellen Situation angepasst;

· werden, wenn vorgesehen, dokumentiert.

	
	
	Die Planung von Beratungs- und Begleitungsaktivitäten ermöglicht einen strukturierenden Rahmen. 

	5
	Die Organisationseinheit holt bei Bedarf mit dem Einverständnis der Klientinnen/Klienten die für die Beratung und Begleitung notwendigen Informationen bei vorbehandelnden und involvierten Stellen ein.


	
	
	Das Einholen von Informationen kann Doppelspurigkeiten vermeiden helfen und zu einer besseren Situationsbeurteilung beitragen.

	6
	Die Organisationseinheit überprüft im Rahmen der Beratungs- und Begleitungsaktivitäten, welcher Bedarf an Unterstützung hinsichtlich der Themen Gesundheit, Ernährung, Bewegung und Hygiene besteht.


	
	
	Vgl. www.suchtindex.ch (Infodrog Datenbank der Suchthilfeangebote Schweiz) für die Suche nach weiteren geeigneten Angeboten der Suchthilfe.
Ein wichtiges Ziel für Klientinnen/Klienten ist eine integrale Betreuung sowie nach Möglichkeit die berufliche und die soziale (Re-)Integration. Erbringt eine Einrichtung nicht alle Angebote, so soll sie diese bei Bedarf vermitteln,

z.B. in die medizinische, psychiatrische, pflegerische oder soziale Grundversorgung. 
z.B. bei Männern mit Gewaltproblematik (Opfer oder Täter) Zusammenarbeit mit Opfer-/Täter-Beratungsstellen.
z.B. für Personen mit Migrationshintergrund: 
Vernetzung mit MigrantInnen-Organisationen, Rechtsberatungsstellen, spezialisierten Ärztinnen/Ärzten, Psychiaterinnen/Psychiatern und Psychologinnen/Psychologen, Beratungsstellen für binationale Ehen/Partnerschaften, Ambulatorien für Folter- und Kriegsopfer u. a. 

z.B. wird dafür gesorgt, dass Klientinnen/Klienten die Grundleistungen im Gesundheitswesen erhalten (z.B. Begleitung in ein Spital, Begleitung / Vermittlung zu Ärztin/Arzt, Zugang zu gynäkologischen Untersuchungen und Beratungen, Zugang zu HIV- und Hepatitis-Behandlungen).

z.B. Unterstützung beim Bezahlen von Rechnungen oder Ausfüllen von Steuererklärungen, beim Gang zu Sozialbehörden, um die Rückkehr in den Alltag vorzubereiten und zu erleichtern, etc.



	7
	Klientinnen und Klienten mit minderjährigen Kindern werden beim Wahrnehmen ihrer elterlichen Verantwortung unterstützt, und für die Kinder werden Unterstützungsangebote zum Schutz des Kindeswohls vermittelt.

	
	
	Kinder von Klientinnen/Klienten bleiben immer im Fokus der Organisationseinheit. Sie übernimmt eine moralische Verpflichtung ihnen gegenüber. Das heisst nicht, dass die Einrichtung selber unterstützende Massnahmen treffen muss, sondern dass sie dafür sorgt, dass entsprechende Massnahmen von zuständigen Personen bzw. Behörden (z.B. Kindesschutzmassnahmen, vgl. Art. 307ff ZGB). getroffen werden und dass die Beziehungen zu den Eltern gewährleistet werden. Unterstützungsangebote für Kinder können sein: psychotherapeutische Behandlungen einzeln oder in Gruppen, Freizeitangebote, Ferienlager, schulische Unterstützung etc.



	8
	Um Krisensituationen selbständig bewältigen zu können, verfügen die Klientinnen und Klienten über die notwendigen Ansprechpersonen und es werden ihnen Adressen und Telefonnummern von Notfalldiensten zur Verfügung gestellt.


	
	
	Der Zugriff zu Informationen kann in Krisenfällen überlebensentscheidend sein. Dazu zählt insbesondere das Wissen über das Notfallnetz und die Erreichbarkeit einzelner Stellen oder Personen.

Den Klientinnen und Klienten kann eine Liste abgegeben werden, in welcher festgehalten sind: Namen, Adressen und Telefonnummern von regionalen Spitälern, Apotheken, Ärztinnen/Ärzte, relevante Beratungsstellen, Dolmetschende, Polizeistellen, Feuerwehr, toxikologisches Institut etc. Die Liste ist periodisch zu überprüfen und zu kommunizieren.

Eine weitere Möglichkeit sind interne Informationsveranstaltungen zum Vorgehen in Krisensituationen.


	9
	Der Informationsfluss zwischen den Vernetzungspartnern/-partnerinnen ist in Krisensituationen gewährleistet.


	
	
	


VII / 3 Qualitätsanforderungen zu "Grundversorgung"
	Nr.
	VII / 3 Grundversorgung

	Indikatoren
	Standards
	Erläuterungen und Kommentare

	1
	Abgabe und Umtausch von Injektionsmaterial sowie Abgabe oder Verkauf von dafür notwendigem Zubehör und von Hilfsstoffen sind geregelt.

	
	
	Eine Einrichtung soll sich im Klaren darüber sein, ob und falls ja, zu welchen Bedingungen und unter welchen Rahmenbedingungen sie Spritzen abgibt, tauscht oder verkauft. Diese Klärung dient einer Positionierung im Suchthilfenetz.

Die Abgabe von Injektionsmaterial geschieht nach Prinzipien des Safer Use: sterile Spritzen und Nadeln, eigener Löffel, eigene Watte, eigener Filter, frisches Wasser. 


	2
	Die Abgabe von Präventionsmaterial erfolgt zielgruppen- und bedürfnisgerecht.

	
	
	Zielgruppengerecht heisst z.B., dass Präventionsmaterial für die spezifischen Zielgruppen (z.B. Frauen auf Drogenstrich, Alkoholabhängige etc.) passend abgegeben wird. Zudem soll das Material im richtigen Moment abgegeben und nicht generell immer und überall verteilt werden. Migrationsspezifischer Hintergrund sowie Sprach- und Lesefähigkeit der Klientinnen/Klienten sollten beachtet werden.



	3
	Der Zugang zu Mahlzeiten und Getränken ist intern geregelt oder extern gewährleistet.

	
	
	Wenn eine Einrichtung Mahlzeiten und Getränke anbietet, dann sollten elementare Qualitätskriterien erfüllt sein – beispielsweise

· ein ausgewogenes, möglichst preisgünstiges Angebot an Getränken und Speisen;

· es besteht eine Mahlzeitenplanung;

· klare Regelungen bezüglich des Konsums alkoholischer Getränke.

	4
	Der Zugang zu Dusch- und Kleiderwaschmöglichkeiten und Kleiderbörse ist intern geregelt oder extern gewährleistet. 

	
	
	

	5
	Die pflegerische Grundversorgung (Wundversorgung, Verbands- und Venenpflege etc.) ist geregelt und wird in dafür geeigneten Räumlichkeiten gewährleistet.


	
	
	Die pflegerische Grundversorgung beinhaltet u.a. die Wundversorgung, Abgabe von nicht rezeptpflichtigen Medikamenten (Kopfwehtabletten, etc.), u.a. 

Qualitätsentscheidend ist die Fachlichkeit. Sie kann beispielsweise darin bestehen,

· dass Mitarbeitende, welche pflegerische und medizinische Versorgungen vornehmen, dafür ausgebildet sind/werden;

· dass die Einrichtung klar definiert, welche Mitarbeitenden in pflegerischen und medizinischen Belangen welche Kompetenzen haben;

· dass das nötige Material qualitativ einwandfrei ist.



	6
	Das Vorgehen bei Komplikationen und Notfallsituationen ist geregelt, und die medizinische Notfallbehandlung ist jederzeit gewährleistet.

	
	
	

	7
	Der Betrieb eines Konsumraums (Injektions- und Raucherräume) erfolgt in geeigneten Räumlichkeiten und erfüllt folgende fachliche Kriterien:

· die Anforderungen an Hygiene und Sicherheit sind geregelt und gewährleisten insbesondere eine effiziente und effektive HIV- und Hepatitisprävention;

· die Abläufe gewährleisten eine ruhige Atmosphäre;

· es besteht eine Regelung über zugelassene Substanzen, über die erlaubten Konsumformen und Einstichstellen sowie über verwendbare Stoffe und Materialien;

· der Konsumraum wird überwacht;

· die Intimsphäre wird unter Berücksichtigung von Sicherheitsaspekten angemessen gewährleistet.


	
	
	Geeignete Räumlichkeiten

· ermöglichen die Beobachtung der konsumierenden Personen;

· sind einfach zu reinigen;

· sind funktional und garantieren reibungslose Abläufe während der Substanzverabreichung;

· sind gut überschaubar und ermöglichen ein rasches Eingreifen in Krisensituationen.

Nebst der Verhinderung unerwünschter Ereignisse, ermöglicht die Überwachung z.B. das frühzeitige Erkennen von Aggressivität, das rasche Eingreifen in Krisensituationen etc.

Mögliche Massnahmen zur Wahrung der Intimsphäre sind z.B. ein Paravent, Vorhang oder separater Raum.



	8
	Die Räumlichkeiten bieten eine Ruhezone für Rückzugsmöglichkeiten der Klientinnen und Klienten und eine Kontaktzone für Beratungs- und Begleitungsaktivitäten zwischen Personal und Klientinnen/ Klienten.

	
	
	


VII / 4 Qualitätsanforderungen zu "Beschäftigungsangebote"
	Nr.
	VII / 4 Beschäftigungsangebote

	Indikatoren
	Standards
	Erläuterungen und Kommentare

	1
	Die Organisationseinheit regelt die internen Beschäftigungsmöglichkeiten und macht Aussagen zu

· Zugang zu den Beschäftigungsmöglichkeiten;

· Entschädigung:

· Versicherung;

· Rechten und Pflichten;

· Sicherheits- und Hygienerichtlinien.


	
	
	Klientinnen/Klienten wissen, welche Beschäftigungsmöglichkeiten innerhalb einer Kontakt- und Anlaufstelle angeboten werden.

Wirkungsziele von Beschäftigungsangeboten sind z.B.:

· Tagesstruktur

· Übernahme von Verantwortung

· Förderung des Selbstbewusstseins

· Förderung sozialer Kontakte.
Die Kommunikation von Sicherheitsinformationen und Hygienerichtlinien ist wichtig bei Haftungsfragen und zur gesundheitlichen Absicherung der involvierten Personen. Regelungen betreffen vor allem die Verwendung richtiger Werkzeuge und die Arbeitskleidung.


	2
	Arbeitsanweisungen und -abläufe sind beschrieben und den Fähigkeiten und dem Gesundheitszustand der Klientinnen und Klienten angepasst.
	
	
	Den körperlichen und geistigen Beeinträchtigungen bzw. der Einfluss von Substanzen muss bei der Arbeitsauswahl und -zuteilung Rechnung getragen werden. Klientinnen/Klienten brauchen genaue Anleitungen und auf Gefahren muss besonders hingewiesen werden.



VII / 5 Qualitätsanforderungen zu "Externe Vernetzung"
	Nr.
	VII / 5 Externe Vernetzung

	Indikatoren
	Standards
	Erläuterungen und Kommentare

	1
	Die Organisationseinheit 

· prüft insbesondere bei regelmässigen Klientinnen und Klienten die externe Vernetzung mit integrativen Angeboten sowie mit der sozialen und gesundheitlichen Grundversorgung;

· stellt bei Bedarf die Vernetzung sicher.


	
	
	Mit der externen Vernetzung soll eine integrale Behandlung angestrebt werden; vgl. VII/2/6.

	2
	Bei gemeinsamer Fallführung sind Kompetenzen, Zuständigkeiten und Fallführung zwischen den involvierten Stellen geklärt und dokumentiert. Die Zusammenarbeit und die Situation des Klienten/der Klientin werden regelmässig evaluiert.


	
	
	Qualitätsprobleme entstehen häufig an Schnittstellen (z.B. infolge Informationsmängel oder infolge nicht abgesprochener Zuständigkeiten). Daher ist eine Regelung der Zusammenarbeit auf Fallebene notwendig, die auch dazu beiträgt, die Leistungen der Suchthilfe effizienter zu erbringen, dabei sind insbesondere in komplexen Situation Methoden des Case Management zu berücksichtigen (vgl. z.B. www.netzwerk-cm.ch/).
Regelungen bei gemeinsamer Fallführung betreffen beispielsweise
· Häufigkeit gemeinsamer Besprechungen;
· Informationsaustausch;
· Protokollierung der Besprechungen;
· Vorgehen in Konflikt- und Krisensituationen;
etc.


	3
	Fallbezogene Vernetzungen erfolgen in Anwesenheit oder mit Zustimmung des Klienten/der Klientin. Ausnahmen sind zu begründen und schriftlich zu dokumentieren.


	
	
	Die Anforderung bezweckt, sowohl die Institution wie auch die Klientinnen/Klienten zu schützen. Grenze der fallbezogenen Vernetzungen ist in der Regel die Autonomie der Klientinnen/Klienten, deshalb bedarf es ihrer nachvollziehbaren Zustimmung. Eventuell muss die Zustimmung differenziert werden in

· Einverständnis zum Einholen und Weitergeben von Informationen;

· Einverständnis zur Zusammenarbeit mit Dritten.

Sofern Klientinnen/Klienten vorgängig darauf hingewiesen wurden (z.B. im Rahmen der Behandlungsvereinbarung), können in akuten Krisensituationen (z.B. bei Fremd- oder Selbstgefährdung) Vernetzungen auch ohne Zustimmung stattfinden.



	4
	Es ist definiert, welche Informationen welchen Vernetzungspartnern/-partnerinnen zugestellt werden.

	
	
	

	5
	Die Zuweisung der Klientinnen und Klienten zu medizinischen Behandlungen sowie der Kontakt zu deren Hausarzt/Hausärztin und bei Substitutionsbehandlung zu den verschreibenden Ärztinnen/Ärzten sind geregelt. 


	
	
	Eine Suchtbehandlung beinhaltet auch somatische und psychiatrische Aspekte, daher ist eine gute Zusammenarbeit mit dem medizinischen Bereich erforderlich. Zu prüfen sind insbesondere HIV-/Hepatitis-Behandlungen sowie psychiatrische Behandlungen bei Komorbidität.

Zu klären sind die Aufgabenteilung zwischen behandelndem Arzt der Organisationseinheit und dem Hausarzt, insbesondere um eine parallele Verschreibung von Psychopharmaka zu vermeiden

Zuständige Ärztinnen/Ärzte finden Informationen zu Suchtmedizin auf der von den Netzwerken FOSUMOS, FOSUMIS, COROMA, Ticino Addiction etc. getragenen Website www.praxis-suchtmedizin.ch.




VII / 6 Qualitätsanforderungen zu "Dokumentation"
	Nr.
	VII / 6 Dokumentation

	Indikatoren
	Standards
	Erläuterungen und Kommentare

	1
	Die Organisationseinheit regelt, welche der folgenden Daten bei Dossier-Eröffnung erhoben werden:

· Name, Vorname, Adress- und Kontaktdaten oder Codename;

· Jahrgang, Geschlecht, Zivilstand und Nationalität;

· Religion, Aufenthalts- und Erwerbsstatus;

· AHV-, IV- und Krankenversicherungsdaten;

· Kinder und deren Jahrgang;

· Adressangaben relevanter Bezugspersonen und deren Muttersprache.


	
	
	Die Organisationseinheit prüft, welche Daten aufgrund externer Vorgaben (statistische Erhebungen wie z.B. act-info, kantonale Richtlinien, etc.) zu erheben sind.

Oft wird nur die Nationalität erhoben; die Erfassung des Migrationshintergrundes kann jedoch für die Suchthilfearbeit bedeutsam sein; aussagekräftig ist diesbezüglich das Erfragen von Mutter-/Erstsprache; Zweitsprache; Geburtsort der Klientin/des Klienten und der Eltern, vgl. auch Schlüsselmerkmale zur Erfassung des Migrationshintergrundes in schweizerischen Gesundheitsdatenerhebungen.


	2
	Die Organisationseinheit regelt bei Dossierführung, welche der folgenden Elemente darin enthalten sind: 

· erhobene Daten;

· Situationsanalyse;

· Zielvereinbarungen;

· eventuelle Korrespondenz;

· eventuelle Schweigepflichtentbindungen und/oder Einverständniserklärungen;

· interne und externe Berichte;

· eventuelle Verträge, Verfügungen und Bewilligungen;

· Journaleinträge zur Beratung und Begleitung sowie zu wichtigen Ereignissen inkl. Kriseninterventionen;

· bei interner medizinischer Versorgung: Journaleinträge des zuständigen Arztes/ der zuständigen Ärztin inklusive Verschreibung und Abgabe von Medikamenten.

	
	
	Eine strukturierte Dokumentation im Klienten-/Klientinnendossier steigert die Effizienz, macht vergangene Aktivitäten und Entscheide nachvollziehbar, erhöht die Transparenz für alle berechtigten Personen und dient auch der Rechtssicherheit. Eine eventuelle Übergabe der Dokumente an eine Nachfolgebetreuung wird vereinfacht.



	3
	Die Dossiereinträge und Berichte entsprechen den Tatsachen, genügen fachlichen Standards und sind für die Adressatinnen und Adressaten verständlich.


	
	
	Das Einhalten fachlicher Standards und die Verständlichkeit äussern sich in Eigenschaften wie

· wertfreie Formulierungen;

· Unterscheidung zwischen Beschreibung und Interpretation.



	4
	Die Organisationseinheit regelt, welche der folgenden Elemente dokumentiert werden:

· die Anzahl Besuche, die täglich stattfinden;

· die Anzahl Klientinnen und Klienten, welche Dienstleistungen beanspruchen;

· die Ergebnisse der Beobachtung individueller Klientinnen/Klienten zur Früherkennung von Notfall- und Krisensituationen; 
· quantitative Angaben zum abgegebenen Injektionsmaterial;

· bei Vorhandensein eines Konsumraums, die Anzahl Konsumationen;

· betriebsinterne Vorkommnisse (z.B. Vorfälle von Gewalt, spezielle Gruppendynamik etc.);

· relevante Vorkommnisse in der Szene (z.B. Auftauchen neuer Produkte, Preisschwankungen bei den illegalen Substanzen, illegaler Handel von Medikamenten, Auftauchen neuer Klientinnen-/Klientengruppen etc.).

	
	
	Nachvollziehbarkeit von Kontakten, Themen oder Konsumationen ist einerseits wichtig, um bestimmte Entwicklungen und Trends in der Szene schnell zu erkennen. Andererseits dient die Nachvollziehbarkeit aber auch der Legitimierung der eigenen Arbeit. Deshalb ist hier eine höhere Anforderung an Schriftlichkeit gerechtfertigt.

Dominante Themen können sein: Banden, Gewalt, Sexualität, Beschaffungskriminalität, Rassismus, neue Substanzen und Konsumformen etc.



	5
	Klientinnen-/Klientendossiers (inkl. elektronische Daten) sind unter Berücksichtigung kantonaler und/oder nationaler Vorgaben zehn Jahre aufzubewahren.


	
	
	

	6
	Es ist geregelt, was nach Ablauf der Aufbewahrungsfrist und bei Auflösung der Organisationseinheit mit den Akten geschieht.


	
	
	Bei Auflösung der Einrichtung informiert die Trägerschaft die zuständige Behörde (Kanton, Gemeinde), wo die Akten bis zur Ablauf der Zehnjahresfrist aufbewahrt werden.


Modul VIII „Aufsuchende Suchtarbeit“

Die Qualitätsanforderungen des Moduls „Aufsuchende Suchtarbeit“ sind strukturiert in fünf Themenfelder.
1. Kontaktaufnahme, Beratung und Begleitung

2. Abgabe von Materialien

3. Konzeption, Entwicklung und Umsetzung von Dienstleistungen

4. Externe Vernetzung

5. Dokumentation

Auf den nachfolgenden Seiten befinden sich die Qualitätsanforderungen zum Modul VIII.

VIII / 1 Qualitätsanforderungen zu "Kontaktaufnahme, Beratung und Begleitung" 
	Nr.
	VIII / 1 "Kontaktaufnahme, Beratung und Begleitung"


	Indikatoren
	Standards
	Erläuterungen und Kommentare

	1
	Die Organisationseinheit definiert

· Art, Umfang, Rahmenbedingungen und Form der Evaluation der Aktivitäten in den Bereichen Prävention, Gesundheitsförderung, Früherkennung und Frühintervention sowie Schadenminderung;

· Art, Umfang, Rahmenbedingungen und Form der Evaluation einer Interessenvertretung der Klientinnen und Klienten gegenüber diversen Anspruchsgruppen

· Art, Umfang, Rahmenbedingungen und Form der Evaluation von Mediationsaktivitäten zwischen Klientinnen/Klienten und Anspruchsgruppen;

· bei Angeboten und Projekten mit Peers die Zielsetzungen, Dauer, Inhalte, Verantwortlichkeiten, Schulungen und Evaluation.

· 
	
	
	Die Früherkennung und Frühintervention bewegt sich auf einer individuellen, klientInnenbezogenen Ebene. Es handelt sich um Aktivitäten, die u.a. der Früherkennung von Suchtgefährdeten dienen, sowie der Sensibilisierung von Fachpersonen und Schlüsselpersonen im Umfeld der Klientinnen/Klienten und der Sensibilisierung und Informationsvermittlung bei suchtgefährdeten Personen vor Ort und schliesslich dem Ergreifen von adäquaten, nachhaltigen und kontextbezogenen Massnahmen. Inhalte, Zielsetzungen, Möglichkeiten und Grenzen der Aktivitäten zur Früherkennung und Frühintervention sollen definiert werden. Früherkennungsaktivitäten können sein: Schulhofbesuche nach der Schulzeit, Kontaktaufnahme über Multiplikatorinnen/Multiplikatoren  etc. Aber auch Präsenz an Szenenplätzen (Clubs, Jugendtreffs etc.) in Zusammenarbeit mit den Betreiberinnen/Betreibern. Dazu gehören auch Aussagen zum Verfahren, wie Abmachungen zwischen verschiedenen Anspruchsgruppen getroffen werden.

Interessensvertretung und Mediation bewegen sich auf einer kollektiven Ebene. Es handelt sich um Aktivitäten der Interessensvertretung von Suchtgefährdeten sowie suchtkranken Personen und der Mediation zwischen verschiedenen Anspruchsgruppen. Sie umfassen Lobbyarbeit und parteiliche Arbeit, aber auch das Vermitteln zwischen Parteien (z.B. verfeindete Jungendgruppen, Konflikte zwischen Ladenbesitzer und suchtkranken Personen etc.), Die Beschreibung der Aktivitäten zur Interessensvertretung und Mediation trägt dazu bei, Klarheit zu schaffen über Inhalt, Zielsetzung, Möglichkeiten und Grenzen. 

Eine Strukturierung der Aktivitäten hilft, Schwerpunkte zu erkennen sowie beschränkte zeitliche, personelle und finanzielle Ressourcen zielgerichtet und möglichst wirkungsvoll einzusetzen.



	2
	Die Beratungen und Begleitungen genügen anerkannten fachlichen Kriterien, basieren auf bewährten Methoden der involvierten Berufsgruppen und folgen Grundsätzen der Interdisziplinarität.

	
	
	Als fachliche Kriterien gelten solche, die an öffentlichen Fachschulen, Hochschulen oder Universitäten in Aus-, Fort- und Weiterbildungen gelehrt werden, zu denen Fachliteratur vorhanden ist und die wissenschaftlich anerkannt sind (offizielle Empfehlungen von Behörden, anerkannte Fachverbände, Unterlagen von Fachstellen, wissenschaftliche Studien etc.). Involvierte Berufsgruppen sind vor allem Sozialpädagogik, Psychologie, Sozialarbeit, Medizin und Pflege.

Vgl. auch Berufskodex Soziale Arbeit Schweiz (Avenir Social).


	3
	Die Organisationseinheit definiert die Rahmenbedingungen und Methoden, um eine proaktive Kontaktaufnahme mit den Klientinnen und Klienten zu ermöglichen.

	
	
	

	4
	Während der Beratungs- und Begleitungsaktivitäten erhalten die Klientinnen und Klienten Informationen zu:

· den kostenfreien und -pflichtigen Angeboten der Organisationseinheit;

· Angeboten der sozialen und gesundheitlichen Grundversorgung;

· Rechten und Pflichten;

· Beschwerdeverfahren;

· Datenschutz und Schweigepflicht des Personals;

· Suchtverhalten; Wirkungen und Nebenwirkungen diverser Substanzen; Gesundheitsrisiken; risikoarmem Konsum; Infektionskrankheiten, insbesondere HIV- und Hepatitisprophylaxe; Schwangerschaft; Fahreignung.


	
	
	Klientinnen/Klienten haben Anrecht auf Informationen. Dabei ist sicherzustellen, dass die Informationen für die Klientinnen/Klienten verständlich sind, z.B. durch mehrsprachiges Informationsmaterial oder durch den Beizug eines/r Dolmetschers/in, vgl. www.inter-pret.ch. 

Zu den Angeboten vgl. VIII/1/6
Die Organisationseinheit soll ein internes Beschwerde- und Rekursverfahren definieren und sicherstellen, dass dieses den Klientinnen/Klienten bekannt ist. Zusätzlich soll eine in die Betriebsführung nicht involvierte Beschwerdeinstanz definiert werden (vgl. B/2/1). Als unabhängige Beschwerdeinstanz kann Infodrog festgelegt werden (vgl. Leitlinien). Die Ombudsstelle kann kontaktiert werden, wenn die internen Möglichkeiten ausgeschöpft sind.
In der Hausordnung oder in zweckgleichen Vorgaben werden wichtige Regeln und Konsequenzen bei deren Nichtbefolgen aufgeführt (z.B. bei Drogenkonsum, Waffenbesitz, Gewaltanwendung, Belästigungen, Regeln zum Gebrauch von Infrastruktur, etc). Die Regeln sollen alltagsnah, transparent, nachvollziehbar, durchsetzbar und überprüfbar sein. 

Zu Schweigepflicht und Datenschutz vgl. Leitfaden für die Bearbeitung von Personendaten im medizinischen Bereich (S. 8, ärztliche Schweigepflicht), sowie auch bei Avenir Social „Soziale Arbeit und der Umgang mit besonders schützenswerten Personendaten“.
Informationen über Suchtverhalten sowie Wirkungen und Nebenwirkungen von diversen Substanzen finden sich bei Sucht Schweiz unter www.suchtschweiz.ch (entsprechende Flyer und Broschüren zum Abgeben können heruntergeladen oder bestellt werden). Auf die Gefährlichkeit des Mischkonsums und dessen mögliche Folgen soll hingewiesen werden. Basisinformationen zu Infektionskrankheiten – HIV, Hepatitis und andere sexuell übertragbare Infektionen (STIs) – sowie Informationen zu deren Vermeidung und zum risikoarmen Konsum und risikoarmen Verhalten sollen vermittelt werden, zu Hepatitis siehe www.hepch.ch (Informationsmaterialien zu Hepatitis und Safer Use können bei Infodrog bezogen werden), zu HIV und anderen STIs sowie zu Safer sex siehe Aidshilfe Schweiz. Hinzu kommen Informationen im Zusammenhang mit der Beschaffungsprostitution, zum Vorgehen im Falle einer Vergewaltigung und zur Zusammenarbeit mit den zuständigen Fachleuten (Polizei, Ärztinnen/Ärzte, Anwältinnen/Anwälte, Beratungsstelle für vergewaltigte Frauen, Frauenhaus etc.).

Vgl. auf www.praxis-suchtmedizin.ch Informationen zu Schwangerschaft und Fahreignung.



	5
	Die Beratungs- und Begleitungsaktivitäten

· werden mit den Klientinnen und Klienten unter Berücksichtigung deren kognitiven Fähigkeiten und deren Autonomie durchgeführt;

· sind ziel- und ressourcenorientiert;

· fördern die Kompetenz, sich bei Bedarf selbständig Unterstützung zu organisieren; 

· werden, wenn vorgesehen, dokumentiert.


	
	
	Die Planung von Beratungs- und Begleitungsaktivitäten ermöglicht einen strukturierenden Rahmen.

	6
	Die Organisationseinheit überprüft im Rahmen der Beratungs- und Begleitungsaktivitäten, welcher Bedarf an Unterstützung hinsichtlich der Themen Gesundheit, Ernährung, Bewegung und Hygiene besteht.


	
	
	Vgl. www.suchtindex.ch (Infodrog Datenbank der Suchthilfeangebote Schweiz) für die Suche nach weiteren geeigneten Angeboten der Suchthilfe.
Ein wichtiges Ziel für Klientinnen/Klienten ist eine integrale Betreuung sowie nach Möglichkeit die berufliche und die soziale (Re-)Integration. Erbringt eine Einrichtung nicht alle Angebote, so soll sie diese bei Bedarf vermitteln,

z.B. in die medizinische, psychiatrische, pflegerische oder soziale Grundversorgung. 
z.B. bei Männern mit Gewaltproblematik (Opfer oder Täter) Zusammenarbeit mit Opfer-/Täter-Beratungsstellen.
z.B. für Personen mit Migrationshintergrund:
Vernetzung mit MigrantInnen-Organisationen, Rechtsberatungsstellen, spezialisierten Ärztinnen/Ärzten, Psychiaterinnen/Psychiatern und Psychologinnen/Psychologen, Beratungsstellen für binationale Ehen/Partnerschaften, Ambulatorien für Folter- und Kriegsopfer u. a.
z.B. wird dafür gesorgt, dass Klientinnen/Klienten die Grundleistungen im Gesundheitswesen erhalten (z.B. Begleitung in ein Spital, Begleitung / Vermittlung zu Ärztin/Arzt, Zugang zu gynäkologischen Untersuchungen und Beratungen, Zugang zu HIV- und Hepatitis-Behandlungen).



	7
	Die Organisationseinheit regelt den Umgang mit

· minderjährigen Klientinnen und Klienten; 

· schwangeren Frauen;

· Klientinnen und Klienten mit minderjährigen Kindern.


	
	
	Minderjährige Klientinnen und Klienten: Rechtliche Rahmenbedingungen müssen bekannt sein und strikt berücksichtigt werden. Idealerweise bestehen konzeptuelle Aussagen zum Umgang mit jungen Klientinnen/Klienten, insbesondere zur Vermeidung einer Chronifizierung der Suchtproblematik und/oder Obdachlosigkeit sowie zur Weitervermittlung zu Angeboten der sozialen und gesundheitlichen Grundversorgung. Vorgehensweisen bei spezifischen Situationen sind definiert, z.B. ob Eltern, Schule, Ausbildungsstätte oder Jugendamt kontaktiert werden sollen.

Schwangere Frauen: Beispielsweise wird geklärt, welcher Unterstützungsbedarf besteht.

Klientinnen/Klienten mit minderjährigen Kindern: Die Kinder bleiben immer im Fokus der Organisationseinheit. Sie übernimmt eine moralische Verpflichtung ihnen gegenüber. Das heisst nicht, dass die Einrichtung selber unterstützende Massnahmen treffen muss, sondern dass sie dafür sorgt, dass entsprechende Massnahmen von zuständigen Personen bzw. Behörden (z.B. Kindesschutzmassnahmen, vgl. Art. 307ff ZGB) getroffen werden.

Bei regelmässigen Klientinnen/Klienten, insbesondere bei Jugendlichen und jungen Klientinnen und Klienten sollten Beratungs- und Begleitungsaktivitäten angeboten werden, vgl. VII/2/6.



	8
	Die Organisationseinheit definiert das Vorgehen für eine aufmerksame und strukturierte Szenenbeobachtung.


	
	
	Strukturierte Szenebeobachtungen sollen Hinweise geben, um Schwerpunkte im eigenen Angebot festzulegen und um das eigene Angebot weiterzuentwickeln. Sie können strukturiert sein nach Zeiten, nach Themen, nach Angeboten.


	9
	Das Vorgehen in Krisensituationen ist geregelt und erste Notfallhilfe ist gewährleistet.


	
	
	


VIII / 2 Qualitätsanforderungen zu "Abgabe von Materialien"
	Nr.
	VIII / 2 Abgabe von Materialien

	Indikatoren
	Standards
	Erläuterungen und Kommentare

	1
	Die Organisationseinheit definiert, welche Informations- und Präventionsmaterialien abgegeben werden und wie dies zielgruppen- und bedürfnisgerecht erfolgt.
 
	
	
	Zielgruppengerecht heisst z.B., dass Präventionsmaterial für die spezifischen Zielgruppen (z.B. Frauen auf Drogenstrich, Alkoholabhängige etc.) passend abgegeben wird. Zudem soll das Material im richtigen Moment abgegeben und nicht generell immer und überall verteilt werden. Migrationsspezifischer Hintergrund sowie Sprach- und Lesefähigkeit der Klientinnen/Klienten sollten beachtet werden.



	2
	Abgabe und Umtausch von Injektionsmaterial sowie Abgabe oder Verkauf von dafür notwendigem Zubehör und von Hilfsstoffen sind geregelt.

	
	
	Eine Einrichtung soll sich im Klaren darüber sein, ob und falls ja, zu welchen Bedingungen und unter welchen Rahmenbedingungen sie Spritzen abgibt, tauscht oder verkauft. Diese Klärung dient einer Positionierung im Suchthilfenetz.

Die Abgabe von Injektionsmaterial geschieht nach Prinzipien des Safer Use: sterile Spritzen und Nadeln, eigener Löffel, eigene Watte, eigener Filter, frisches Wasser.



VIII / 3 Qualitätsanforderungen zu "Konzeption, Entwicklung und Umsetzung von Dienstleistungen"
	Nr.
	VIII / 3 Konzeption, Entwicklung und Umsetzung von Dienstleistungen
	Indikatoren
	Standards
	Erläuterungen und Kommentare

	1
	Die Konzeption, die Entwicklung und / oder die Umsetzung von neuen auf längere Dauer angelegten Dienstleistungen oder Projekten der aufsuchenden Suchtarbeit

· entsprechen einem ausgewiesenen Bedarf;

· sind zielgruppen- und zielorientiert;

· definieren, welche Wirkungsebenen angesprochen sind;

· berücksichtigen aktuelle oder absehbare gesellschaftliche Entwicklungen;

· stützen sich auf wissenschaftliche Erkenntnisse und berücksichtigen bereits bestehende Erfahrungen und Materialien;

· erfolgen unter Einbezug relevanter Akteurinnen und Akteure sowie in Absprache mit dem Kanton und/oder Gemeinden;

· definieren, wer wann durch wen informiert werden muss;

· erfolgen unter Einbezug anerkannter Prinzipien und Methoden der Gesundheitsförderung, Prävention, Früherkennung und Frühintervention;

· berücksichtigen die Besonderheiten der angesprochenen Settings;

· berücksichtigen Aspekte der Diversität (Gender, Migration, Alter, Komorbidität etc.);

· berücksichtigen bei Projekten die Möglichkeit der Multiplizierbarkeit;

· legen Produkte- oder Dienstleistungswerbung offen;

· definieren, in welcher Form Evaluationen und Valorisierungen der Ergebnisse stattfinden.
	
	
	Für die Entwicklung von Angeboten sowie zur Durchführung von Projekten sind die Qualitätskriterien nach quint-essenz hilfreich, vgl. www.quint-essenz.ch .

Aspekte der Diversität der Klientinnen/Klienten sind z. B. Lebensalter, Geschlecht/Gender, Migrationshintergrund, psychische, somatische und soziale Komorbidität, Behinderung, sozioökonomischer Status, Elternschaft, sexuelle Orientierung, Religion, Persönlichkeit. 

Aspekte der Diversität sind nebst Gender, Migration, Alter auch Religion, sozioökonomischer Status, sexuelle Orientierung, psychische, somatische und soziale Komorbidität.

Vgl. weitere Informationen zu Diversität.

Evaluationen von Projekten geschehen systematisch und berücksichtigen insbesondere

· Chancengleichheit;

· Empowerment;

· Settingansatz;

· Partizipation;

· bei Projekten die Projektbegründung, die Projektplanung, die Projektorganisation, die Projektsteuerung sowie die Ergebnisse und Wirkungen;
· Lessons learned.



VIII / 4 Qualitätsanforderungen zu "Externe Vernetzung"
	Nr.
	VIII / 4 Externe Vernetzung

	Indikatoren
	Standards
	Erläuterungen und Kommentare

	1
	Die Organisationseinheit 

· vermittelt bei Bedarf an Angebote der Schadenminderung, Therapie und Beratung;

· prüft insbesondere bei regelmässigen Klientinnen und Klienten die externe Vernetzung mit integrativen Angeboten sowie mit der sozialen und gesundheitlichen Grundversorgung;

· stellt bei Bedarf die Vernetzung sicher.

	
	
	Mit der externen Vernetzung soll eine integrale Behandlung angestrebt werden; vgl. VIII/1/6.

	2
	Bei gemeinsamer Fallführung sind Kompetenzen, Zuständigkeiten und Fallführung zwischen den involvierten Stellen geklärt und dokumentiert. Die Zusammenarbeit und die Situation des Klienten/der Klientin werden regelmässig evaluiert.


	
	
	Qualitätsprobleme entstehen häufig an Schnittstellen (z.B. infolge Informationsmängel oder infolge nicht abgesprochener Zuständigkeiten). Daher ist eine Regelung der Zusammenarbeit auf Fallebene notwendig, die auch dazu beiträgt, die Leistungen der Suchthilfe effizienter zu erbringen, dabei sind insbesondere in komplexen Situation Methoden des Case Management zu berücksichtigen (vgl. z.B. www.netzwerk-cm.ch/).
Regelungen bei gemeinsamer Fallführung betreffen beispielsweise
· Häufigkeit gemeinsamer Besprechungen;
· Informationsaustausch;
· Protokollierung der Besprechungen;
· Vorgehen in Konflikt- und Krisensituationen;
· etc.


	3
	Fallbezogene Vernetzungen erfolgen in Anwesenheit oder mit Zustimmung des Klienten/der Klientin. Ausnahmen sind zu begründen und schriftlich zu dokumentieren.


	
	
	Die Anforderung bezweckt, sowohl die Institution wie auch die Klientinnen/Klienten zu schützen. Grenze der fallbezogenen Vernetzungen ist in der Regel die Autonomie der Klientinnen/Klienten, deshalb bedarf es ihrer nachvollziehbaren Zustimmung. Eventuell muss die Zustimmung differenziert werden in

· Einverständnis zum Einholen und Weitergeben von Informationen;

· Einverständnis zur Zusammenarbeit mit Dritten.

Sofern Klientinnen/Klienten vorgängig darauf hingewiesen wurden (z.B. im Rahmen der Behandlungsvereinbarung), können in akuten Krisensituationen (z.B. bei Fremd- oder Selbstgefährdung) Vernetzungen auch ohne Zustimmung stattfinden.



	4
	Es ist definiert, welche Informationen welchen Vernetzungspartnern/-partnerinnen zugestellt werden.

	
	
	


VIII / 5 Qualitätsanforderungen zu "Dokumentation"
	Nr.
	VIII / 5 Dokumentation

	Indikatoren
	Standards
	Erläuterungen und Kommentare

	1
	Die Organisationseinheit regelt, welche Daten der Klientinnen und Klienten festgehalten werden, sowie den Umfang und Inhalt einer allfälligen Dossierführung bei regelmässigen Klientinnen und Klienten.


	
	
	Die Organisationseinheit prüft, welche Daten aufgrund externer Vorgaben  zu erheben sind, dies kann z.B. sein:

· Name, Vorname, Adress- und Kontaktdaten;

· Jahrgang, Geschlecht, Zivilstand und Nationalität;

· Religion, Aufenthalts- und Erwerbsstatus;

· AHV-, IV- und Krankenversicherungsdaten;

· Kinder und deren Jahrgang;

· Adressangaben relevanter Bezugspersonen und deren Muttersprache.

Vgl. I/7/1.


	2
	Kriseninterventionen werden schriftlich dokumentiert.


	
	
	

	3
	Die Organisationseinheit regelt, welche der folgenden Elemente dokumentiert werden:

· die Anzahl Kontakte, die stattgefunden haben und / oder die ungefähre Anzahl Klientinnen/Klienten, mit welchen Kontakt bestand;

· die Anzahl der erfolgten Kurz-Beratungsgespräche;

· durchgeführte Peer-Projekte;

· Anzahl der Aktivitäten der Interessensvertretung;

· Anzahl der Mediationsaktivitäten;

· Gespräche mit den Vernetzungspartnern/-partnerinnen;

· quantitative Angaben zum abgegebenen Injektionsmaterial;

· Vorkommnisse (z.B. Vorfälle von Gewalt, spezielle Gruppendynamik etc.);

· relevante Vorkommnisse in der Szene (z.B. Auftauchen neuer Produkte, Preisschwankungen bei den illegalen Substanzen, illegaler Handel von Medikamenten, Auftauchen neuer Klientinnen-/Klientengruppen etc.).


	
	
	Nachvollziehbarkeit von Kontakten, Themen etc. ist einerseits wichtig, um bestimmte Entwicklungen und Trends in der Szene schnell zu erkennen. Andererseits dient die Nachvollziehbarkeit aber auch der Legitimierung der eigenen Arbeit. 

Dominante Themen können sein: Banden, Gewalt, Sexualität, Beschaffungskriminalität, Rassismus, neue Substanzen und Konsumformen etc.


Modul IX „Entzug“

Die Qualitätsanforderungen des Moduls "Entzug" sind strukturiert in sechs Themenfelder.
1. Abklärung und Aufnahme

2. Suchttherapeutische Behandlung

3. Medizinische Dienstleistungen und Medikamentenverabreichung
4. Austritt

5. Externe Vernetzung

6. Dokumentation

Auf den nachfolgenden Seiten befinden sich die Qualitätsanforderungen zum Modul IX.

IX / 1 Qualitätsanforderungen zu "Abklärung und Aufnahme"
	Nr.
	IX / 1 Abklärung und Aufnahme

	Indikatoren
	Standards
	Erläuterungen und Kommentare

	1
	Der Zugang zur Organisationseinheit ist ausreichend signalisiert.


	
	
	

	2


	Zugang und Kontaktaufnahme sind verständlich geregelt.

	
	
	Ein unbürokratischer und einfacher Zugang ist wichtig, weil dadurch für Patientinnen/Patienten unnötige Barrieren vermieden werden. Auf diese Weise kann die Akzeptanz für Kontaktaufnahmen, Gespräche oder auch für die Weitervermittlung in andere Angebote der Suchthilfe verstärkt werden. Ein unbürokratischer und einfacher Zugang heisst beispielsweise: direkte Telefonnummer, allenfalls fremdsprachliche Auskunft, klare Öffnungszeiten. Die Öffnungszeiten orientieren sich am Zeitrhythmus des Lebens in der Szene (auch: Abend-, Nacht- oder Wochenendangebote). 

Dies betrifft auch die Website, auf welcher das Angebot der Institution sowie die Möglichkeiten zur Kontaktaufnahme einfach und klar zu erläutern sind.


	3
	Die Organisationseinheit stellt sicher, dass diejenige Person, die den Erstkontakt mit Patientinnen und Patienten hat, das Dienstleistungsangebot der Organisationseinheit sowie das regionale Suchthilfeangebot kennt und Grundkenntnisse in der Gesprächsführung besitzt.


	
	
	Der erste Kontakt mit einer Einrichtung hinterlässt einen bleibenden Eindruck und entscheidet oft über den weiteren Verlauf. Deshalb ist es für die Einrichtung sowie auch für die Patientinnen/Patienten wichtig, dass diese Mitarbeitenden diesbezüglich gut geschult werden, damit sich die Patientinnen/Patienten willkommen fühlen und vom Erstkontakt an richtig beraten werden.



	4
	Das Aufnahmeverfahren ist geregelt und macht Aussagen zu

· Erstkontakt;

· notwendigen Abklärungen;

· Entscheid über die Aufnahme.


	
	
	Im Aufnahmeverfahren sind z.B. folgende Punkte festzulegen: Wer ist zuständig für den Erstkontakt? Welche Abklärungen, anhand welcher Instrumente, werden durch wen vorgenommen (Sekretariat, Sozialarbeitende, Ärztinnen/Ärzte etc.)? Wer entscheidet über die Aufnahme, anhand welcher Kriterien?


	5
	In Abklärungsgesprächen beschafft sich die Organisationseinheit die zum Aufnahmeentscheid erforderlichen Informationen:

· die für die Dokumentation erforderlichen Personalien;

· Klärung der rechtlichen, formellen, finanziellen und persönlichen Voraussetzungen für die Aufnahme;

· bio-psycho-soziale und pflegerische Anamnese;

· suchtspezifische Situationsanalyse;

· Motivation und Ressourcen;

· Unterstützungssystem und Beziehungsnetz des Patienten/der Patientin, insbesondere minderjährige Kinder, weitere Angehörige und Haustiere;

· Vormundschaft und Beistandschaft;

· fürsorgerische Unterbringung, administrative und strafrechtliche Massnahmen.

	
	
	Im Rahmen der Gespräche ist zu klären, ob eine Entzugsbehandlung geeignet ist. Grundlagen dazu sind entsprechende Instrumente sowie eine formalisierte Diagnostik. Damit sollen die nötigen Informationen in der für den Prozess erforderlichen Tiefe und Konkretheit erfasst werden können (z.B. welche Fragen zum Gesundheitszustand sowie zu Aspekten der Diversität müssen geklärt werden). Anerkannte Diagnoseinstrumente wie ICD 10, DSM IV bzw. DSM V, etc. werden verwendet.

Bei den Abklärungen ist eine genügende Verständigung sicherzustellen, z.B. durch den Beizug eines/r Dolmetschers/in, vgl. www.inter-pret.ch. 

Zur Klärung der finanziellen Bedingungen zählen z.B. die Pensions-, Behandlungs- und Therapiekosten und allfällige weitere Kosten sowie die Anteile zulasten der Patientinnen und Patienten.

Die Organisationseinheit definiert, welche Informationen sie direkt bei der Patientin/beim Patienten erfragt, und welche Informationen sie über Berichte von Dritten einholt. 

Die Patientinnen/Patienten schätzen es, wenn sie Grundinformation nicht mehrere Male erzählen müssen.

Vormundschaft/Beistandschaft: Ab 1.1.2013 tritt das neue Erwachsenenschutzrecht in Kraft (vgl. Revision des Vormundschaftsrechts): Behördliche Massnahmen des Erwachsenenschutzes finden sich ab Art. 388 im ZGB; für Erwachsene werden neu nur noch Beistandschaften errichtet, zuständig sind die Erwachsenenschutzbehörden. Für (minderjährige) Kinder, welche nicht unter elterlicher Sorge stehen, wird ein Vormund ernannt (Art. 327a ZGB), zuständig sind die Kindesschutzbehörden.

Fürsorgerische Unterbringung (ehemals Fürsorgerische Freiheitsentziehung FFE) vgl. Art. 426ff ZGB


	6
	Die Organisationseinheit holt bei Bedarf mit dem Einverständnis der Patientin/des Patienten die notwendigen Informationen bei vorbehandelnden Stellen ein.


	
	
	Das Einholen von Informationen kann Doppelspurigkeiten vermeiden helfen und zu einer besseren Situationsbeurteilung beitragen.

	7
	Während des Aufnahmeverfahrens erhalten die Patientinnen und Patienten Informationen zu 

· Aufnahmebedingungen und Eintrittsprozedere;

· Angeboten;

· Aufenthaltsdauer und Tagesablauf;

· Rechten und Pflichten;

· Hausordnung;

· Fahreignung;

· Schwangerschaft;

· Kostenfolgen und Kostengutsprachen;

· Datenschutz und Schweigepflicht des Personals.


	
	
	Patientinnen/Patienten haben Anrecht auf Informationen. Dabei ist sicherzustellen, dass die Informationen für die Patientinnen/Patienten verständlich sind, z.B. durch den Beizug eines/r Dolmetschers/in, vgl. www.inter-pret.ch. Anhand des Aufnahmeprozedere wissen die Patientinnen und Patienten, in welchem Umfeld sie ihre Behandlung absolvieren werden, welche Erwartungen erfüllt werden können und welche nicht, sowie welches ihre Rechte und Pflichten sind. Damit soll eine gute Grundlage für ein gutes Vertrauensverhältnis geschaffen werden.

In der Hausordnung oder in zweckgleichen Vorgaben werden wichtige Regeln und Konsequenzen bei deren Nichtbefolgen aufgeführt (z.B. bei Drogenhandel, Waffenbesitz, Gewaltanwendung, Belästigungen, Beikonsum; Regeln zum Gebrauch von Infrastruktur und Materialien oder zur Entsorgung von Spritzen etc). Die Regeln sollen alltagsnah, transparent, nachvollziehbar, durchsetzbar und überprüfbar sein. 

Die Offenlegung einer gleichzeitigen Verschreibung von Medikamenten ist wichtig, um „verordneten Beikonsum“ und das gegeneinander Ausspielen von ÄrztInnen zu vermeiden. Anzustreben ist eine Verschreibung von Substitutionsmedikamenten und weiterer Psychopharmaka durch einen Arzt/Ärztin.

Zu Schweigepflicht und Datenschutz vgl. Leitfaden für die Bearbeitung von Personendaten im medizinischen Bereich (S. 8, ärztliche Schweigepflicht), sowie auch bei Avenir Social „Soziale Arbeit und der Umgang mit besonders schützenswerten Personendaten“


	8
	Aufgrund der Abklärungen wissen die Patientinnen/ Patienten sowie involvierte Fachpersonen, ob die Patientinnen/Patienten an der richtigen Stelle sind, ob eine Weitervermittlung eingeleitet werden muss und welche weiteren Schritte unternommen werden müssen. 

	
	
	Die Abklärung zeigt, ob die Behandlung dem spezifischen Unterstützungsbedarf gerecht werden kann, ob und wann die Patientin/der Patient in die Institution eintreten kann oder ob eine Vor- oder Mitbehandlung durch eine andere, geeignetere ambulante oder stationäre Einrichtung erfolgen soll, oder ob eine anderweitige Weitervermittlung notwendig ist. Dies gilt insbesondere bei schwangeren Frauen, Patientinnen/Patienten mit minderjährigen Kindern, von Gewaltproblemen betroffenen Personen, minderjährigen Patientinnen/Patienten, Personen mit Migrationshintergrund sowie bei Personen mit gravierenden psychischen Störungen und geistigen Behinderungen.


	9
	Müssen Patientinnen/Patienten weitergeleitet werden und / oder sind andere Schritte erforderlich, erhalten sie bei Bedarf Empfehlungen für weitere Schritte.


	
	
	Die Einrichtung entscheidet, wieweit sie ihre Verantwortung bezüglich Unterstützung von Patientinnen/Patienten versteht. Diese sind unter Umständen dankbar, wenn sie bei weiteren Schritten Unterstützung erhalten.

Eine Unterstützung kann sein: eine persönliche Begleitung, wenn die Hürde für den Alleingang zu einer anderen Einrichtung, einem Amt etc. für Patientinnen/Patienten zu gross ist.



	10
	Die Patientinnen/Patienten haben mindestens eine fest zugeteilte Bezugsperson; bei der Zuteilung werden Aspekte der Diversität (Gender, Migration, Alter, Komorbidität etc.) angemessen berücksichtigt.


	
	
	Aspekte der Diversität der Patientinnen/Patienten sind z. B. Lebensalter, Geschlecht/Gender, Migrationshintergrund, psychische, somatische und soziale Komorbidität, Behinderung, sozioökonomischer Status, Elternschaft, sexuelle Orientierung, Religion, Persönlichkeit. 

Das Festlegen interner Zuständigkeiten in Bezug auf verschiedene Querschnittsthemen und Fachfragen ist zweckmässig, vgl. B/2/1. 

Vgl. weitere Informationen zu Diversität.



	11
	Der Umgang mit minderjährigen Patientinnen und Patienten ist geregelt.


	
	
	Rechtliche Rahmenbedingungen müssen bekannt sein und strikt berücksichtigt werden. 

Idealerweise bestehen konzeptuelle Aussagen zum Umgang mit jungen Patientinnen/Patienten, insbesondere zur Vermeidung einer Chronifizierung.

Vorgehensweisen bei spezifischen Situationen sind definiert, z.B. ob Eltern, Schule, Ausbildungsstätte oder Jugendamt kontaktiert werden sollen.




IX / 2 Qualitätsanforderungen zu "Suchttherapeutische Behandlung" 

	Nr.
	IX / 2 Suchttherapeutische Behandlung

	Indikatoren
	Standards
	Erläuterungen und Kommentare

	1
	Die suchttherapeutische Behandlung genügt anerkannten fachlichen Kriterien, basiert auf bewährten Methoden der involvierten Berufsgruppen, ist evidenzbasiert und folgt Grundsätzen der Interdisziplinarität.


	
	
	Als fachliche Kriterien gelten solche, die an öffentlichen Fachschulen, Hochschulen oder Universitäten in Aus-, Fort- und Weiterbildungen gelehrt werden, zu denen Fachliteratur vorhanden ist und die wissenschaftlich anerkannt sind (offizielle Empfehlungen von Behörden, anerkannte Fachverbände, Unterlagen von Fachstellen, wissenschaftliche Studien etc.). Involvierte Berufsgruppen sind vor allem Sozialpädagogik, Psychologie, Sozialarbeit, Medizin und Pflege.

Vgl. auch Berufskodex Soziale Arbeit Schweiz (Avenir Social).


	2
	Eine von der Organisationseinheit und dem Patienten/der Patientin unterschriebene Behandlungsvereinbarung regelt die gegenseitigen Rechte und Pflichten, insbesondere

· wie die Autonomie der Patientinnen/Patienten respektiert wird;

· spezielle Bestimmungen bei fürsorgerischer Unterbringung und bei administrativen oder strafrechtlichen Massnahmen;

· dass eine Behandlungsplanung erstellt und regelmässig gemeinsam evaluiert wird;

· den Umgang mit Suchtmitteln und mit nicht verordneten Medikamenten während des Aufenthalts;

· Möglichkeiten und Grenzen der Religionsausübung;
· Beschwerde- und Rekursverfahren;
· Ausschlussgründe.

	
	
	Die Behandlungsvereinbarung definiert den Rahmen der Behandlung. Sie hat einen formellen strukturierenden Charakter. Sie gibt der Patientin/dem Patient die „Spielregeln“ bekannt. Sie führt weiter dazu, dass sie/er sich in einem sicheren und klaren Betreuungsrahmen fühlt.

Vgl. auf www.praxis-suchtmedizin.ch mögliche Vorlage für Behandlungsvereinbarung.

Die Organisationseinheit soll ein internes Beschwerde- und Rekursverfahren definieren und sicherstellen, dass dieses den Patientinnen/Patienten bekannt ist. Zusätzlich soll eine in die Betriebsführung nicht involvierte Beschwerdeinstanz definiert werden (vgl. B/2/1). Als unabhängige Beschwerdeinstanz kann Infodrog festgelegt werden (vgl. Leitlinien). Die Ombudsstelle kann kontaktiert werden, wenn die internen Möglichkeiten ausgeschöpft sind. 



	3
	Die Behandlungsplanung

· wird mit den Patienten/ der Patientin, unter Berücksichtigung seiner/ihrer kognitiven Fähigkeiten, transparent und nachvollziehbar vereinbart;

· ist ziel- und ressourcenorientiert;

· wird regelmässig mit dem Patienten/der Patientin überprüft und der individuellen Situation angepasst;

· ist dokumentiert.


	
	
	Die Behandlungsplanung gibt dem Verlauf der Behandlung einen strukturierenden Rahmen. Sie ist Ausdruck des verbindlichen Charakters des Behandlungsprozesses für die Patientin/den Patienten. Gleichzeitig muss sie flexibel genug sein, um Hochs und Tiefs auffangen zu können.



	4
	Die Behandlungsplanung beinhaltet

· die weitere Erhebung der Lebensgeschichte und der aktuellen Lebenssituation sowie der Suchtentwicklung und der bisherigen Behandlungen;

· weitere notwendige somatische, psychiatrische und/oder pflegerische Abklärungen;

· das Vorgehen zur somatischen, psychiatrischen und/oder pflegerischen Überwachung;

· Zielsetzungen;

· Massnahmen;

· die Vermittlung von Strategien zum Umgang mit Risikosituationen, Krisen und Entzugskomplikationen;

· Informationen zu Suchtverhalten; Wirkungen und Nebenwirkungen diverser Substanzen; Gesundheitsrisiken; risikoarmem Konsum; Infektionskrankheiten, insbesondere HIV- und Hepatitisprophylaxe; Schwangerschaft; Fahreignung; 

· Informationen zum Abschluss der Behandlung und zum Beginn der Nachbehandlung;

· Evaluation der vereinbarten Ziele.


	
	
	Im Verlauf der Behandlung tauchen weitere Elemente der Lebensgeschichte, Aspekte der Persönlichkeit, Ressourcen sowie eventuell psychiatrische Störungen oder soziale Probleme auf. Sie werden in die Behandlungsplanung einbezogen und führen zu neuen Zielsetzungen.
Im Verlauf der Behandlung werden zum richtigen Zeitpunkt die notwendigen Informationen vermittelt.

Dabei ist sicherzustellen, dass die Informationen für die Patientinnen/Patienten verständlich sind, z.B. durch den Beizug eines/r Dolmetschers/in, vgl. www.inter-pret.ch.

Informationen über Suchtverhalten sowie Wirkungen und Nebenwirkungen von diversen Substanzen finden sich bei Sucht Schweiz unter www.suchtschweiz.ch (entsprechende Flyer und Broschüren zum Abgeben können heruntergeladen oder bestellt werden). Auf die Gefährlichkeit des Mischkonsums und dessen mögliche Folgen soll hingewiesen werden. Basisinformationen zu Infektionskrankheiten – HIV, Hepatitis und andere sexuell übertragbare Infektionen (STIs) – sowie Informationen zu deren Vermeidung und zum risikoarmen Konsum und risikoarmen Verhalten sollen vermittelt werden, zu Hepatitis siehe www.hepch.ch (Informationsmaterialien zu Hepatitis und Safer Use können bei Infodrog bezogen werden), zu HIV und anderen STIs sowie zu Safer sex siehe Aidshilfe Schweiz. Hinzu kommen Informationen im Zusammenhang mit der Beschaffungsprostitution, zum Vorgehen im Falle einer Vergewaltigung und zur Zusammenarbeit mit den zuständigen Fachleuten (Polizei, Ärztinnen/Ärzte, Anwältinnen/Anwälte, Beratungsstelle für vergewaltigte Frauen, Frauenhaus etc.).

Vgl. auf www.praxis-suchtmedizin.ch Informationen zu Schwangerschaft und Fahreignung. 

Die regelmässige Evaluation der erreichten oder nicht erreichten Ziele hilft beiden Parteien, den roten Faden nicht zu verlieren und den nächsten Schritt vorzubereiten. 



	5
	Die Organisationseinheit überprüft im Rahmen der Behandlungsplanung regelmässig,

· welcher Bedarf an Unterstützung hinsichtlich der Themen Tagesstruktur, Gesundheit, Ernährung, Bewegung und Hygiene besteht;

· ob ein Bedarf an Unterstützung hinsichtlich weiterer Sachhilfethemen besteht;

· welche Nachbehandlung benötigt wird.


	
	
	Vgl. www.suchtindex.ch (Infodrog Datenbank der Suchthilfeangebote Schweiz) für die Suche nach weiteren geeigneten Angeboten.

Ein wichtiges Ziel für Patientinnen und Patienten ist die berufliche und die soziale (Re-)Integration. Erbringt eine Einrichtung nicht alle Angebote, so soll sie diese bei Bedarf vermitteln. Insbesondere Institutionen mit einem beschränkten Dienstleistungsangebot arbeiten vernetzt mit den entsprechenden Institutionen, um eine integrale Betreuung anbieten zu können.
z.B. bei Männern mit Gewaltproblematik (Opfer oder Täter) Zusammenarbeit mit Opfer-/Täter-Beratungsstellen.
z.B. für Personen mit Migrationshintergrund: 
Vernetzung mit MigrantInnen-Organisationen, Rechtsberatungsstellen, spezialisierten Ärztinnen/Ärzten, Psychiaterinnen/Psychiatern und Psychologinnen/Psychologen, Beratungsstellen für binationale Ehen/Partnerschaften, Ambulatorien für Folter- und Kriegsopfer u. a.
z.B. wird dafür gesorgt, dass Patientinnen/Patienten die Grundleistungen im Gesundheitswesen erhalten (z.B. Begleitung in ein Spital, Begleitung / Vermittlung zu Ärztin/Arzt, Zugang zu gynäkologischen Untersuchungen und Beratungen, Zugang zu HIV- und Hepatitis-Behandlungen).

z.B. Unterstützung beim Bezahlen von Rechnungen oder Ausfüllen von Steuererklärungen, beim Gang zu Sozialbehörden, um die Rückkehr in den Alltag vorzubereiten und zu erleichtern, etc.

Betreffend berufliche Integration vgl. auch SUVA zu Suchtmittel am Arbeitsplatz sowie die Borschüre Suchtmittel am Arbeitsplatz aus rechtlicher Sicht.


	6
	Der Einbezug wichtiger Bezugspersonen aus dem sozialen Umfeld wird angestrebt und erfolgt mit Einwilligung des Patienten/der Patientin.


	
	
	In akuten Krisensituationen (z.B. bei Selbst- oder Fremdgefährdung) können Bezugspersonen auch ohne Einwilligung einbezogen werden, das Vorgehen ist anschliessend gemeinsam mit den betroffenen Personen zu reflektieren.


	7
	Für Personen im Beziehungsumfeld von Patientinnen und Patienten, insbesondere für minderjährige Kinder und weitere Angehörige, werden bei Bedarf Unterstützungsangebote vermittelt.


	
	
	Kinder von Patientinnen/Patienten bleiben immer im Fokus der Organisationseinheit. Sie übernimmt eine moralische Verpflichtung ihnen gegenüber. Das heisst nicht, dass die Einrichtung selber unterstützende Massnahmen treffen muss, sondern dass sie dafür sorgt, dass entsprechende Massnahmen von zuständigen Personen bzw. Behörden getroffen werden und dass die Beziehungen zu den Eltern gewährleistet werden. 

Unterstützungsangebote für Kinder können sein: psychotherapeutische Behandlungen einzeln oder in Gruppen, Freizeitangebote, Ferienlager, schulische Unterstützung, etc.
Unterstützungsangebote für Angehörige können sein: Gespräche in Selbsthilfegruppen, Vermittlung an Beratungsstellen, Informationsveranstaltungen, Rechtshilfe, Schuldensanierung etc.



	8
	Die Tagesstruktur und Mitarbeit in der Organisationseinheit sind geregelt und dem Behandlungsprozess des Patienten/der Patientin förderlich. Die Rückkoppelung der Erfahrungen aus dem Lebensalltag in den Behandlungsprozess ist gewährleistet.


	
	
	Patientinnen/Patienten übernehmen ihren Fähigkeiten entsprechende Aufgaben ("Ämtli") im Alltagsgeschehen und tragen zum Gelingen des Alltags bei; z.B. die persönliche Zimmerreinigung ist regelmässig ausgeführt und wird von Fachpersonal kontrolliert.

Die gesammelten Erfahrungen aus dem Alltag bilden eine wichtige Informationsquelle über die Patientin/den Patienten, die als Feedback zur Förderung des Therapieprozesses genützt werden sollen. Sie machen die Einzigartigkeit der stationären Therapie und spielen eine zentrale Rolle im Therapieprozess.


	9
	Die Intimität der Patientinnen und Patienten ist unter Berücksichtigung von Sicherheitsaspekten gewährleistet, indem 

· die Zimmerzuteilung gemäss im Voraus definierter, zielgruppenspezifischer Kriterien erfolgt;

· für die Patientinnen und Patienten räumliche und zeitliche Möglichkeiten bestehen, sich in einen eigenen Bereich zurückzuziehen.


	
	
	Um zu vermeiden, dass in jedem Einzelfall Grundsatzdiskussionen geführt werden müssen zu den Kriterien, die einer Zimmerzuteilung zugrunde liegen, ist es zweckmässig, diese im Voraus festzulegen.

	10
	Das Vorgehen und der Informationsfluss bei Behandlungsabbruch und / oder Flucht sind geregelt.


	
	
	In Fällen von Timeout sind die involvierten Stellen zu informieren, auch um abzuklären, ob allfällige Kostenfolgen gedeckt sind.



	11
	Um Krisensituationen selbständig bewältigen zu können, verfügen die Patientinnen und Patienten über die notwendigen Ansprechpersonen und es werden ihnen Adressen und Telefonnummern von Notfalldiensten zur Verfügung gestellt.


	
	
	Der Zugriff zu Informationen kann in Krisenfällen überlebensentscheidend sein. Dazu zählt insbesondere das Wissen über das Notfallnetz und die Erreichbarkeit einzelner Stellen oder Personen.

Den Patientinnen und Patienten kann eine Liste abgegeben werden, in welcher festgehalten sind: Namen, Adressen und Telefonnummern von regionalen Spitälern, Apotheken, Ärztinnen/Ärzte, relevante Beratungsstellen, Dolmetschende, Polizeistellen, Feuerwehr, toxikologisches Institut etc. Die Liste ist periodisch zu überprüfen und zu kommunizieren.

Eine weitere Möglichkeit sind interne Informationsveranstaltungen zum Vorgehen in Krisensituationen.


	12
	Der Informationsfluss zwischen den Vernetzungspartnern/-partnerinnen ist in Krisensituationen gewährleistet.


	
	
	


IX / 3 Qualitätsanforderungen zu "Medizinische Dienstleistungen und Medikamentenverabreichung"
	Nr.
	IX / 3 Medizinische Dienstleistungen und Medikamentenverabreichung
	Indikatoren
	Standards
	Erläuterungen und Kommentare

	1
	Die somatische und psychiatrische Versorgung ist während der Aufenthaltsdauer intern und/oder extern sichergestellt.


	
	
	Eine Suchtbehandlung beinhaltet auch somatische und psychiatrische Aspekte, daher ist eine gute Zusammenarbeit mit dem medizinischen Bereich erforderlich. 

Bei externer medizinischer Versorgung finden zuständige Ärztinnen Informationen zu Suchtmedizin auf der von den Netzwerken FOSUMOS, FOSUMIS, COROMA, Ticino      Addiction etc. getragenen Website www.praxis-suchtmedizin.ch.



	2
	Die Aufgaben, Kompetenzen und Verantwortlichkeiten bei der Verabreichung der Substitutionsmedikamente und Medikamente sind geregelt.

	
	
	Hierbei sind z.B. folgende Fragen zu beantworten: Wer ist berechtigt, welche Substitutionsmedikamente abzugeben? Wie ist das Vorgehen, wenn eine Patientin/ein Patient intoxikiert zur Substanzverabreichung erscheint?


	3
	Die Beschaffung, Aufbewahrung und Kontrolle der Medikamente sowie der Substitutionsmedikamente, welche im Rahmen einer Entzugsbehandlung abgegeben werden, sind geregelt und tragen den Sicherheitsanforderungen Rechnung.


	
	
	Zu beachten sind kantonale und nationale Vorgaben (z.B. BetmG, BetmKV, kantonale Gesetze Verordnungen etc.).

Eine Verfahrensanweisung regelt z.B. folgende Fragen: Welche Mitarbeitende sind für die Beschaffung der Substitutionsmedikamente zuständig? Wer ist verantwortlich für die sachgerechte Lagerung der Medikamente? Wer hat Zugriff auf welche Medikamente? Wie wird die Kontrolle der Medikamente sichergestellt, auch um Hinweise zu erhalten, falls Medikamente fehlen?


	4
	Die Anforderungen an Hygiene und Sicherheit bei der Verabreichung von Substitutionsmedikamenten und Medikamenten sind geregelt und deren Erfüllung gewährleistet.

	
	
	Hierbei sind z.B. folgende Fragen zu beantworten: Wie sind die Abläufe bei der Substanzverabreichung zu gestalten, damit der Sichtkonsum aller Patientinnen/Patienten unter hygienischen Bedingungen stattfinden kann? Welche Vorkehrungen werden getroffen, um auch in Gefahrensituationen die Sicherheit sämtlicher Patientinnen/Patienten zu gewährleisten? Welche Hygienevorschriften müssen Patientinnen/Patienten einhalten, und wie wird deren Einhaltung überwacht?



	5
	Vor jeder Verabreichung der Substitutionsmedikamente und Medikamente wird eine Überprüfung der individuellen Verträglichkeit gemäss einheitlichem Verfahren durchgeführt.


	
	
	Verfahren sind: Selbstdeklaration der Patientinnen/Patienten betreffend konsumierter Substanzen; Objektivierung mittels Drogenscreening; Atemalkoholkontrolle; Evaluation des Zustands der Patientinnen/Patienten vor und nach der Verabreichung der Medikation.



	6
	Das Verfahren, wie die Patientinnen/Patienten die richtige Medikation in der richtigen Dosis zum richtigen Zeitpunkt erhalten, ist definiert.

	
	
	Hierbei sind z.B. folgende Fragen zu beantworten: Welches sind die Mechanismen, die sicherstellen, dass die abgegebenen Medikamente, dem entsprechen, was in der Verordnung festgehalten ist? Wer ist für die Vorbereitung der Medikamente zuständig? Welche Kontrollen werden durch wen durchgeführt (z.B. Vier-Augen-Prinzip)? Welche Vorkehrungen werden getroffen, um Fehler zu vermeiden? Wie ist der Umgang mit Fehlern geregelt? Leistet die Regelung einen wirksamen Beitrag zur Vermeidung zukünftiger Fehler? 



	7
	Es wird lückenlos dokumentiert, wem wann welche Medikamente und Substitutionsmedikamente verabreicht wurden.


	
	
	Diesbezüglich ist ebenfalls zu dokumentieren, ob die Substitutionsmedikamente und die Medikamente unter Sicht konsumiert oder mitgegeben wurden. 



	8
	Das Vorgehen bei Komplikationen und Notfallsituationen ist geregelt und die medizinische Notfallbehandlung ist jederzeit gewährleistet.


	
	
	


IX / 4 Qualitätsanforderungen zu "Austritt"
	Nr.
	IX / 4 Austritt

	Indikatoren
	Standards
	Erläuterungen und Kommentare

	1
	Der reguläre und irreguläre Austritt sind so strukturiert und geregelt, dass Anschlusslösungen möglich sind und/oder die Voraussetzungen für einen Wiedereintritt geklärt sind. 


	
	
	Der Behandlungserfolg hängt wesentlich von einem geplanten geregelten Abschluss ab.

Zur Strukturierung und Regelung des Abschlusses zählen:

· Richtlinien für reguläre und irreguläre Abschlüsse sowie bei Kontaktverlust;

· Vorgehen bei Nichteinhalten der Behandlungsvereinbarung z.B. bei Gewalttätigkeiten oder bei mangelhafter Compliance;
· Bedingungen für ein Wiedereintritt;

· Anschlusslösungen können beinhalten: Planung und Organisation einer geregelten Wohn- und Arbeitssituation; Übertritt in eine stationäre Einrichtung (Therapie); weitere ambulante Beratungs- und Betreuungsangebote; Beratung über das Vorgehen bei Krisensituationen;

· Durchführung von Koordinationssitzungen mit Nachfolgeeinrichtungen, um die Kontinuität der Behandlung zu gewährleisten; 
· Regelung zum Abschluss des Patienten-/Patientinnen-dossiers, z.B. Austrittsgrund ist festgehalten; Dossierabschluss in definiertem Zeitrahmen auch bei irregulären Abschlüssen.


	2
	Zur Sicherstellung der Nachbehandlung sind Folgetermine bei spezialisierten Ärztinnen/Ärzten, Institutionen und/oder bei der sozialen und gesundheitlichen Grundversorgung verbindlich vereinbart.


	
	
	

	3
	Bei regulären Austritten 

· ist die finanzielle und rechtliche Situation der Patientinnen und Patienten geklärt;

· ist die medikamentöse Behandlung geregelt und mit den Patientinnen/Patienten besprochen;

· sind die erreichten Ziele mit den Patientinnen/Patienten evaluiert.


	
	
	

	4
	Bei irregulären Abschlüssen ist definiert:

· wann das Patientinnen-/Patientendossier geschlossen wird;

· das Vorgehen und die wichtigsten Inhalte einer internen Evaluation.


	
	
	Bei irregulären Austritten soll die Organisationseinheit ihr Vorgehen reflektieren (z.B. Klären von institutionsbezogenen Ursachen), um anhand von Verbesserungen zukünftige irreguläre Austritte zu vermeiden.



	5
	Bei regulären und irregulären Austritten ist geregelt, welche Informationen an wen weitergeleitet werden.

	
	
	


IX / 5 Qualitätsanforderungen zu "Externe Vernetzung"
	Nr.
	IX / 5 Externe Vernetzung

	Indikatoren
	Standards
	Erläuterungen und Kommentare

	1
	Die Organisationseinheit
· prüft bei allen Patientinnen und Patienten die externe Vernetzung mit integrativen Angeboten sowie mit der sozialen und gesundheitlichen Grundversorgung;

· stellt bei Bedarf die Vernetzung sicher, unterstützt den Patienten/die Patientin und integriert die Ergebnisse in den Behandlungsprozess.


	
	
	Mit der externen Vernetzung soll eine integrale Behandlung angestrebt werden; vgl. IX/2/5.

	2
	Bei gemeinsamer Fallführung sind Kompetenzen, Zuständigkeiten und Fallführung zwischen den involvierten Stellen geklärt und dokumentiert. Die Zusammenarbeit und die Situation des Patienten/der Patientin werden regelmässig evaluiert.


	
	
	Qualitätsprobleme entstehen häufig an Schnittstellen (z.B. infolge Informationsmängel oder infolge nicht abgesprochener Zuständigkeiten). Daher ist eine Regelung der Zusammenarbeit auf Fallebene notwendig, die auch dazu beiträgt, die Leistungen der Suchthilfe effizienter zu erbringen, dabei sind insbesondere in komplexen Situation Methoden des Case Management zu berücksichtigen (vgl. z.B. www.netzwerk-cm.ch/).
Regelungen bei gemeinsamer Fallführung betreffen beispielsweise
· Häufigkeit gemeinsamer Besprechungen;
· Informationsaustausch;
· Protokollierung der Besprechungen;
· Vorgehen in Konflikt- und Krisensituationen;
etc.


	3
	Fallbezogene Vernetzungen erfolgen in Anwesenheit oder mit Zustimmung des Klienten/der Klientin. Ausnahmen sind zu begründen und schriftlich zu dokumentieren.


	
	
	Die Anforderung bezweckt, sowohl die Institution wie auch die Patientinnen/Patienten zu schützen. Grenze der fallbezogenen Vernetzungen ist in der Regel die Autonomie der Patientinnen/Patienten, deshalb bedarf es ihrer nachvollziehbaren Zustimmung. Eventuell muss die Zustimmung differenziert werden in

· Einverständnis zum Einholen und Weitergeben von Informationen;

· Einverständnis zur Zusammenarbeit mit Dritten.

Sofern Patientinnen/Patienten vorgängig darauf hingewiesen wurden (z.B. im Rahmen der Behandlungsvereinbarung), können in akuten Krisensituationen (z.B. bei Fremd- oder Selbstgefährdung) Vernetzungen auch ohne Zustimmung stattfinden.



	4
	Es ist definiert, welche Informationen und/oder Berichte welchen Vernetzungspartnern/-partnerinnen zugestellt werden.


	
	
	

	5
	Die Zuweisung der Patientinnen und Patienten zu weiteren medizinischen Behandlungen sowie der Kontakt zum Hausarzt/zur Hausärztin sind geregelt.


	
	
	Zu prüfen sind insbesondere HIV-/Hepatitis-Behandlungen sowie psychiatrische Behandlungen bei Komorbidität.

Zu klären sind die Aufgabenteilung zwischen behandelndem Arzt der Organisationseinheit und dem Hausarzt, insbesondere um eine parallele Verschreibung von Psychopharmaka zu vermeiden.




IX / 6 Qualitätsanforderungen zu "Dokumentation"
	Nr.
	IX / 6 "Dokumentation"


	Indikatoren
	Standards
	Erläuterungen und Kommentare

	1
	Die Organisationseinheit erhebt bei der Dossier-Eröffnung folgende Daten:

· Name, Vorname, Adress- und Kontaktdaten;

· Jahrgang, Geschlecht, Zivilstand und Nationalität;

· Religion, Aufenthalts- und Erwerbsstatus;

· AHV-, IV- und Krankenversicherungsdaten;

· Kinder und deren Jahrgang;

· Adressangaben relevanter Bezugspersonen und deren Muttersprache.


	
	
	Die Organisationseinheit prüft, welche weiteren Daten aufgrund externer Vorgaben (statistische Erhebungen wie z.B. act-info, kantonale Richtlinien, etc.) zu erheben sind.

Oft wird nur die Nationalität erhoben; die Erfassung des Migrationshintergrundes kann jedoch für die Suchthilfearbeit bedeutsam sein; aussagekräftig ist diesbezüglich das Erfragen von Mutter-/Erstsprache; Zweitsprache; Geburtsort der Patientin/des Patienten und der Eltern, vgl. auch Schlüsselmerkmale zur Erfassung des Migrationshintergrundes in schweizerischen Gesundheitsdatenerhebungen.



	2
	Das Patientinnen-/Patientendossier beinhaltet einen medizinischen und einen nicht-medizinischen Teil, wobei:

· der medizinische Teil medizinischen Standards entspricht;

· für den nicht-medizinischen Teil die Dokumentation für Patientinnen/Patienten, Betroffene und Berechtigte transparent geregelt ist.


	
	
	Medizinische Standards beispielsweise gemäss dem Deutschen Institut für Medizinische Dokumentation und Information (DIMDI).

	3
	Das Patientinnen- und Patientendossier beinhaltet:

· erhobene Daten;

· Anamnese und Diagnostik; 

· Zielvereinbarungen;

· Behandlungsvereinbarung;

· Behandlungsplanung;

· Dokumentation der verabreichten Substitutionsmedikamente und Medikamente;

· zuständige Bezugsperson(en);

· Korrespondenz;

· eventuelle Schweigepflichtentbindungen und/oder Einverständniserklärungen;

· Verträge, Verfügungen und Bewilligungen;

· interne und externe Berichte;

· Journaleinträge zur Behandlung sowie zu wichtigen Ereignissen inkl. Kriseninterventionen.


	
	
	Eine strukturierte Dokumentation im Patienten-/Patientinnen-dossier steigert die Effizienz, macht vergangene Aktivitäten und Entscheide nachvollziehbar, erhöht die Transparenz für alle berechtigten Personen und dient auch der Rechtssicherheit. Eine eventuelle Übergabe der Dokumente an eine Nachfolgebetreuung wird vereinfacht.



	4
	Die Dossiereinträge und Berichte entsprechen den Tatsachen, genügen fachlichen Standards und sind für die Adressatinnen und Adressaten verständlich.


	
	
	

	5
	Patientinnen-/Patientendossiers (inkl. elektronische Daten) sind unter Berücksichtigung kantonaler und/oder nationaler Vorgaben zehn Jahre aufzubewahren.


	
	
	

	6
	Es ist geregelt, was nach Ablauf der Aufbewahrungsfrist und bei Auflösung der Organisationseinheit mit den Akten geschieht.


	
	
	Bei Auflösung der Einrichtung informiert die Trägerschaft die zuständige Behörde (Kanton, Gemeinde), wo die Akten bis zur Ablauf der Zehnjahresfrist aufbewahrt werden.


Modul X „Gesundheitsförderung, Prävention, Früherkennung und Frühintervention“

Die Qualitätsanforderungen des Moduls „Gesundheitsförderung, Prävention, Früherkennung und Frühintervention“ sind strukturiert in fünf Themenfelder.
1. Akquisition und Auftragsklärung

2. Konzeption, Entwicklung und Umsetzung von Dienstleistungen 

3. Zur Verfügung stellen von Informationen

4. Externe Vernetzung

5. Dokumentation

Auf den nachfolgenden Seiten befinden sich die Qualitätsanforderungen zum Modul X.

Relevante Dokumente/Unterlagen

Für Projekte und die Entwicklung von Angeboten wird empfohlen, sich am Qualitätssystem quint-essenz von Gesundheitsförderung Schweiz zu orientieren. Dieses bietet zahlreiche Informationen, Instrumente und weitere Unterstützungen für die Planung, Durchführung und Evaluation von Interventionen: vgl. www.quint-essenz.ch. Die quint-essenz Community gibt Fachpersonen rund um Gesundheitsförderung und Prävention die Möglichkeit des virtuellen Austausches und Zugang zu Dokumentation.

X / 1 Qualitätsanforderungen zu "Akquisition und Auftragsklärung"
	Nr.
	X / 1 Akquisition und Auftragsklärung


	Indikatoren
	Standards
	Erläuterungen und Kommentare

	1
	Der Zugang zur Organisationseinheit ist ausreichend signalisiert.


	
	
	

	2
	Zugang und Kontaktaufnahme sind verständlich geregelt.


	
	
	

	3
	Die Organisationseinheit hat einen Überblick und einen Beschrieb ihrer potentiellen Kundinnen/Kunden und Auftraggeberinnen/Auftraggeber.


	
	
	Kundinnen/Kunden und Auftraggeberinnen/Auftraggeber können sein: Kantone, Gemeinden, Schulen, Firmen, Familien, Einzelpersonen, Vereine etc.

Zu Kundinnen/Kunden auf Projektebene: vgl. quint-essenz: Bestimmen der Zielgruppen


	4
	Die Organisationseinheit benennt ihre Dienstleistungen im Bereich von Gesundheitsförderung, Prävention, Früherkennung und Frühintervention und macht für Kundinnen/Kunden und Auftraggeberinnen/Auftraggeber transparent,
· welche Kosten für diese entstehen;

· welche Leistungen sie erhalten;

· welche Eigenleistungen sie zu erbringen haben.


	
	
	Dienstleistungen sind Projekte/Programme und / oder (standardisierte) Angebote in den Bereichen Gesundheitsförderung, Prävention und Früherkennung und Frühintervention, z.B. mittels

· Bildung/Sensibilisierung

· Information und Informationsvermittlung

· Beratung und Coaching

· Konzeptentwicklungen und / oder -umsetzungen, etc.

Die Angebote  können z.B. in einem Dienstleistungskatalog aufgelistet  oder in einem Konzept beschrieben sein. Vgl. dazu Konzeptentwicklung, und Qualitätssystem–Qualitätskriterien bei quint-essenz.
Die Kommunikation über die Dienstleistungen muss aktiv gestaltet werden, wenn sie optimal funktionieren soll, vgl. Kommunikationssteuerung bei quint-essenz

Zu den Kosten vgl. Checkliste Budget 


	5
	Der Akquisitions- und der Auftragsklärungsprozess sind geregelt.


	
	
	Die Auftragsklärung dient u.a. der Vermeidung von Missverständnissen und Unklarheiten beim Erbringen der Dienstleistungen.

Zum Auftragsklärungsprozess vgl. quint-essenz Thematische Einbettung in die Trägerinstitution


	6
	Aufgrund der Auftragsklärung wissen Auftraggeberinnen/Auftraggeber und Kundinnen/Kunden, ob sie an der richtigen Stelle sind oder ob eine andere Organisationseinheit geeigneter wäre.


	
	
	

	7
	Ist die Organisationseinheit nicht geeignet, werden Auftraggeberinnen/Auftraggeber und Kundinnen/Kunden weitervermittelt.


	
	
	

	8
	Die Organisationseinheit definiert, ab wann mit Auftraggeberinnen/Auftraggebern oder Kundinnen/Kunden eine schriftliche Vereinbarung abgeschlossen wird.

	
	
	

	9
	Schriftliche Vereinbarungen mit Auftraggeberinnen/Auftraggebern oder Kundinnen/Kunden berücksichtigen:

· Leistungen der Organisationseinheit;

· Zielsetzung, Strategie und Massnahmen;

· beteiligte Akteurinnen/Akteure;

· Aufgaben, Verantwortlichkeiten, Kompetenzen;

· verwendete bzw. eingesetzte Methoden;

· Zeitplan;

· den finanziellen und personellen Ressourcenaufwand für Auftraggeberinnen/Auftraggeber oder Kundinnen/Kunden;

· gegenseitige Rechte und Pflichten sowie eventuelle weitere Konditionen;

· Evaluation.


	
	
	Details zu den einzelnen Themenbereichen s. unter X/2/1. 




X / 2 Qualitätsanforderungen zu "Konzeption, Entwicklung und Umsetzung von Dienstleistungen"
	Nr.
	X / 2 Konzeption, Entwicklung und Umsetzung von Dienstleistungen
	Indikatoren
	Standards
	Erläuterungen und Kommentare

	1
	Die Konzeption, die Entwicklung und/oder die Umsetzung von Dienstleistungen zur Gesundheitsförderung, Prävention, Früherkennung und Frühintervention

· entsprechen einem ausgewiesenen Bedarf;

· sind zielgruppen- und zielorientiert;

· definieren, welche Wirkungsebenen angesprochen sind;

· berücksichtigen aktuelle oder absehbare gesellschaftliche Entwicklungen;

· stützen sich auf wissenschaftliche Erkenntnisse und berücksichtigen bereits bestehende Erfahrungen und Materialien;

· erfolgen unter Einbezug relevanter Akteurinnen/Akteure sowie in Absprache mit dem Kanton und/oder Gemeinden;

· definieren, wer wann durch wen informiert werden muss;

· erfolgen unter Einbezug anerkannter Prinzipien und Methoden der Gesundheitsförderung, Prävention, Früherkennung und Frühintervention;

· berücksichtigen die Besonderheiten der angesprochenen Settings;

· berücksichtigen Aspekte der Diversität (Gender, Migration, Alter, Komorbidität etc.);

· berücksichtigen bei Projekten die Möglichkeit der Multiplizierbarkeit;

· legen Produkte- oder Dienstleistungswerbung offen;

· definieren, in welcher Form Evaluationen und Valorisierungen der Ergebnisse stattfinden.

	
	
	Das Qualitätssystem quint-essenz von Gesundheitsförderung Schweiz bietet vielfältige Unterstützung bei der Konzeption von Angeboten:

Allgemeiner Rahmen: 

vgl. die Qualitätskriterien für Projekte der Gesundheitsförderung und Prävention

Zu Prinzipien und Methoden vgl. Gesundheitsdeterminanten und Salutogenese
Zu Diversität vgl. Ungleichheitsdiagramm und die Checklisten Gender und Migration
Aspekte der Diversität sind z. B. Lebensalter, Geschlecht/Gender, Migrationshintergrund, psychische, somatische und soziale Komorbidität, Behinderung, sozioökonomischer Status, Elternschaft, sexuelle Orientierung, Religion, Persönlichkeit. 

Das Festlegen interner Zuständigkeiten in Bezug auf verschiedene Querschnittsthemen und Fachfragen ist zweckmässig, vgl. B/2/1. 
Vgl. weitere Informationen zu Diversität.
Zu Kompetenzen Fachkompetenz
Zur Begründung von Interventionen: 

Gesellschaftlicher Kontext, Bedarf und Bedürfnisse
Lernen aus Projekten
Nützliches Instrument: Checkliste Assessment
Einzelne Aspekte der Planung:

Bestimmen der Zielgruppen und Settings, Projektziele formulieren, Strategien und Massnahmen bestimmen, 

Wirkungsmodelle erarbeiten, Entwerfen eines Konzeptes
Die Wirkungsebenen in der Gesundheitsförderung, Prävention, Früherkennung und Frühintervention sind:

· Individuen (u.a. Schlüsselpersonen)

· Gruppen

· Organisation

· Lebenswelt

· Gesellschaft/Politik

Wirkungsmodelle helfen, die Komplexität des Gegenstandsbereiches zu strukturieren und Zusammenhänge zwischen Zielen und Massnahmen zu überblicken, vgl. auch das Ergebnismodell von Gesundheitsförderung Schweiz  

Nützliche Instrumente: Vorlage Konzept und Planungstabelle. 

Zu organisationsstrukturellen Aspekten:

Zu den relevanten Akteurinnen/Akteure gehören auch Stellen, Einrichtungen, Anbieterinnen/Anbieter, Organisationen oder Organisationseinheiten der Gesundheitsförderung und Prävention sowie der Bereiche Schadenminderung und Therapie

vgl. auf quint-essenz: Vernetzung
Nützliche Instrumente: zu Akteurinnen/Akteuren: Projektstruktur und zu den Verantwortlichkeiten: Funktionendiagramm
Aspekte der Steuerung:

Zur Information vgl. Kommunikationssteuerung, zum Zeitplan Meilensteine und zur Evaluation Vorbereitung der Evaluation.

Zur Optimierung des Projektmanagements vgl. Qualitätsziele
Nützliche Instrumente: Vorlage Evaluationskonzept, Evaluationstabelle, Steuerungstabelle
Zu den Wirkungen
vgl. Nachhaltigkeit von Interventionen, Schlussbericht,  

Nützliches Instrument: Vorlage Schlussbericht
Bei Präventions- und Gesundheitsförderungsprojekten in Schulen bildet das Schweizerische Netzwerk Gesundheitsfördernder Schulen (SNGS) einen wichtigen Referenzrahmen. Die  Qualitätsstandards von bildung und gesundheit Netzwerk Schweiz oder auch die Kriterien und Standards der Nationalen Gesundheitsstrategie (NGS) sollen berücksichtigt werden.


	2
	Es ist geregelt, wann und wie Dienstleistungen zur Gesundheitsförderung, Prävention, Früherkennung und Frühintervention abgeschlossen werden.

	
	
	

	3
	Evaluationen geschehen systematisch und berücksichtigen insbesondere

· Chancengleichheit;

· Empowerment;

· Settingansatz;

· Partizipation;

· bei Projekten die Projektbegründung, die Projektplanung, die Projektorganisation, die Projektsteuerung sowie die Ergebnisse und Wirkungen;

· Lessons learned.


	
	
	Vgl. als allgemeine Referenz für Evaluationen die Qualitätskriterien für Interventionen der Gesundheitsförderung und Prävention von quint-essenz: Qualitätskriterien. 

Zur Evaluation allgemein: Evaluationsmethoden,

Zu spezifischen Aspekten:

Chancengleichheit, Empowerment, Settingansatz,

Partizipation, Rahmenbedingungen, Lernen aus Projekten.

Nützliche Instrumente: Evaluationstabelle und Vorlage Evaluationskonzept



X / 3 Qualitätsanforderungen zu "Zur Verfügung stellen von Informationen"
	Nr.
	X / 3 Zur Verfügung stellen von Informationen

	Indikatoren
	Standards
	Erläuterungen und Kommentare

	1
	Die Organisationseinheit stellt sicher, dass

· Form und Inhalte vermittelter Informationen aktuell und zielgruppenspezifisch ausgerichtet sind;

· der zur Informationsvermittlung genutzte Medien-Mix definiert ist;

· die Weiterentwicklung der Medienlandschaft systematisch im Hinblick auf die Informationsvermittlung evaluiert wird.


	
	
	Z.B.: Website aktuell und attraktiv halten; neue Medien oder soziale Netzwerke bewusst und systematisch nutzen.

Beispiele für Medien: Website, Newsletter, Filme, Bücher, Broschüren, Faktenblätter, etc.



	2
	Kundinnen/Kunden und Auftraggeberinnen/Auftraggeber werden bei der Suche nach Informationen unterstützt und beraten.


	
	
	

	3
	Das Platzieren, Verbreiten und Auflegen von Informationen geschieht gezielt, bedarfs- und bedürfnisorientiert und wird regelmässig evaluiert.


	
	
	Die Dokumentation (z.B. Bibliothek, etc.) ist vollständig, aktuell, benutzerfreundlich und attraktiv. Hierunter fällt auch das Platzieren, Verbreiten und Auflegen von Broschüren/Flyern z.B. bei anderen Suchhilfeinstitutionen, Hausärztinnen/Hausärzten, Arbeitgebern, Gemeinden, etc. 




X / 4 Qualitätsanforderungen zu "Externe Vernetzung"
	Nr.
	V / 4 Externe Vernetzung

	Indikatoren
	Standards
	Erläuterungen und Kommentare

	1
	Die Form der Zusammenarbeit mit externen Akteurinnen/Akteuren sowie die Kompetenzen und Zuständigkeiten sind geregelt und werden regelmässig evaluiert.


	
	
	Die Organisationseinheit hat ihre Funktion bezüglich Gesundheitsförderung, Prävention, Früherkennung und Frühintervention in Zusammenarbeit mit den betroffenen Partnern (= externe Akteurinnen/Akteure) definiert, vgl. Qualitätskriterien quint-essenz sowie Vernetzung.

Nützliche Instrumente: Projektstruktur und Funktionendiagramm

	2
	Die Organisationseinheit definiert bei gemeinsamen Projekten und Programmen, wann eine schriftliche Kooperationsvereinbarung mit den betroffenen Akteurinnen/Akteuren abgeschlossen wird.

	
	
	Grössere Projekte (z.B. auf Ebene der Gemeinde oder Kanton) werden manchmal in Kooperation mit anderen Akteuren durchgeführt.

	3
	Erkennt die Organisationseinheit im Rahmen ihrer Aktivitäten individuelle Anzeichen einer möglichen Gefährdung der körperlichen, psychischen und/oder sozialen Entwicklung, werden etablierte Abläufe von Früherkennung und Frühintervention genutzt und/oder es wird direkte Hilfestellung vermittelt. 


	
	
	Grundlage ist Art. 3c des Betäubungsmittelgesetzes (BetmG). Konkret könnte dies z.B. heissen:

· diese Beobachtungen werden im Netzwerk ausgetauscht;

· falls nötig erfolgt eine professionelle Einschätzung durch Fachpersonen;

· es werden entsprechende Interventionen eingeleitet;

· es findet eine Zusammenarbeit der potenziell zuständigen Stellen mit gegenseitigen Rückmeldungen statt.

Zur Früherkennung und Frühintervention siehe auch

· Früherkennung und Frühintervention bei gefährdeten Jugendlichen
· Früherkennung und Frühintervention Programm www.radix.ch 

· Früherkennung und Frühintervention in Schulen 

· www.interventionprecoce.ch (GREA)

· Fachverband Sucht.
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	1
	Die Organisationseinheit regelt, welche Aktivitäten in welcher Form dokumentiert werden.

	
	
	Eine strukturierte Dokumentation steigert die Effizienz, macht vergangene Entscheide nachvollziehbar, erhöht die Transparenz für alle beteiligten Personen und dient auch der Rechtssicherheit.

Zur Dokumentation der Erfahrungen mit Projekten eignen sich Projektdatenbanken wie z.B. die Projektdatenbank quint-essenz.
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